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Liebe Leserin,  
lieber Leser,
seit einigen Ta-
gen geht mir im-
mer wieder diese 
Textzeile aus Han-
nes Waders bekanntem Lied „Heu-
te hier, morgen dort“ im Kopf herum: 
„Und was gestern noch galt, stimmt 
schon heut´ oder morgen nicht mehr.“ 
Die Corona-Pandemie überrollt die 
Welt und hat Folgen, die wir alle uns 
vor wenigen Wochen nicht hätten vor-
stellen können. Und vieles und viele 
scheinen verwirrt. Kein Wunder, wenn 
der Boden, auf dem wir sicher zu ste-
hen glaubten, ins Wanken gerät. Und 
so gilt es, in der Unsicherheit Halte-
punkte zu gewinnen, alte Fixpunkte 
(vielleicht wieder) zu entdecken und 
neue Stützen zu bauen.

Als alte Organisation, gegründet 
zu einer Zeit, als das Staatsoberhaupt 
Kaiser Wilhelm II. war, haben wir Ge-
schichte erlebt, erlitten und mitgestal-
tet, die reich war an Katastrophen. 
Was über die Zeiten gleich blieb, war 
unsere Überzeugung, dass Krieg nicht 
sein darf, dass er ein Verbrechen an 
der Menschheit ist. Was sollte das Co-
rona-Virus an dieser Grundüberzeu-
gung ändern? Nichts! 

Wir wissen, dass Geld für Kriegs-
vorbereitung und Militär stets der fal-
sche Weg angesichts des Elends in 
der Welt ist und Probleme so nicht ge-
löst, sondern verschärft werden. Das 
gilt jetzt in ganz besonderem Maße. 
Auch wenn wir noch nicht wissen kön-
nen, wie die Corona-Krise weitergeht: 
Die Kosten für ihre Bewältigung wer-
den gigantisch sein. Angefangen von 
der Reparatur eines nur auf Profit aus-
gerichteten Gesundheitssystems und 
seinem Um- und Aufbau dazu, dass 
ordentlich bezahltes Personal sich un-
ter guten Arbeitsbedingungen erfolg-
reich um unsere Gesundheit kümmern 
kann – bis dazu, dass wir die Men-
schen im globalen Süden nicht länger 
mit Almosen abspeisen und an unge-
rechten Strukturen festhalten, stellt 
sich doch vor allem diese Frage: 

Wollen wir uns wirklich ein Militär 
leisten, das in diesem Jahr planmäßig 
über 45 Milliarden Euro kostet? Das 
mit fast 12,5 Prozent der zweitgröß-
te Ausgabenposten im Bundeshaus-
halt ist? Das können wir nicht wollen 
– und wir sollten einen großen Teil un-
serer Kraft in den nächsten Monaten 
dafür einsetzen, dass radikal umge-
steuert wird. Wahrscheinlich wird im 
Herbst 2021 ein neuer Bundestag ge-
wählt. Wir sollten als DFG-VK und mit 
anderen zusammen kluge Strategien 
dafür entwickeln, die Frage des Miss-
verhältnisses zwischen dem, was wir 
als zivile Gesellschaft nötig brauchen, 
und der Geldverschwendung fürs Mi-
litär zu einer wahlentscheidenden zu 
machen. Mit „Sicherheit neu denken“, 
woran wir im Bündnis mitarbeiten, gibt 
es ein überzeugendes und ausgear-
beitetes Konzept, das weite Bevölke-
rungsteile überzeugen könnte.

Ein weiterer Haltepunkt könnte für 
uns als PazifistInnen/AntimilitaristIn-
nen in der DFG-VK sein: Das gemein-
same und solidarische Suchen nach 
„Antworten auf die Fragen der Zeit“. 

Da sollten wir in den nächsten Wo-
chen eine fundierte und überzeugen-
de Einschätzung entwickeln, wie wir 
die Corona-Pandemie und die Folgen 
für die Gesellschaft und für unseren 
Verband einschätzen und bewerten.

Zweitens sollten wir unsere Dis-
kussions- und Entscheidungsstruktu-
ren arbeitsfähig halten und dort, wo 
es notwendig und sinnvoll ist, um- und 
ausbauen. Gut wäre beispielsweise, 
wenn die DFG-VK möglichst viele der 
Mitglieder per E-Mail erreichen und 
informieren könnte. Deshalb die Bitte, 
die eigene E-Mail-Adresse der Bun-
desgeschäftsstelle mitzuteilen: ver-
waltung@dfg-vk.de

Und drittens: Auch wenn es in 
nächster Zeit – und vielleicht mona-
telang – keine Versammlungen, De-
monstrationen, Aktionen geben kann, 
sollte unsere Stimme hörbar bleiben.

Bleibt gesund!

Die ZivilCourage abonnieren unter
www.dfg-vk.de/zc

Adressen
DFG-VK-Bundesgeschäftsstelle 
und DFG-VK-Shop
Hornbergstraße 100, 70188 Stuttgart
Telefon 0711 - 65 29 62 46
E-Mail verwaltung@dfg-vk.de
E-Mail shop@dfg-vk.de

Politischer Geschäftsführer
Michael Schulze von Glaßer
Telefon 0176 - 23 57 52 36
E-Mail svg@dfg-vk.de

BundessprecherInnenkreis
● Benno Malte Fuchs 
	 E-Mail fuchs@dfg-vk.de
●	Katja Görgen 
	 E-Mail Goergen@dfg-vk.de
●	Jürgen Grässlin 
	 E-Mail  graesslin@dfg-vk.de
●	Markus Hornberger 
	 E-Mail  hornberger@dfg-vk.de
● Kathi Müller 
	 E-Mail mueller@dfg-vk.de
● Christoph Neeb 
	 E-Mail neeb@dfg-vk.de
● Marius Pletsch 
	 E-Mail pletsch@dfg-vk.de
●	Jan Sander 
	 E-Mail  sander@dfg-vk.de
● Torsten Schleip 
	 E-Mail schleip@dfg-vk.de
● Thomas Carl Schwoerer 
	 E-Mail schwoerer@dfg-vk.de

DFG-VK-Landesverbände und 
-Gruppen: www.dfg-vk.de/kontakte

Bertha-von-Suttner-Stiftung der  
DFG-VK, Braunschweiger Str. 22, 
44145 Dortmund 
Telefon 0231 - 81 80 32
E-Mail stiftung@dfg-vk.de
www.bertha-von-suttner-stiftung.de

Redaktion ZivilCourage
Hornbergstraße 100, 70188 Stuttgart
Telefon 0711 - 51 89 26 20
E-Mail zc@dfg-vk.de
www.zivilcourage.dfg-vk.de

Das DFG-VK-Spendenkonto:
IBAN DE05 3702 0500 0008 3046 00
BIC BFSWDE33XXX



3Nr. 2 | 2020 ZivilCourage

„Corona“
Coronakrise muss zum Umdenken führen:

Zivile Sicherheit muss Priorität werden!
Die „Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen“ (DFG-VK) fordert mehr Investitionen  
in den Gesundheitssektor statt in die Bundeswehr und warnt vor einer Militarisierung im Rahmen der Krise.

«

Die Coronakrise ist aktuell eine 
große Herausforderung für 
die Gesellschaft. Die „Deut-
sche Friedensgesellschaft – 

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen“ 
ist angesichts der Entwicklungen be-
sorgt: „Wir können diese Krise mit 
Solidarität und praktischer Hilfe zwi-
schen den Menschen und über Lan-
desgrenzen hinweg überstehen“, er-
klärt Michael Schulze von Glaßer, poli-
tischer Geschäftsführer des Friedens-
verbands. 

Er warnt zugleich: „Die Krise könn-
te mit generellen Gesetzesverschär-
fungen sowie einer weiteren Aufrüs-
tung etwa im Bereich von Überwa-
chung und der Polizei einhergehen 
und versucht werden die Maßnahmen 
über die Gesundheitskrise hinaus auf-
rechtzuerhalten.“ 

Der großflächige Einsatz der Bun-
deswehr sowohl um polizeiliche als 
auch medizinische Aufgaben zu über-
nehmen, scheint nur noch eine Frage 
der Zeit. „Das zeigt nicht, dass wir die 
Bundeswehr im Innern brauchen, son-
dern verdeutlicht vielmehr, dass es 
an zivilen Gesundheitseinrichtungen 
mangelt“, so Schulze von Glaßer. 

Seit vielen Jahren sei die Bundes-
regierung auf einem „vollkommen fal-
schen sicherheitspolitischen Weg“, 
kritisiert der DFG-VK-Geschäftsfüh-
rer: „Während Krankenhäuser ge-
schlossen und Pflegekräfte unterbe-
setzt und unterbezahlt sind, hat das 
Militär immer mehr Geld.“ Für 2020 
sind im Bundeshaushalt 45,1 Milliar-
den Euro für die Bundeswehr einge-
plant, vor fünf Jahren – 2015 – waren 
es noch 33 Milliarden Euro: „Und der 
Gesundheitssektor ist nur ein Bereich, 
in dem die Sicherheit der Menschen 
hierzulande tatsächlich bedroht ist – 
auch zur Bekämpfung der Klimaka-

tastrophe muss dringend mehr Geld 
eingesetzt werden, welches aus dem 
Wehretat genommen werden sollte“, 
schlägt Schulze von Glaßer vor.

In Zeiten der Coronakrise möchte 
die Organisation außerdem explizit an 
die Einhaltung der Menschenrechte 
erinnern. Katja Görgen, Bundesspre-
cherin der DFG-VK mahnt: „Nationa-
le Sicherheitsstandards sind wichtig. 
Dennoch dürfen wir Schutzsuchen-
de nicht vergessen, die in ihrer der-
zeitigen Situation dem Virus schutzlos 
ausgeliefert sind. Das betrifft zum Bei-
spiel die Lager auf Lesbos, wo über 
20 000 Menschen auf einem Gelände 
wohnen, das für 3 000 Menschen kon-
zipiert wurde.“ 

Die DFG-VK selbst hat ihr für das 
Wochenende geplantes vierteljährli-
ches Bundesausschuss-Treffen ab-
gesagt: „Wir wollen mit dafür sorgen, 
dass sich der Virus nicht noch weiter 
ausbreiten kann“, so Katja Görgen.

Auch alle anderen für die nächs-
ten Wochen geplanten Aktionen des 
DFG-VK Bundesverbands wurden 
verschoben oder ganz abgesagt: „Wir 
beobachten unsere Themenbereiche 
wie etwa Rüstungsexporte und eine 
mögliche Ausweitung des Mali-Man-
dates der Bundeswehr aber natürlich 
weiter und arbeiten dazu im Rahmen 
der jetzt gegebenen Möglichkeiten“, 
erklärt DFG-VK-Geschäftsführer Mi-
chael Schulze von Glaßer. 

Krisenbedingt und nach den Pro-
testen der DFG-VK und anderer Frie-
densorganisationen sei das „Defen-
der 2020“-Manöver bereits abgesagt 
worden. Dagegen brauche man ge-
genwärtig nicht mehr großangelegt 
zu protestieren, wohl aber gegen bei-
spielswese den für Juni geplanten 

„Tag der Bundeswehr“: „Auch diese 
Großveranstaltung sollte wegen der 
Coronakrise abgesagt werden“, for-
dert Schulze von Glaßer.

Gemeinsam mit anderen Organi-
sationen werden gerade Alternativen 
zu den traditionellen Ostermärschen 
im April diskutiert. Vor allem digitale 
Möglichkeiten wie Livestreams oder 
Social Media-Events sollen in Zukunft 
verstärkt genutzt werden. Michael 
Schulze von Glaßer: „Jetzt gilt es erst-
mal die Krise hinter uns zu bringen, 
danach müssen aber politische Kon-
sequenzen gezogen werden! Die Re-
gierung zeigt gerade, wie handlungs-
stark sie sein kann, wenn sie nur will.“

Pressemitteilung vom 20. März

Die Corona-Lehre

Quarantänehäuser sprießen,
Ärzte, Betten überall,
Forscher forschen, Gelder fließen –
Politik mit Überschall.
Also hat sie klargestellt:
Wenn sie will, dann kann die Welt.

Also will sie nicht beenden
Das Krepieren in den Kriegen,
Das Verrecken vor den Stränden
Und dass Kinder schreiend liegen
In den Zelten, zitternd, nass.
Also will sie. Alles das.

Thomas Gsella
https://www.thomasgsella.de

Das Inhaltsverzeichnis dieser Aus-
gabe findet sich auf Seite 7.
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Die Schulen und Kindergärten 
waren noch nicht geschlos-
sen, da war es Mitte März 
– und nicht wirklich überra-

schen – soweit: Die ersten Rufe nach 
Einsatz der Bundeswehr zur Eindäm-
mung der Corona-Pandemie wurden 
laut. Der bayerische Ministerpräsi-
dent Söder bezeichnete die „stärke-
re Einbindung“ der Bundeswehr „an-
gesichts dieser Krise [als] unabding-
bar“. Wenige Tage später meldete 
sich dann die sonst für Krieg zustän-
dige Ministerin Kramp-Karrenbauer 
und verkündete, die Bundeswehr wer-
de „alles tun, was in unserer Macht 
steht“, um die Ausbreitung des Coro-
na-Virus einzudämmen. Immerhin be-
zogen sich diese ersten Forderungen 
noch darauf, dass das Militär mit sei-
nen Ressourcen im Gesundheitssbe-
reich lediglich aushelfen solle.

Auch wenn man weiß, dass die be-
grenzten Kapazitäten und das fehlen-
de Personal in den Krankenhäusern, 
Stichwort: Pflegenotstand, eine direk-
te Folge der zunehmenden Kommer-
zialisierung des Gesundheitsbereichs 
sind, so scheint es in dieser aktuel-
len Notlage vertretbar, dass – bei aller 
grundsätzlichen Ablehnung von Militär 
– bestimmte Möglichkeiten der Bun-
deswehr gezielt genutzt werden. Dass 
also beispielsweise Krankenhäuser 
der Bundeswehr bei Bedarf zivile Pati-
entInnen versorgen, dass „oliv-grüne“ 
Beatmungsgeräte an unterversorgte 
Kliniken geliefert werden, dass Sani-
tätssoldatInnen zivile Personalausfäl-
le ausgleichen, scheint in der jetzigen 
Ausnahmesituation richtig. 

Irgendwann – auch wenn im Mo-
ment niemand weiß (Stand des Ar-
tikels: 19. März), wann das sein wird 
– dürfte aber die Corona-Pandemie 
überwunden sein, und es wird zur 
„Normalität“ zurückgekehrt. Was ist 
aber „Normalität“?

Für das Verhältnis BürgerInnen und 
Staat legt das Grundgesetz den Nor-
malzustand fest. Der bedeutet: Die 
Legitimation des Staates Bundesre-
publik Deutschland und aller Maßnah-
men, mit denen er mit Gesetzen und 
Vorschriften etc. das Leben der Men-
schen bestimmt und regelt, ergibt sich 
ausschließlich aus der unantastba-
ren Menschenwürde, deren Achtung 
und Schutz „Verpflichtung aller staat-
lichen Gewalt“ ist (Artikel 1 Absatz 1 
Grundgesetz). Um diese Menschen-
würdegarantie zu konkretisieren, sind 
in der Verfassung Grundrechte fest-
gelegt, die neben der Gesetzgebung 
und der Rechtsprechung die „vollzie-
hende Gewalt als unmittelbar gelten-
des Recht“ binden (Art. 1 Abs. 3 GG).

Art. 2 Abs. 1 GG gibt jedem/r das 
„Recht auf freie Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit“ (und zieht die Grenze da-
für in der Verletzung der Rechte ande-
rer und dem Verstoß gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz). Direkt daraus folgt eine 
allgemeine Handlungsfreiheit, die al-
les erlaubt, das nicht ausdrücklich 
verboten ist oder die Rechte anderer 
verletzt. Art. 2 Abs. 2 GG garantiert je-
dem/r das „Recht auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit“ und die un-
verletzliche Freiheit der Person. Ein-
griffe in diese Rechte dürfen nur auf 
Grund eines Gesetzes erfolgen.

Von besonderer Bedeutung für 
das „freie Leben“ ist die Versamm-
lungsfreiheit. Diese ist geregelt in Ar-
tikel 8 des Grundgesetzes. Nach Ab-
satz 1 haben danach alle „Deutschen 
das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu 
versammeln“ – und das heißt: immer 
und jederzeit. Nach Absatz 2 kann 
dieses Recht allerdings für „Versamm-
lungen unter freiem Himmel ... durch 
Gesetz oder auf Grund eines Geset-
zes beschränkt werden.“

Ein weiteres zentrales Grundrecht 
ist das der Freizügigkeit, die nach Art. 
11 Abs. 1 GG alle „Deutschen ... im 
ganzen Bundesgebiet“ haben. JedeR 
kann sich also in Deutschland frei be-
wegen, reisen, und damit überall hin-
gehen, wohin er/sie will.  Der Absatz 
2 sieht allerdings eine Reihe von Ein-
schränkungen vor, die jeweils gesetz-
lich bestimmt werden müssen. Be-
schränkungen der Freizügigkeit sind 
„zur Bekämpfung von Seuchengefahr, 
Naturkatastrophen oder besonders 
schweren Unglücksfällen“ dann vor-
gesehen, wenn sie „erforderlich“ sind.

Bedeutsam sind auch die Bestim-
mungen in Artikel 19 Grundgesetz, 
wonach bei Grundrechten, bei de-
nen ein Gesetzesvorbehalt geregelt 
ist (wie beim Versammlungsrecht, das 
„durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes beschränkt werden“ kann), 
das Grundrecht in „keinem Fall ... in 
seinem Wesensgehalt angetastet wer-
den“ darf (Absatz 1) und die Rechts-
weggarantie nach Absatz 4.

Für die Frage, wofür die Bundes-
wehr eingesetzt werden darf, ist der 
Artikel 87a Grundgesetz die General-
klausel. Im Absatz 1 wird bestimmt, 
dass der „Bund [und eben nicht die 
(Bundes-)Länder] ... Streitkräfte zur 
Verteidigung“ aufstellt. Absatz 2 limi-
tiert deren Verwendung so, dass sie 
„außer zur Verteidigung ... nur einge-
setzt werden“ dürfen, „soweit dieses 
Grundgesetz es ausdrücklich zulässt.“

Die von Markus Söder eingangs er-
wähnte „unabdingbare stärkere Ein-
bindung der Bundeswehr“ muss also 
von der Verfassung „ausdrücklich“ zu-
gelassen sein.

Eine solche Erlaubnis könnte Art. 
35 Abs. 1 GG sein, der bestimmt, dass 
alle „Behörden des Bundes und der 
Länder ... sich gegenseitig Rechts- 
und Amtshilfe“ leisten (müssen). Die 

Pandemie. Notstand. Militär.
„Geregelter“  Ausnahmezustand  als  Gegenteil  von  friedlich-demokratischer  Normalität
Von Stefan Philipp

„Corona“
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Überlassung und Bereitstellung von 
Sanitätsmaterial und -gerät dürfte 
eine solche zulässige Amtshilfe sein, 
ggf. auch die Bereitstellung von Per-
sonal zur Bedienung solchen Gerätes.

Nach Art. 35 Abs. 2 GG kann ein 
Bundesland „Kräfte und Einrichtun-
gen ... der Streitkräfte anfordern“, al-
lerdings lediglich zur „Hilfe bei einer 
Naturkatastrophe oder bei einem be-
sonders schweren Unglücksfall“. Auf 
die Corona-Pandemie dürfte beides 
im Grunde nicht zutreffen. (Wobei es 
nicht unwahrscheinlich ist, dass „klu-
ge JuristInnen“ im Zweifel aus der Co-
rona-Pandemie eine Naturkatastro-
phe „basteln“ könnten.)

Soweit die verfassungsrechtliche 
Lage – und die „freiheitliche Norma-
lität“. Erwähnt wurde, dass Grund-
rechtseinschränkungen immer einer 
gesetzlichen Grundlage bedürfen. 

Für den Fall der „Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten“ ist dies 
das Infektionsschutzgesetz (IfSG; Ge-
setz zur Verhütung und Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten beim Men-
schen). Dieses regelt z.B. Maßnah-
men wie Quarantäne (§ 30), ermäch-
tigt die Landesregierungen, „auch 
durch Rechtsverordnungen entspre-
chende Gebote und Verbote zur Be-
kämpfung übertragbarer Krankheiten 
zu erlassen“ (§  32) und benennt, dass 
die „Grundrechte der Freiheit der Per-
son (Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG), der Frei-
zügigkeit (Art. 11 Abs. 1 GG), der Ver-
sammlungsfreiheit (Art. 8 GG), der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 
Abs. 1 GG) und des Brief- und Post-
geheimnisses (Art. 10 GG) ... insoweit 
eingeschränkt werden“ können (§ 32 
IfSG). Das ist die allgemeine Ermächti-
gung zum Erlass von Regelungen, mit 
denen z.B. Geschäfte geschlossen 
werden etc., die in den landesrecht-
lichen Regelungen konkret bestimmt 
werden.

Die Bußgeldvorschriften nach § 73 
IfSG sehen Geldbußen bis zu 25 000 
Euro vor, die Strafvorschriften nach 
§  74 f. IfSG Freiheitsstrafen bis zu fünf 
Jahren.

Die Rechtsweggarantie nach Art. 
19 Abs. 4 ist nach dem Infektions-

schutzgesetz zwar – natürlich – nicht 
abgeschafft, tatsächlich aber erheb-
lich dadurch erschwert, dass Wider-
sprüche und Anfechtungsklagen ge-
gen Maßnahmen der Behörden zur 
Verhütung übertragbarer Krankheiten 
keine aufschiebende Wirkung haben 
(§ 16 IfSG). 

Diese Bestimmungen des Infekti-
onsschutzgesetzes ermächtigen also 
die Exekutive, in massivster Weise per 
staatlicher Anordnung grundlegende 
Rechte und Freiheiten der BürgerIn-
nen einzuschränken oder gar auszu-
setzen. Überhaupt können durch die 
Regelungen dieses Gesetzes funda-
mentale und konstitutive Regelungen 
der Staatsorganisation außer Kraft 
gesetzt werden: 

Staatliches Handeln ist an Recht 
und Gesetz gebunden. Nach der Ge-
waltenteilung müssen Gesetze vom 
Parlament, also von Bundestag und 
Bundesrat, beschlossen und von der 
Exekutive, also der Regierung und da-
mit auch allen nachgeordneten Behör-
den etc. in Bund und Ländern, umge-
setzt werden. Dabei ist wegen der Ga-
rantie in Art. 19 Abs. 4 GG, wonach 
jedem/r der Rechtsweg offensteht, 
der/die „durch die öffentliche Gewalt 
in seinen Rechten verletzt“ wird, ein 
weiteres fundamentales Abwehr- und 
Schutzrecht als essenzieller Teil frei-
heitlicher Ordnung festgelegt. Jedes 
staatliche Handeln ist darauf über-
prüfbar, ob es den vom Staat selbst 
festgelegten Ansprüchen und Grund-
sätzen genügt – von einer (nach Art. 
97 Abs. 1 GG) unabhängigen Justiz.

Für jedes staatliche Handeln gilt 
dabei – auch nach ständiger Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts – das Prinzip der Verhältnis-
mäßigkeit. Das Handeln muss damit 
geeignet, erforderlich und angemes-
sen sein. Daneben gibt es das Prin-
zip des Übermaßverbotes, nach dem 
– kurz gesagt – beim Abwägen ver-
schiedener Handlungsalternativen 
die schonendste, also die am wenigs-
ten einschneidende gewählt werden 
muss.

Mit den gemeinsamen „Leitlinien 
gegen Ausbreitung des Coronavirus“, 

die die Bundesregierung und die Re-
gierungschefInnen der Bundesländer 
am 16. März beschlossen haben und 
die die Bundesländer über ihre Kom-
petenzen aus dem Infektionsschutz-
gesetz umsetzen, wird ein weitgehen-
der und republikweiter „Shutdown“ 
(„Herunterfahren“) des öffentlichen 
Lebens festgelegt. 

Die Bund-Länder-Vereinbarung 
wird ausdrücklich als Verfügung „zum 
einheitlichen Vorgehen zur weiteren 
Beschränkung von sozialen Kontak-
ten im öffentlichen Bereich“ bezeich-
net. Geschlossen werden müssen 
„Bars, Clubs, Diskotheken, Kneipen 
und ähnliche Einrichtungen“. „Thea-
ter, Opern, Konzerthäuser, Museen, 
Messen, Ausstellungen, Kinos, Frei-
zeit- und Tierparks sowie Anbieter von 
Freizeitaktivitäten (drinnen und drau-
ßen“ sollen – in der Praxis wohl: müs-
sen – den Betrieb einstellen, ebenso 
„Sporteinrichtungen, Fitnessstudios, 
Schwimm- und Spaßbäder, Spiel-
plätze und sonstige Einzelhandel-Ver-
kaufsstellen“. Ausdrücklich „zu verbie-
ten sind Zusammenkünfte in Vereinen 
und sonstigen Sport- und Freizeitein-
richtungen sowie die Wahrnehmung 
von Angeboten in Volkshochschulen, 
Musikschulen und sonstigen öffentli-
chen und privaten Bildungseinrichtun-
gen im außerschulischen Bereich so-
wie Reisebusreisen“ und „in Kirchen, 
Moscheen, Synagogen“. Damit sind 
öffentliches Leben und organisierte 
Prozesse politischer Meinungs- und 
Willensbildung rechtlich massiv be-
hindert und faktisch weitgehend un-
möglich. 

Zum „Lockdown“ („Sperrung“) feh-
len nur noch Ausgangsbeschränkun-
gen (die aber u.U. in Kürze drohen).

Um diese theoretischen Überle-
gungen konkret zu machen, stelle 
man sich vor: Viele Menschen, die im 
Großraum Stuttgart als Angestellte in 
kleinen Handwerksbetrieben im Mes-
sebau oder im Bereich der Veranstal-
tungstechnik tätig oder als Kleinunter-
nehmer selbständig sind, haben Ende 
April keine Einnahmen mehr. Über die 
sog. sozialen Netzwerke verabreden 

„Corona“



ZivilCourage Nr. 2 | 2020 6

„Corona“
sie die Veranstaltung einer Kundge-
bung, um auf ihre prekäre Lage hin-
zuweisen und ihrem Protest Ausdruck 
zu verleihen. Sie rechnen mit 350 Teil-
nehmerInnen. Weil sie sich und ande-
re vor der Ansteckung mit dem Co-
rona-Virus schützen wollen, soll zwi-
schen den TeilnehmerInnen ein Ab-
stand von 1,5 Meter eingehalten wer-
den, weshalb die Kundgebung auf 
dem dafür ausreichend großen Stutt-
garter Marktplatz stattfinden soll. Die 
Anmeldung wird vom Ordnungsamt 
der Stadt Stuttgart abgelehnt. Be-
gründung: Die Landesregierung hat 
per Rechtsverordnung beschlossen: 
„Veranstaltungen in geschlossenen 
Räumen und unter freiem Himmel mit 
mehr als 100 Teilnehmern sind verbo-
ten.“ Die Polizei riegelt den Marktplatz 
mit zwei Hundertschaften ab und lässt 
Wasserwerfer auffahren.

Auch ein weiterer Fall wäre denk-
bar, der gleichzeitig verschiedene zu-
sätzliche Dimensionen der Krise zeigt: 
Viele Großbetriebe im Mittleren Ne- 
ckarraum wie Daimler, Bosch, Por-
sche etc. und ihnen folgend zahlreiche 
kleinere Unternehmen aus der Zuliefe-
rindustrie stellen die Produktion ein. 
Zehntausende von MitarbeiterInnen 
erhalten ab Juni keine Löhne mehr 
oder nur noch deutlich reduzierte Er-
satzleistungen. Sie alle sind unter 65 
Jahre alt und gehören damit nicht zur 
Risikogruppe der Alten und „Hochal-
ten“. Sie wissen: Mittelfristig werden 
sich 60 bis 70 Prozent der Bevölke-
rung mit dem Corona-Virus infiziert 
haben, in 4 von 5 Fällen wird eine Er-
krankung aber relativ harmlos verlau-
fen oder sogar ohne wahrnehmbare 
Symptome. Die restlichen 20 Prozent, 
vorwiegend alte Menschen, erkranken 
schwer und müssen im Krankenhaus 
behandelt werden, der kleinere Teil 
von diesen muss auf die Intensivsta-
tion, ein kleiner Anteil überlebt die Er-
krankung nicht. Die Stimmung beginnt 
zu kippen, die Haltung verbreitet sich: 
„Wir wollen zurück in die Betriebe 
und wieder Geld verdienen, um Mie-
ten zu be- und Hauskredite abbezah-
len zu können. Warum sollen wir Jün-
geren und Gesunden diese Belastun-

gen weiter ertragen? Wir wollen unser 
altes Leben zurück!“ Manche sagen 
halblaut: „Die Alten sterben doch so-
wieso bald...“ Für Anfang Juli ist ein 
Protest-Sternmarsch auf Stuttgart ge-
plant – trotz Ausgangssperre und De-
monstrationsverbot. In den Einsatz-
stäben der Polizei werden Strategi-
en diskutiert, wie mit den erwarteten 
Hunderttausend DemonstrantInnen 
umzugehen ist – solche Fragen wer-
den gestellt: Ist das Versammlungs-
verbot durchsetzbar? Ist eine solche 
Masse zu stoppen? Haben wir genü-
gend Polizeikräfte? Wird es Tote ge-
ben? Wie viele wären verkraftbar? 

Sind das undenkbare Gedanken-
spiele?

Die Darstellung des rechtlichen 
Rahmens und der getroffenen Maß-
nahmen zeigt: Der Ausnahmezustand 
ist faktisch da. Zentrale Freiheitsrech-
te der BürgerInnen sind beschränkt. 
Die rechtliche Konstruktion des Infek-
tionsschutzgesetzes ist so, dass alle 
Maßnahmen gegen die Ausbreitung 
des Corona-Virus bei den Landes-
regierungen liegen, also bei der Ex-
ekutive. Die Parlamente in Bund und 
Ländern sind weitgehend funktions-
los. Eine Diskussion über die Verhält-
nismäßigkeit der Pandemie-Bekämp-
fungsmaßnahmen findet weitgehend 
nicht statt. Dafür wird der Föderalis-
mus in Frage gestellt.

Nach Art. 20 Abs. 1 GG ist die 
BRD  ein „demokratischer und sozi-
aler Bundesstaat.“ Nach Art. 79 Abs. 
3 GG, der sog. Ewigkeitsklausel, darf 
das Grundgesetz nicht so geändert 
werden, dass sich an der föderati-
ven Staatsstruktur etwas ändert. Da-
mit gibt es eine Machtverteilung zwi-
schen dem Bund und den Bundes-
ländern, die eine Machtkonzentration 
„in Berlin“ verhindert. Es steht zu be-
fürchten, dass Rufe nach einem „zent-
raleren Staat“ nach dem Ende der Co-
rona-Krise verstärkt erhoben werden.

Der „Ruf nach der Bundeswehr“ 
beim Umgang mit der Corona-Pande-
mie ist – über die Frage der Amtshilfe 
hinaus – sachlich nicht begründet und 
verfassungsrechtlich nicht legitimiert. 

Er dürfte der Vorstellung geschuldet 
sein, durch administratives Handeln 
und Anordnen „von oben“ schnelle 
Effekte „unten“ erreichen zu können. 
Im Falle der Oderflut war es vielleicht 
ein sinnvolles Element, in kurzer Zeit 
viele Hände zum Sandsackfüllen und 
-schleppen kommandieren zu kön-
nen, eine Tätigkeit also, die keiner be-
sonderen Ausbildung bedurfte. 

In der aktuellen Krise geht es vor 
allem darum, die Ausbreitung der Co-
rona-Infektion zu verlangsamen, um 
einen Massenanfall von Schwerkran-
ken zu vermeiden, die gleichzeitig 
(intensiv)medizinischer Behandlung 
bedürfen. Wenn dieser aber einträ-
te, wäre auch die Bundeswehr nicht 
dazu in der Lage, diesen zu bewälti-
gen. Von den 184 001 aktiven Solda-
tInnen (Stand: 31. Januar 2020) gehö-
ren 19 945 dem Bereich „Zentraler Sa-
nitätsdienst“ an, der aber bereits mit 
der Gesundheitsversorgung des „ei-
genen Ladens“ im Inland und bei den 
zahlreichen Kriegseinsätzen im Aus-
land ausgelastet sein dürfte.

Wer jetzt über den Einsatz von Mi-
litär nachdenkt oder diesen fordert, 
der setzt sich dem Verdacht aus, nicht 
die Versorgung und Behandlung von 
Kranken und Schwerstkranken sicher-
stellen zu wollen, sondern im Gegen-
teil für den Fall des Scheiterns die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung mit 
der Bundeswehr durchsetzen zu wol-
len, also z.B. durch die Überwachung 
von Ausgangssperren und die Ver-
teilung von Lebensmitteln. ... oder im 
schlimmsten Fall die Bekämpfung von 
Aufständen.

Die Aufgabe von Friedensbewe-
gung, Zivilgesellschaft und demo-
kratischer Öffentlichkeit ist es, auch 
in diesen Krisenzeiten den falschen 
Glauben, mit Militär ließen sich Pro- 
bleme lösen, zurückzuweisen. Und die 
Diskussion darüber zu beginnen, wie 
die demokratische, friedliche und ge-
rechte Normalität nach dem Ende der 
Pandemie aussehen soll. 

Stefan Philipp ist Chefredakteur der 
ZivilCourage. «
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Leitartikel

Mit Hohn, Hass 
und politischen 
Morden überzo-
gen die Rechtsra-
dikalen die erste 
deutsche Demo-
kratie. Sie betrach-

teten Demokraten, Juden und Pazifis-
ten als „innere Feinde“ und bekämpf-
ten sie im – von ihnen so genannten 
– „Nachkrieg“. Die Rechtsterroristen 
der Anfangsjahre der Weimarer Re-
publik machten Politik mit den Metho-
den, die sie aus dem Krieg mitbrach-
ten: der Waffengewalt. Die meisten 
Täter waren Freikorps-Angehörige, 
die sich von den demokratiefeindli-
chen Kräften im Lande getragen fühl-
ten. Ihnen fielen auch herausragende 
politische Persönlichkeiten zum Op-
fer, die als links und kriegsgegnerisch 
galten: Rosa Luxemburg, Karl Lieb-
knecht, der bayerische Ministerpräsi-
dent Kurt Eisner und der pazifistische 
Offizier Hans Paasche. Sie galten als 
„innere Feinde“, weil sie sich gegen 
den Krieg, den militaristischen Macht-
staat, für einen Verständigungsfrieden 
exponiert und nach dem Krieg für eine 
Aussöhnung ausgesprochen hatten. 
Finanzminister Matthias Erzberger 
und Außenminister Walther Rathenau 
wurden ermordet, weil sie den Rech-
ten als „Erfüllungspolitiker“ galten.

Unter dem Eindruck von Mord 
und Verhöhnung der jungen Repub-
lik durch die radikalen Rechten präg-
te Ex-Ministerpräsident Scheidemann 
(SPD) in seiner Reichstagsrede vom 7. 
Oktober 1919 erstmals den Kampfruf 
„Der Feind steht rechts!“ 

Im Juni 1922, nach der Ermordung 
Rathenaus auf offener Straße, griff 
Reichskanzler Wirth, ein linker Zent-
rumspolitiker, das Diktum erneut auf 
und machte es zur gemeinsamen Lo-
sung der Demokraten. An die rechte 
Seite des Reichstages gewandt, rief 
er in den Saal: „Da steht der Feind, 
der sein Gift in die Wunden eines Vol-
kes träufelt. Da steht der Feind – und 

darüber ist kein Zweifel: dieser Feind 
steht rechts!“ Das Protokoll verzeich-
net stürmischen Beifall in der Mitte 
und links. Die Szene ereignete sich vor 
knapp 100 Jahren und klingt in unse-
ren Ohren doch wie ein Warnruf aus 
unseren Tagen.

Wenig später schrieb Hitler die 
mörderische Traditionslinie gegen 
Kriegsgegner und Antimilitaristen fort. 
Im Tone aggressiver Verachtung er-
klärte er, pazifistische Vorstellungen 
seien „lasterhaft“ und naturwidrige 
„Humanitätsduseleien“. Die Humani-
tät sei „Ausdruck einer Mischung von 
Dummheit, Feigheit und eingebilde-
tem Besserwissen“. Und damit ja kei-
ne Unklarheiten blieben: „Es muss der 
Deserteur wissen, dass seine Deser-
tion gerade das mit sich bringt, was 
er fliehen will. An der Front kann man 
sterben, als Deserteur muss man ster-
ben.“ Welche mörderischen Taten die-
sen Worten folgten, ist hinreichend 
bekannt.

In der AfD erwog man Schüsse ge-
gen Flüchtlinge an der Landesgrenze. 
Die deutsche Gewaltgeschichte wird 
kleingeredet. Die neuen deutschen 
Rechtsradikalen, vorweg die im Na-
delstreifen, wollen endlich wieder stolz 
sein auf die deutschen Soldaten. Das 
Berliner Mahnmal für die ermordeten 
Juden in Europa wird als „Schandmal“ 
denunziert. Aus der Giftküche des 
völkischen Denkens heraus wird der 
Hass gegen Minderheiten aller Art ge-
schürt – gegen Ausländer, Juden, Pa-
zifisten und viele andere. Wer nicht in 
ihrem Sinne agiert, wird zum Feind er-
klärt und gehört „gejagt“. Es sind die-
selbe inhumane Weltsicht und dersel-
be rechte Terrorismus, die schon die 
Weimarer Demokratie destabilisier-
ten. Schon damals bereiteten Wor-
te der Ausgrenzung die mörderischen 
Taten vor. Die Friedliebenden waren 
und sind im Visier der Rechtsradika-
len. Das wissen wir aus unserer eige-
nen Geschichte. Der Feind steht er-
neut rechts. Gegen ihn ist – anders 

„Der Feind steht rechts!“ 
Von Wolfram Wette

«
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als in Weimar in den Jahren vor 1933 
– eine breite Front aller Demokraten zu 
bilden, die alle einschließt, die sich ge-
gen rechts wenden. Andernfalls gera-
ten wir in Gefahr, ein braunes Wunder 
zu erleben.

Wolfram Wette ist promovierter Histo-
riker, pensionierter Professor für Neu-
este Geschichte, Friedensforscher 
und DFG-VK-Mitglied.
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Die Kampgane „Keine Minderjährigen in die Bundeswehr“ ist gestartet
Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit, Aktionen, Nutzung der sozialen Medien auf allen Kanälen ... zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention
Von Sarah Gräber

1706 Minderjährige 
wurden letz-
tes Jahr von 
der Bundes-

wehr rekrutiert. Ja, richtig gelesen: 
1 706 junge Menschen, die nicht voll 
geschäftsfähig sind, die bei Bundes-
tagswahlen nicht partizipieren und na-
türlich auch keine Ballerspiele kaufen 
dürfen. Wer das nicht wusste, ist da-
mit nicht allein. Ich habe in den letzten 
Monaten mit vielen politisch sehr inte-
ressierten Leuten über dieses Thema 
gesprochen und die meisten hatten 
noch nie davon gehört. Die erste Fra-
ge, die mir in solchen Gesprächen ge-
stellt wird, lautet: „Ist das überhaupt 
legal?“

Werbung und Ausbildung von Min- 
derjährigen als Soldaten widerspre-
chen den Prinzipien der Kinderrechts-
konvention der Vereinten Nationen. 
Damit sollte die Sache eigentlich klar 
sein – ist sie aber nicht. 

Denn Deutschland gehört zu den 
wenigen Vertragsstaaten, die von ei-
ner Ausnahmeregelung Gebrauch 
machen. Das sogenannte 2. Fakulta-
tivprotokoll duldet die Rekrutierung 
Minderjähriger, solange sie freiwillig 
erfolgt, die Jugendlichen mindestens 
15 Jahre alt sind und sichergestellt ist, 
dass sie nicht in Kriegen eingesetzt 
werden. Die Kinderkommission des 
Bundestags und der UN-Ausschuss 
für die Rechte des Kindes sind des-
halb besorgt und haben Deutschland 
wiederholt empfohlen, das Rekrutie-
rungsalter auf 18 Jahre zu erhöhen – 
bisher ohne Erfolg. 

Damit sich daran endlich etwas 
ändert, ist im März 2019 die Kampag-
ne „Unter 18 nie! Keine Minderjährigen 
in der Bundeswehr“ gestartet, an der 
sich auch die DFG-VK beteiligt.

ZivilCourage

Was sind die Ziele und  
Forderungen der Kampagne?

Die Kampagne verfolgt zwei große 
Ziele. Das erste ist selbstverständlich 
die Anhebung des Rekrutierungsal-
ters für den Militärdienst auf 18 Jahre. 
Gründe dafür gibt es viele. 

Zum Beispiel wurden bei militäri-
schen Übungen seit 2017 mehrere jun-
ge Rekrut*innen schwer verletzt, einer 
starb sogar in Folge von Überlastung 
bei einem Marsch. Ihr genaues Alter 
wird von der Bundeswehr nicht veröf-
fentlicht, und Studien zur Situation der 
Minderjährigen werden nicht durch-
geführt. In der britischen Armee sieht 
das anders aus. 

Untersuchungen dort haben erge-
ben, dass unter minderjährigen Re-
krut*innen die Fälle von psychischen 
Traumata, Mobbing, Selbstverletzung, 
Alkoholismus und Selbstmord deut-
lich höher sind als bei erwachsenen 
Soldaten und als bei gleichaltrigen Zi-
vilisten. Auf unsere Anfrage, wann es 
vergleichbare Erhebungen in Deutsch-
land geben wird, antwortete die Bun-
desregierung, dass man hierfür keinen 
Anlass sehe. Ich denke, ein Blick nach 
Großbritannien sollte Grund genug für 
eigene Studien sein.

Auch wenn man einen Blick auf 
die Anzahl an Missbrauchsfällen wirft, 
muss man sich fragen, ob die Bundes-
wehr ein sicherer Arbeitgeber ist, ganz 
abgesehen von den Risiken, die man 
bewusst eingeht. Und ob sie ein Ort 
ist, an den man seine Kinder ruhigen 
Gewissens schicken kann. 

Jede vierte Soldatin wurde näm-
lich laut einer Bundeswehrstudie be-
reits Opfer „unerwünschter, sexuell 
bestimmter körperlicher Berührun-
gen“, drei Prozent wurden nach eige-
nen Angaben sexuell missbraucht. 
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Die Kampgane „Keine Minderjährigen in die Bundeswehr“ ist gestartet
Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit, Aktionen, Nutzung der sozialen Medien auf allen Kanälen ... zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention
Von Sarah Gräber

Titel

Auch Minderjährige waren davon 
betroffen! Die Dunkelziffer dürfte hoch 
sein. 

Ein weiterer Grund, weshalb die 
Kampagne die Beendigung der Re-
krutierung von Minderjährigen fordert, 
hängt mit deren geringerer Belast-
barkeit zusammen, die oft zu vorzeiti-
gen Beendigungen des Dienstverhält-
nisses führt. Als Gründe werden der 
raue Umgang, eine Über- oder Unter-
forderung sowie die mangelnde För-
derung der vorhandenen Fähigkeiten 
genannt. Doch auch viele ihrer Vor-
gesetzten sind mit der Situation unzu-
frieden. Sie bemängeln, dass für vie-
le Dinge wie zum Beispiel Impfungen 
erst die Erlaubnis der Eltern eingeholt 
werden muss. 

Ein Punkt, der in dieser Diskussion 
besonders schwer wiegt, ist der Ju-
gendschutz. Die Minderjährigen wer-
den mit den Erwachsenen gemein-
sam untergebracht, erhalten die glei-
che gefährliche militärische Ausbil-
dung und bekommen keinen geson-
derten Ansprechpartner zur Seite. Zu-
dem werden die vom Jugendarbeits-
schutzgesetz vorgegebenen maximal 
40 Wochenarbeitsstunden bei der 
Bundeswehr nicht eingehalten.

Außerdem lässt sich darüber dis-
kutieren, ob die von den Vereinten 
Nationen geforderte Freiwilligkeit tat-
sächlich gegeben ist. Nehmen wir an, 
Soldat A tritt an seinem 17. Geburtstag 
in die Bundeswehr ein. Wenn er nach 
sieben Monaten merkt, dass das doch 
nicht das Richtige für ihn ist, ist seine 
Probezeit bereits abgelaufen. Er befin-
det sich jetzt in einem unter Umstän-
den langjährigen Arbeitsverhältnis, 
das er nicht mehr einfach so kündigen 
kann. Und das, obwohl er immer noch 
minderjährig ist! Kann man dann noch 
von Freiwilligkeit sprechen?

Nicht zu vergessen ist auch, wie 
wenig glaubwürdig es wirkt, wenn 
Deutschland sich dafür einsetzt, dass 
Länder wie Somalia oder Afghanistan 
keine unter 18-Jährigen mehr in ihre 
Armeen aufnehmen, solange die Bun-
deswehr das selbst tut. Würde auch 
Deutschland sich an den 18-Jah-
re-Standard halten, würde dies 
seinen Bemühungen auf in-
ternationaler Ebene im 
Kampf gegen die 
Praxis des Einsat-
zes von Kinder-
soldaten mehr 
Gewicht und 
Glaubwürdig-
keit verleihen.

Zwe i te n s 
fordert die 
Kampagne ein 
Verbot jegli-
cher Bundes-
wehrwerbung 
bei Minder-
jährigen, die 
seit der Ausset-
zung der Wehrpflicht 
stark zugenommen hat. 
Denn auch die militärische 
Werbung bei Minderjährigen 
widerspricht den Prinzipien der 
UN-Kinderrechtskonvention.

Ein Grund dafür, dass die Anzahl 
Minderjähriger in der Bundeswehr so 
stark zugenommen hat, liegt in der ir-
reführenden und teilweise aggressiven 
Werbung der Bundeswehr in Schulen, 
bei Abenteuer- und Sportevents, bei 
Ausstellungen und Messen, Vorträgen 
in Jobcentern, Arbeitsagenturen und 
Berufsinformationszentren sowie über 
soziale Medien. 

Hauptzielgruppe sind Jugendli-
che zwischen 15 und 17 Jahren und 
in letzter Zeit verstärkt Mädchen, was 

sich zum Beispiel an der Youtube-Se-
rie „Die Rekrutinnen“ zeigt. Wie groß 
die Reichweite ist, kann man erah-
nen, wenn man weiß, dass der Bun-
deswehr knapp 35 Millionen Euro im 
Jahr für Nachwuchswerbung zur Ver-
fügung stehen.

Wer steckt dahinter?

Die Kampagne wird von einem brei-
ten Bündnis getragen. Die DFG-VK ist 
sowohl mit dem Bundes- als auch mit 
dem Landesverband Baden-Württem-
berg vertreten. Für den Bundesver-
band sitzt der politische Geschäfts-
führer Michael Schulze von Glaßer 
im Trägerkreis, aus Baden-Württem-
berg sind Klaus Pfisterer und Roland 
Blach dabei. Andere Mitgliedsorgani-
sationen aus der Friedensbewegung 
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sind das Netzwerk Friedenskoopera-
tive, Pax Christi, das Frauennetzwerk 
für Frieden und Ohne Rüstung Leben. 
Auch die IPPNW, Terre des Hommes, 
die GEW (mit dem Bundesverband 
und vielen Landesverbänden) sowie 
das Zentrum Oekumene der Evange-
lischen Kirche in Hessen und Nassau 
und die EAK (Evang. Arbeitsgemein-
schaft für Kriegsdienstverweigerung 
und Frieden) zählen zu den Unterstüt-
zern.

Außerdem freuen wir uns, dass die 
„Aktion Hoffnung“ unsere Kampagne 
mit 10000 Euro stärkt.

Wie wollen wir  
unsere Ziele erreichen?

Um eine Gesetzesänderung erwir-
ken zu können, müssen wir unten an-
fangen. Zunächst versuchen wir des-
halb, das Thema in der Öffentlichkeit 
bekannt zu machen. Dafür arbeiten 
wir mit der Website www.unter18nie.
de, die regelmäßig aktualisiert wird 
und so eine Anlaufstelle für Interes-
sierte und gleichzeitig unser Aushän-
geschild ist. Hier gibt es Hintergrund-
informationen, wichtige Termine, Ma-
terialien und die Möglichkeit, sich für 
unseren Newsletter anzumelden, der 
einmal im Monat per E-Mail erscheint. 
Um auf unsere Homepage aufmerk-
sam zu machen und um Leute zu er-
reichen, die mit dem Thema bisher gar 
nichts zu tun hatten, sind wir auch auf 
den gängigen Social-Media-Plattfor-
men vertreten. Wir „bespielen“ Ins-
tagram, Twitter und Facebook.

Außerdem betreiben wir Presse-
arbeit, die in den letzten Wochen er-
freuliche Resonanz einbringt. Unse-
re Pressemitteilung zu den neuesten 
Zahlen zu Minderjährigen in der Bun-
deswehr wurde unter anderem vom 
Spiegel, RTL und der Heute-Show auf-
gegriffen. Zum Red-Hand-Day am 12. 
Februar konnten Vertreter der Kampa-
gne dem WDR Interviews fürs Radio, 
Fernsehen und für die Online-Redak-
tion geben. Man merkt deutlich: Das 
Thema kommt langsam bei den Medi-
en an, was uns ermöglicht, den Druck 
auf die Politik zu erhöhen.

Parallel dazu versuchen wir mit Lob-
byarbeit zu erreichen, dass das The-
ma in möglichst viele Wahlprogram-
me für die Bundestagswahl 2021 und 
letztendlich in den Koalitionsvertrag 
der neuen Regierung aufgenommen 
wird. Es gab bereits Gespräche mit 
den Bundestagsabgeordneten Nor-
bert Müller (Die Linke) und Tobias 
Lindner (Bündnis 90/Die Grünen). Bei-
de haben uns ihre Unterstützung zu-
gesichert. Außerdem haben Vertre-
ter unserer Kampagne an einem par-
lamentarischen Frühstück im Berliner 
Reichstag teilgenommen, das vom 
Bündnis Kindersoldaten organisiert 
wurde. Mit dabei waren die Abgeord-
neten Fritz Felgentreu (SPD) und Ka-
thrin Vogler (Die Linke) sowie zahlrei-
che Mitarbeiter von Abgeordneten 
der Grünen und der FDP. Außerdem 
war ein Mitarbeiter des Wehrbeauf-
tragten anwesend. Die hier geknüpf-
ten Kontakte wollen wir in den nächs-
ten Monaten für unsere Arbeit nutzen. 
Im nächsten Schritt werden wir auch 
gezielt auf die Abgeordneten der Uni-
onsfraktion zugehen. 

Darüber hinaus sammeln wir wei-
ter Unterschriften für einen Brief an 
Verteidigungsministerin Kramp-Kar-
renbauer, in dem wir sie auffordern, 
die Rekrutierung unter 18-Jähriger 
endlich zu stoppen. Die Unterschrif-
tenaktion, die bereits 2017 startete 
und aus der sich die Kampagne entwi-
ckelte, wurde bereits von über 33 000 
Personen unterzeichnet. Das zeigt 
uns, dass viele Menschen hinter un-
seren Forderungen stehen – wenn sie 
erst einmal von der Problematik erfah-
ren. Um den Druck auf die Bundesre-
gierung und die Bundeswehr weiter zu 
erhöhen, hat sich „Unter 18 nie!“ da-
her nun etwas Neues überlegt: Der 
Juni 2020 wird zum „Aktionsmonat“ 
ernannt. Doch was bedeutet das?

Aktionsmonat Juni

Zum einen werden wir den ganzen 
Monat hindurch in möglichst vielen 
deutschen Städten Infostände in den 
Innenstädten und bei Veranstaltun-
gen organisieren, um über die Rekru-

tierung Minderjähriger und ihre Fol-
gen aufzuklären. Stuttgart, Karlsru-
he, Bonn, Köln sind schon dabei, und 
wir freuen uns auf viele mehr! Die da-
für nötigen Materialien verschicken 
wir gerne in einem praktischen „Info-
paket“, das Unterschriftenlisten, Flyer, 
Aufkleber, Postkarten, Fact Sheets 
und ein Banner enthält. Daneben wird 
es Straßentheater zum Thema geben.
Außerdem wollen wir im Juni den Fo-
kus unserer Lobbyarbeit etwas ver-
schieben: Weg von Berlin, hin zu den 
regionalen politischen Vertretern. Um 
möglichst viele von ihnen zu errei-
chen, müssen wir Graswurzel-Lob-
bying betreiben: Das heißt, wir brau-
chen euch, um die Politiker*innen in 
euren Wahlkreisen anzuschreiben und 
im besten Fall in Gesprächen von un-
serem Anliegen zu überzeugen.

Highlight unseres Aktionsmonats 
soll eine einzigartige Fotoaktion am 
12. Juni vor dem Reichstag in Berlin 
sein, die dem Zuschauer die unfass-
bar hohe Zahl von Minderjährigen in 
der Bundeswehr sehr anschaulich 
verdeutlichen wird. Wir versprechen 
uns von dem Aktionsmonat, eine brei-
tere Öffentlichkeit zu erreichen und zu 
gewinnen sowie den Druck auf die Po-
litik zu erhöhen. Eines ist aber sicher: 
Diesen nächsten Schritt können wir 
nur mit Euch gehen!

Alle Interessierten, die bereits jetzt 
wissen, dass sie sich an Aktionen im 
Juni beteiligen möchten, können sich 
gerne schon bei uns melden, damit 
wir die Aktivitäten besser koordinieren 
können: info@unter18nie.de. 

Wo sind Infos zu finden? Ihr wollt 
die Unterschriftenliste unterzeichnen? 
Material bestellen? Oder mit Eurer 
Gruppe oder Eurem Landesverband 
Mitglied im Trägerkreis werden? Dann 
schaut doch mal auf der Kampagnen-
webseite 
www.unter18nie.de
vorbei. 
Außerdem ist die Kampagne aktiv bei 
Facebook, Twitter und Instagram.

Sarah Gräber ist DFG-VK-Mitglied und 
hauptamtlich für die Kampagne „Unter 
18 nie!“ tätig.

Titel
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Mehr als 1 700 Minderjährige hat die 
Bundeswehr 2019 an der Waffe aus-
gebildet. Damit waren 8,5 Prozent der 
neuen Rekrut*innen im letzten Jahr 
erst 17 Jahre alt. Der Armee diese 
jungen Leute streitig zu machen, ist 
ein aus unserer politischen Haltung 
gleichsam richtiges wie auch realisti-
sches Ziel. Der Druck auf die Verant-
wortlichen im Verteidigungsministe-
rium, allen voran die Ministerin, und 
der Bundeswehr, die Rekrutierungs-
praxis zu ändern, wächst stetig.

Vor etwa zehn Jahren wurde das 
Thema erstmals größer von Friedens- 
und auch Kinderrechtsgruppen auf-
gegriffen – die Zahl der minderjähri-
gen Soldat*innen stieg damals rasant 
von 689 im Jahr 2011 bis zum Höhe-
punkt 2017 mit 2 128. 

Nach mehrjährigen Recherchen 
stellte das Deutsche Bündnis Kin-
dersoldaten, in dem etwa Unicef 
Deutschland, Terre des Hommes, 
die Kindernothilfe und World Visi-
on aktiv sind, 2011 seinen „Schat-
tenbericht Kindersoldaten“ mit den 
Schwerpunktthemen der minderjäh-
rigen Bundeswehr-Soldat*innen und 
Armee-Werbung in Schulen vor. Der 
Bericht wurde im Rahmen des Staa-
tenberichtsverfahrens zur UN-Kin-
derrechtskonvention und ihrer Fa-
kultativprotokolle erstellt und an 
den zuständigen UN-Ausschuss für 
die Rechte des Kindes übergeben. 
Die Bundesrepublik muss regelmä-
ßig über den Stand der Kinderrech-
te in Deutschland berichten, Nichtre-
gierungsorganisationen haben aber 
ebenfalls die Möglichkeit, kritische 
„Gegenberichte“ einzubringen. 

2014 folgte der UN-Ausschuss 
der Argumentation der Kinderrecht-
ler*innen und kritisierte in seiner Stel-
lungnahme „diverse Werbekampag-
nen der Bundeswehr, die speziell auf 
Kinder ausgerichtet sind, sowie […] 
die Präsenz von Bundeswehrsolda-
ten an Schulen.“ Das Gremium for-
derte daher, „jegliche Bundeswehr-
werbung bei Minderjährigen zu ver-

bieten.“ Darüber hinaus zeigten sich 
die UN-Kinderrechtsexpert*innen be-
sorgt darüber, „dass die freiwillige Re-
krutierung von Minderjährigen in die 
Bundeswehr für militärisches Training 
für Kinder ab 17 Jahren möglich ist.“ 
Der UN-Ausschuss forderte die Anhe-
bung des Rekrutenalters auf 18 Jahre. 
Die Bundesregierung machte: nichts.

Doch der Druck stieg weiter, als 
sich 2016 auf Initiative der Linksfrak-
tion die Kinderkommission des Bun-
destags mit dem Thema Kinder und 
Militär beschäftigte. In einer im Kon-
sens von allen (!) Mitgliedern der 
Kommission, der je  ein Mitglied al-
ler im Bundestag vertretenen Frakti-
onen angehört, verabschiedeten Stel-
lungnahme fordern die Politiker*innen 
u.a.: „Die Anhebung des Mindestal-
ters für den Dienstbeginn von Soldat_
innen auf 18 Jahre. […] Die vollstän-
dige Umsetzung der Empfehlungen 
des UN-Ausschusses für die Rech-
te des Kindes an die Bundesrepublik 
Deutschland. […] Ein Verbot von Wer-
bung für die Bundeswehr, die an Min-
derjährige gerichtet ist.“

Passend dazu begann 2016 auch 
eine Unterschriftensammlung, die 
mittlerweile bei über 30 500 Unter-
zeichner*innen steht und der damali-
gen Verteidigungsministerin von der 
Leyen im Wahlkampf 2017 – als Zwi-
schenstand – übergeben wurden. 
Auch ein Lobby-Treffen im Verteidi-
gungsministerium fand statt. Die re-
gierenden Politiker*innen und die Ver-
antwortlichen im Ministerium und der 
Bundeswehr kennen also unsere For-
derungen – und stellen sich stur. Da-
her wurde bei dem Thema in den ver-
gangenen Jahren ein Kurswechsel 
vollzogen: Der öffentliche Druck sollte 
steigen. Dafür gab es auch organisa-
torische Veränderungen.

Ursprünglich hatte sich das Deut-
sche Bündnis Kindersoldaten nur mit 
Kindersoldat*innen in anderen Län-
dern beschäftigt. 2016 ist die DFG-VK 
dem Bündnis als erste originäre Frie-

densorganisation beigetreten, und 
mittlerweile sind Themen wie deut-
sche Waffenexporte, die auch in Kin-
derhände geraten oder Kinder zu Op-
fern machen, und die Rekrutierung 
Minderjähriger hinzugekommen. Das 
Bündnis hat zwar eine eindeutige 
Haltung zum Thema „Keine Minder-
jährigen in der Bundeswehr“, aber ei-
nige größere Mitgliedsorganisationen 
sind in ihrer Kritik an der deutschen 
Regierung und der Bundeswehr eher 
zurückhaltend. 

Auf der anderen Seite ist die Brei-
te, die das Bündnis thematisch ab-
deckt, für einige Organisationen wie 
z.B. die GEW oder einige kirchliche 
Friedensorganisationen nicht an-
sprechend, da sie wiederum sehr auf 
die Situation innerhalb Deutschlands 
fokussieren. Daher wurde die „Unter 
18 nie!“-Kampagne gegründet, in der 
sich alle Organisationen finden, die 
speziell zu diesem Thema aktiv sind 
– einige aus dem „Bündnis Kinder-
soldaten“ und einige, die dort nicht 
Mitglied sind. Dadurch hat die Kam-
pagne eine durchaus überraschende 
Schlagkraft bekommen.

Zwar wurden die Aktivitäten ge-
gen die Rekrutierung Minderjähriger 
durch die Bundeswehr seit jeher von 
öffentlichen Protestaktionen beglei-
tet, nun geht man aber noch mehr 
in die Breite – und ist doch weiterhin 
auch im Bereich „Lobbying“ aktiv: 
2019 wurden die Studie „Why 18 Mat-
ters – Eine Analyse der Rekrutierung 
von Kindern“ und ein neuer „Schat-
tenbericht Kindersoldaten“ veröf-
fentlicht, und es gab ein parlamen-
tarisches Frühstück und Treffen mit 
einzelnen Bundestagsabgeordneten. 
Darüber hinaus erstellte die Kampa-
gne Materialien wie Flugblätter, Fact-
Sheets, Aufkleber und Transparen-
te, um Friedensgruppen für Aktionen 
und Infostände, etwa am „Tag der 
Bundeswehr“, auszustatten.

Michael Schulze von Glaßer ist poli-
tischer Geschäftsführer der DFG-VK.

Die Entwicklung der Kampgane „Unter 18 nie!“
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Über den Jahreswechsel wird 
es meist etwas ruhiger im in-
ternationalen Netzwerk an-
timilitaristischer Praxis und 

Widerstand. So auch dieses Jahr. Zeit, 
mal den groben Überblick zu werfen, 
was passiert ist:

Auch im Winter gab es wieder 
zahlreiche tolle Blockadeaktionen ge-
gen Schiffstransporte von Waffen. So 
klärte beispielsweise die belgische 
Organisation Vredesactie darüber auf, 
dass das Schiff „Bahri Yanbu“ Mitte 
Februar in Antwerpen erwartet wurde. 
Das Schiff ist dafür bekannt, Waffen-
lieferungen der saudischen Regierung 
in den Jemenkonflikt zu exportieren. 
Die Organisation „kontrollierte“ mit-
hilfe von „Bürger-Waffenexportkon-
trolleuren“ für einen Tag die Zufahrt 
des Hafens auf Waffenlieferungen und 
machte so im Staat auf die möglichen 
Lieferungen aufmerksam. Darüber hi-
naus hatten Vredesactie, CNAPD, Li-
gue des Droits Humains und Amnesty 
International versucht, gerichtlich ge-
gen die Ankunft des Frachters vorzu-
gehen, scheiterten aber zuletzt.

Um all diese Aktionen zu verbin-
den, ruft das europäische Netzwerk 
ENAAT (European Network Against 
Arms Trade) zu einem Aktionstag am 
25. Mai gegen die weiteren Waffenlie-
ferungen und Aufrüstung des Jemen 
auf: http://enaat.org/war-in-yemen-
made-in-europe

ENAAT weist zum fünften Jahres-
tag der Kriegskoalition im Jemen un-
ter saudischer Führung darauf hin, 
dass es auch gerade die europäi-
schen Firmen sind, die vom Waffe-
nexport nach Saudi-Arabien von die-
sem Gewaltkonflikt profitieren. Hier 
stellt sich die Frage, wie sich die Rhe-
torik strenger Waffenkontrolle und die 
Leichtfertigkeit, mit der Waffen gelie-
fert werden, überhaupt noch zusam-
menbringen lassen. Der ENAAT-Part-
ner „urgewald“ hat die schlagkräftigs-
ten Argumente gegen eine weitere 
Aufweichung des Exportstopps nach 
Saudi-Arabien gesammelt: https://ur-
gewald.org/Jemen

Dass tatsächliche Waffenexport-
kontrolle in Europa nicht nur auf uner-
fahrene Kontrollstellen, wenig durch-
setzungsstarke Gesetzgebung und 
massive Synchronisationsprobleme 
unter den europäischen Mitglieds-
staaten trifft, sondern auch auf die 
Schwierigkeiten einer tatsächlichen 
Beweisführung, legt der Bericht von 
Sipri über das „Aufspüren, Ermit-
teln und Verfolgen von Exportkont-
rollverletzungen“ nahe. (2019; https: 
//www.sipri.org/publications/2019/
other-publications/detecting-investiga 
ting-and-prosecuting-export-control 
-violations-european-perspectives 
-key) 

Problematisch sind beispielswei-
se auch die weiter unkontrolliert nach 
Libyen gelangenden Waffen trotz ei-
nes geltenden internationalen Waffe-
nembargos. Hier hat im Februar Ita-
lien immerhin ein Schiff aufgebracht, 
das an den Lieferungen vermutlich 
aus der Türkei nach Libyen betei-
ligt gewesen sein soll (https://wri-irg.
org/en/story/2020/italy-ship-captain 
-arrested-following-allegations-illegal 
-arms-shipments-libya). Allerdings flie- 
ßen weiterhin abertausende von Waf-
fen in diesen innerstaatlichen Krieg. 

Eine genauere Aufstellung und Situa-
tionsbeschreibung hier: https://www.
theguardian.com/world/2020/mar/11/
suspected-military-supplies-libya 
-un-cargo

Ein ziemlich beeindruckender Fall 
von politischer Korruption und illega-
len Waffenlieferungen stellt der Fall 
des serbischen Whistleblowers Alek-
sandar Obradovic dar (siehe unter 
anderem: https://balkaninsight.com 
/2019/10/14/storm-over-serbia-whistle 
blower-arrest-in-state-arms-scam/ ). 
Dieser hatte letzten Herbst durch 
seine Leaks darauf aufmerksam ge-
macht, dass eine Waffenfirma in Kru-
sic aktiv die Preise der Waffen fälsch-
te, so dass die Regierung diese unter 
Marktniveau erwerben und der Firma 
einen unlauteren Wettbewerbsvorteil 
verschaffen konnte. Dass diese Waf-
fenkäufe nicht nur durch enge Verbin-
dungen der Firmeneigentümer zum In-
nenminister zustande kamen, sondern 
wohl unter anderem auch in den Krieg 
im Jemen geliefert wurden, machte 
die Sache nicht besser. https://www.
spiegel.de/politik/ausland/serbien 
-whistleblower-setzt-regierung-unter 
-druck-a-1301136.html 

Obradovic hat seine „Leaks“ an 
die bis dahin unbekannte Seite „Arms-
Watch.com“ geliefert, die von einer 
einzigen Journalistin betrieben wird. 
Diese hat mit großer Akribie die Da-
ten aus dem Leak auch auf potenziel-
le Kriegsverbrechen überprüft und ei-
nige interessante Verknüpfungen ge-
funden: http://armswatch.com/islamic 
-state-weapons-in-yemen-traced-
back-to-us-government-serbia-files-
part-1/. Der Vollständigkeit halber sei 
jedoch gesagt, dass die Journalistin 
in Bezug auf andere Fälle auch schon 
in heftige Auseinandersetzungen mit 
Bellingcat geraten ist und die Authen-
tizität ihrer Erkenntnisse in Frage ge-
stellt wird.

Global betrachtet
Waffen und der Export des Krieges
Von David Scheuing
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Kurz notiert:

WRI: Die Ausgabe 04/2019 dieser Ko-
lumne handelte von den Eindrücken 
unserer Delegierten zur Internationa-
len Versammlung der WRI in Kolum-
bien. Seither hat sich die Lage in Ko-
lumbien mehrfach verschärft durch 
die politische Naivität im Umgang 
mit der Einbettung von Rebell:innen 
in das parlamentarische Geschehen, 
aber auch durch ein Wiedererstar-
ken von paramilitärischen Kräften und 
Strukturen in der Armee. Ich empfeh-
le eine Lektüre der Ausgabe des „Zer-
brochenen Gewehrs“ zur Konferenz, 
die die Situation in Lateinamerika aus 
einigen Perspektiven gesammelt zu-
sammenträgt: zur Transnationalisie-
rung von Unterdrückungsstrategien, 
über die allgemeine Militarisierung 
Lateinamerikas bis hin zu einem Arti-
kel über die 40 Jahre Widerstand der 
beeindruckenden Friedensgemeinde 
El Garzal (https://wri-irg.org/en/sto-
ry/2019/el-garzal-colombian-peasant 
-communitys-40-years-resistance). 
Die ganze Ausgabe hier: https://wri-irg 
.org/en/publication/broken-rifle/111/
broken-rifle.

Kolumbien: Derzeit gibt es eine aktu-
elle Warnung für den Fall des kolum-
bianischen Soldaten Brayan Gonza-
les Blanco. Er wurde im Herbst 2019 
gegen seinen Willen in die kolumbia-
nische Armee rekrutiert und versucht 
derzeit, sich als Kriegsdienstverwei-
gerer durch den Prozess der kolum-
bianischen Behörden zu kämpfen. 
Das Collective Action of Conscienti-
ous Objectors  (Acooc) berichtet von 
massiver Einschüchterung des Sol-
daten durch Vorgesetzte und andere 
Soldaten. Mehr zum Fall: https://wri 
-irg.org/en/programmes/rrtk/co-acti 
on-alert/2020/colombia-brayan-gon 
zales-blanco-recruited-irregularly 
-army

Waffenmessen: Der weltweite Trend, 
immer noch mehr Waffenmessen zu 
eröffnen, geht in diesem Jahr weiter. 
Eine zu erwartend große Waffenmesse 
wird 2021 in Vietnam eröffnen, das ver-

öffentlichten die vietnamesische Mes-
sefirma Hadifa und die britische Cla-
rion Events. https://www.defense-viet 
nam.com/ 

Den wird es in Japan sicherlich ge-
ben, wenn die DSEI Japan schon im 
Mai wieder eröffnen wird. Diesmal ist 
BAE einer der Finanzgeber der Show – 
Zeit für britische und japanische Akti-
vist*innen, sich auszutauschen.

Klimawandel und Krieg: Die Kam-
pagne zur Beendigung des Waffen-
handels aus Großbritannien hat einen 
neuen Report veröffentlicht, in dem 
sie die Verquickung zwischen militäri-
scher (Auf)Rüstung, dem Betrieb von 
Armeen und dem Klimawandel als 
„Kampf auf den falschen Schlachtfel-
dern“ bezeichnet. Sie macht deutlich, 
dass vor allem ein missratener Sicher-
heitsbegriff, der dies nur militärisch 
denken will, dazu führt, dass die Ge-
fahren des Klimawandels nicht ernst 
genommen werden, und sonst höchs-
tens als militärisch zu führender Kampf 
gegen Verteilungsengpässe und 
„Schutz“ der eigenen sicheren Be-
reiche geführt wird. https://blog.caat 
.org.uk/2020/02/21/new-caat-report 
-on-military-expenditure-and-climate 
-change/

KDV in Europa: Der Jahresbericht 
2019 des europäischen Netzwerks für 
KDV ist veröffentlicht. Im Bericht hebt 
das Netzwerk heraus, dass die neu-
en Aufrüstungsprozesse der EU dazu 
führen, dass die Rechte der Verwei-
gerer:innen von weniger Interesse zu 
sein scheinen. Der Bericht hebt im be-
sonderen die Fälle der in dieser Ko-
lumne behandelten Verletzungen her-
vor: Türkei, Aserbaidschan, Ukraine, 
Russland, Griechenland, Schweiz und 
Zypern. Der Bericht findet sich hier: 
https://ebco-beoc.org/node/464 

Folter und die Universität: Die briti-
sche Universität von Huddersfield hat 
über Jahre einen Masterstudiengang 
für Polizeikräfte von Bahrain ausge-
richtet. Dieser Kurs wurde in einer Poli-
zeikaserne unterrichtet, die im ganzen 
Land als „Folterzentrale“ (torture hub) 

bekannt ist. Studierende, Angehörige 
und die Quäker rufen jetzt dazu auf, 
den Studiengang einzustellen. https:// 
wri-irg.org/en/story/2020/uk-university 
-huddersfield-criticised-involvement 
-bahrain-torture-hub

Globaler Friedensmarsch: Der „Jai-
Jagat 2020“ ist gestartet. Ein Frie-
denslauf von Neu-Delhi bis nach Genf 
will der globale Friedensmarsch ein 
langer Weg durch viele Teile der Welt 
sein, der auf dem Weg verschiedene 
Trainings in gewaltfreier Konflikttrans-
formation und Gewaltfreiheit anbietet, 
Workshops und Angebote zu globaler 
Ungerechtigkeit und der Überwindung 
der gegenwärtigen Multikrise abhält 
und sich Ende September in Genf mit 
verschiedenen anderen europäischen 
und afrikanischen eigenständigen 
Friedensmärschen vereint. Dort wird 
es eine Friedenswoche geben, die so-
wohl ein Zusammenkommen der ver-
schiedensten Aktivist:innen sein kann, 
als auch nach einer ernsthaften Al-
ternative zur gegenwärtigen Situation 
spüren will. Hier die Infos zum Marsch: 
https://www.jaijagat2020.org/global-
peacemarch

David Scheu-
ing ist Vertre-
ter der DFG-
VK bei der 
War Resisters´ 
International 
(WRI), dem internationalen Dach-
verband der DFG-VK mit Sektionen 
in weltweit 45 Ländern, gewählt. An 
dieser Stelle berichtet er regelmä-
ßig in der ZivilCourage aus der WRI, 
um den LeserInnen das globale En-
gagement von KriegsgegnerInnen 
sichtbar zu machen. Das sind kei-
ne tieferen Analysen, sondern kleine 
kursorische Überblicke und Nach-
richten; es geht dabei nicht um Voll-
ständigkeit, vielmehr um Illustration. 
Ideen und Vorschläge für kommende 
Ausgaben sind erwünscht. Der Au-
tor ist per E-Mail erreichbar unter-
scheuing@dfg-vk.de
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Als „Adbusting“ wird eine  po-
litische Aktionsform be-
zeichnet, bei der Werbepla-
kate im öffentlichen Raum 

mittels Papier und Kleister mit mini-
malinvasivem Vandalismus bis zur 
Kenntlichkeit entstellt werden. Seit 
die Bundeswehr vermehrt mit Plakat-
werbung die Öffentlichkeit sucht, häu-
fen sich auch die Fälle, in denen Bun-
deswehr-Gegner*innen die Werbung 
ungefragt verbessern. Der Carl-von-
Ossietzky-Fonds der DFG-VK unter-
stützt Aktivist*innen, die deswegen 
von Hausdurchsuchungen und Straf-
verfahren betroffen waren.

Bundeswehr und Meinungsfrei-
heit? Jede*, die schon mal anlässlich 
einer Werbeveranstaltung des deut-
schen Militärs versucht hat, in der Öf-
fentlichkeit Kritik zu äußern, hat er-
lebt, dass die Bundeswehr ihren Slog-
an „Wir kämpfen auch dafür, dass 
du gegen uns sein kannst“ nicht all-
zu ernst nimmt. Doch in Berlin treibt 
das staatliche Engagement gegen un-
erwünschte Meinungsäußerungen ku-
riose Blüten. 

Angesichts eines Gerichtsprozes-
ses im Oktober 2019 kam Sonderba-
res ans Licht. Das Berliner Landeskri-
minalamt (LKA), das in der Hauptstadt 
berühmt-berüchtigt ist, weil es dort 
kaum jemand sonderbar findet, wenn 
Kolleg*innen* sich zu Weihnachten 
Nazi-Grüße schickten, den islamisti-
schen Attentäter Anis Amri zugunsten 

linksradikaler Aktivist*innen von der 
Observationsliste strichen, Daten von 
Linken an Nazis weitergaben und „pri-
vat“ an die Hausbesetzer*innen in der 
Rigaer Straße Drohbriefe mit „dienst-
lichen“ Informationen schickten, be-
trieb ein umfangreiches Ermittlungs-
verfahren wegen Adbusting.

Um gegen die Veränderung von 
Werbeplakaten vorzugehen, hatten 
die Beamt*innen zwei Jahre ermit-
telt, 1 200 Aktenseiten vollgeschrie-
ben, viele Videos ausgewertet, zwei 
Hausdurchsuchungen und eine er-
kennungsdienstliche Behandlung 
durchgeführt. Damit glaubten sie, be-
legen zu können, dass es sich bei Ad-
busting um „schweren Diebstahl“ und 
„Sachbeschädigung“ handele. Unter 
anderem weil ihre Aussagen vor Ge-
richt nicht ausreichten, um zu bele-
gen, dass beim Adbusting überhaupt 
ein messbarer Sachschaden entstün-
de, stellte die Richter*in das Verfahren 
angesichts der versammelten Haupt-
stadtpresse und des bis auf den letz-
ten Platz besetzten Gerichtssaal ein. 
Der Tenor der Presse: „Vollkommen 
überzogen“.

Das fanden auch Niklas Schra-
der und Anne Helm, Linke-Mitglie-
der des Berliner Abgeordnetenhau-
ses. Ihre Anfrage an den Berliner In-
nensenat enthüllte im November 2019, 
dass beim LKA seit Herbst 2015, als 
die ersten „Mach was zählt“-Pos-
ter hingen, zwischen einem und drei 
Beamt*innen damit beschäftigt sind, 
die Menschen zu verfolgen, die Wer-
beposter der Bundeswehr mit kriti-
schen Verbesserungen ausstatten. 
Begründung: Diese Aktionen stünden 
im Zusammenhang mit den angeblich 
linksextremistischen Themenfeldern 
„Antimilitarismus“ und „Antirepressi-
on“. Diese Verfolgung richtet sich also 
gezielt gegen Antimilitarist*innen und 
Pazifist*innen.

In einem dieser Fälle konnte der 
Carl-von-Ossietzky-Fonds der DFG-
VK die Betroffenen mit der Übernah-
me der Hälfte der Anwaltskosten fi-
nanziell unterstützen. Zwei Personen 
waren Anfang Mai 2019 von der Po-
lizei dabei gestellt worden, wie sie ein 
in einer Werbevitrine hängendes Bun-
deswehrposter verbesserten. Statt 
„Geht Dienst an der Waffe auch ohne 
Waffe?“ änderten sie den Slogan op-
tisch sehr detailgetreu in „Kein Dienst 
an der Waffe geht ohne Waffe!“. Das 
Logo des Militärs änderten sie zudem, 
so dass es nun „Bundeswehr kaputt 
machen“ lautete. Da die Beamt*innen 
vor Ort und auch ihr telefonisch ver-
ständigter Vorgesetzter unsicher wa-
ren, ob es sich überhaupt um eine 
Straftat handele, beließen sie es bei 
der Sicherstellung des Posters und 
der Aufnahme der Personalien. 

Dann passierte erst mal lange 
nichts. Doch nachdem zum „Tag der 
Bundeswehr“ 2019 viele verbesser-
te Militärplakate die Straßen Berlins 
säumten, stand der Staatsschutz im 
LKA offensichtlich unter Druck. Ver-
mutlich weil die Namen der beiden 
Betroffenen ihr einziger Anhaltspunkt 
war, entschieden sich die Beamt*in-
nen, hier anzusetzen, und beantragten 
wegen eines Posters drei Hausdurch-
suchungen. Begründung: Adbusting 
mache die Militärs „lächerlich“.   

Vollzogen wurde die Hausdurch-
suchung im September 2019. Gefun-
den wurden dabei noch zwei Bundes-
wehr-Poster und ein Steckschlüssel 
aus dem Baumarktsortiment, der auch 
geeignet ist, die Werbevitrinen zu öff-
nen. Doch bereits Anfang Dezember 
2019 stellte das Amtsgericht das Ver-
fahren trotz des Eifers des LKAs ein. 
Vermutlich hat man im Gericht nach 
dem öffentlichkeitswirksam geführten 
Prozess im Oktober und aufgrund der 
parlamentarischen Anfrage aus dem 

Hilfe für verfolgte Friedensaktivist*innen
Der Carl-von-Ossietzky-Fonds der DFG-VK unterstützt Adbuster*innen
Von Gloria Anonyma

Antimilitarismus

Carl-von-Ossietzky-Fonds 
der DFG-VK
cvo@dfg-vk.de • www.cvo.dfg-vk.de
Spendenkonto:
Bank für Sozialwirtschaft
IBAN: DE47 3702 0500 0008 1046 04
BIC: BFSWDE33XXX
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November dort keine Lust mehr auf 
kritische Nachfragen.

Doch nicht nur angesichts des la-
tenten Rechtsdralls im LKA, und dort 
besonders der Dienststelle 521 in der 
Abteilung „polizeilicher Staatsschutz“, 
ist mit weiteren willkürlichen Repressi-
onsmaßnahmen zu rechnen. Denn die 
Berliner LKAler*innen dürfen sich bun-
desweit im Kreise der Ihren gut aufge-
hoben fühlen. Im Februar 2020 ent-
hüllte eine Kleine Anfrage der Bundes-
tagsabgeordneten Ulla Jelpke, dass 
der euphemistisch als „Bundesamt 
für Verfassungsschutz“ bezeichne-
te Inlandsgeheimdienst systematisch 
Informationen zu Bundeswehr-Ad-
bustings sammelt. Auch der Militär-
geheimdienst MAD scheint es zum 
Schutze der Kasernen als notwendig 
zu erachten, systematisch Informatio-
nen zu veränderter Bundeswehrwer-
bung zu sammeln. Dazu veröffentlich-
te der Bundesverband der DFG-VK 
auch eine Pressemitteilung: https://
www.dfg-vk.de/unsere-themen/theo 
rie-und-praxis/milit%C3%A4rgeheim 
dienst-gegen-bundeswehr-satire

Ist Adbusting Terror? Doch damit 
nicht genug: Im „Gemeinsamen Extre-
mismus- und Terrorismusabwehrzen-
trum von Bund und Länder“ (GETZ) 
war 2018/19 Adbusting gleich viermal 
Thema. Im von der heutigen Berliner 
Polizeipräsident*in Barbara Slowik 
aufgebauten GETZ sitzen Vertreter*in-
nen von 40 Geheimdiensten, LKAs, 
Zoll und Ausländer*innenbehörden.

Offensichtlich eine gute Gesell-
schaft für die Adbusting-Komissar*in-
nen aus Berlin. Denn dort hat wohl nie-
mand gesagt: „Sorry, Leute, sollten wir 
nicht lieber Terrorist*innen jagen?“, als 
Adbusting zum ersten Mal auf der Ta-
gesordnung stand. Im Gegenteil: An- 
scheinend haben das alle gleich vier-
mal interessiert mitgemacht. 

Angesichts einer derartigen Kul-
tur in den Verunsicherungsbehörden 
ist es auch wenig verwunderlich, dass 
der Inlandsgeheimdienst in seinem 
aktuellen „Bundesverfassungsschutz-
bericht“ der Aktionsform Adbusting 
gleich eine halbe Seite einschließlich 

eines wunderschönen Aktionsfotos 
widmet. Die Begründung für die Ge-
fährlichkeit dieser Aktionsform ist die-
selbe wie beim Berliner LKA: Es han-
dele sich um eine Aktionsform, die 
Verunsicherungsbehörden wie Po-
lizei und Militär in der Öffentlichkeit 
kritisieren und delegitimieren würde. 
Und obwohl dass Innenministerium in 
der Antwort auf die erwähnte Anfra-
ge zugeben muss, dass keine Adbus-
ting-Aktion bekannt sei, bei der Men-
schen oder gar Beamte verletzt wor-
den seien, sei das Kritisieren und De-
legitimieren untrennbar mit physischer 
Gewalt gegen Cops verbunden.

Angesichts dieser Positionierun-
gen muss leider damit gerechnet wer-
den, dass die deutschen Verunsiche-

rungsbehörden sich auch weiterhin 
nicht um die über 500 mit Haftbefehl 
gesuchten, aber frei herumlaufenden 
Nazis kümmern werden, sondern lie-
ber Kritiker*innen des Militärs krimi-
nalisieren. Gut, dass es den Carl-von-
Ossietzky-Fonds der DFG-VK gibt. 

Die Autor*in lebt in Berlin und ist in der 
DFG-VK und der Antimilitaristischen 
Aktion Berlin (amab) organisiert. Da 
sie dank der sogenannten „Daten-
schmutz-Anfragen“ weiß, das ein Lan-
desamt für Verfassungsschutz sich 
die Mühe macht, linke Publikationen 
durchzusehen und alle Artikel von ihr 
zu erfassen, hat sie sich entschieden, 
nur noch unter Pseudonym zu veröf-
fentlichen. 

Adbusting ...?
... Adbusting ist ein zusammengesetzter Begriff 
aus dem Englischen.
„Ad“ ist die Kurzform für advertisement, was 
übersetzt für Werbung, Reklame, Anzeige, Inse-
rat steht.
„Busting“ ist die Verlaufsform des englischen 
„Tunworts“ oder Verbs to bust (bekannt in an-
derer Form und Zusammensetzung vom Begriff 

des Blockbusters). Übersetzt bedeutet to bust 
sprengen, kaputtgehen, zerschlagen.
Adbusting könnte man also übersetzen mit Re-
klamesprengung. 
Wikipedia erklärt Adbusting mit Verfremdung, 
Überklebung etc. von (Außen-)Werbung, um so 
deren Sinn umzudrehen oder lächerlich zu ma-
chen.

«
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Es begann mit einer spontanen 
Idee – in der Mittagspause ei-
nes Treffens der Arbeitsgruppe 
Gender des Bundes für Sozia-

le Verteidigung (BSV) im Herbst 2018. 
Und wurde eine große Veranstaltung 
der Friedensbewegung: Am 1.  Febru-
ar fand in Hannover die Tagung „Fe-
ministische Friedensarbeit: Reflexion. 
Organisation. Thema – Gender und In-
tersektionalität als Chancen der anti-
militaristischen und pazifistischen Ar-
beit“ statt. Dieses Symposium kann 
und wird unzweifelhaft der Ausgangs-
punkt für weitere Veranstaltungen 
zum weiten Themenfeld „Frieden und 
Intersektionalität“ sein.

Der Ausgangspunkt. In Anlehnung 
an Bertha von Suttner hatten wir uns 
als Projektgruppe bertha – Werkstatt 
für intersektionale Friedensarbeit ge-
gründet, um dem Symposium auch 
eine Struktur zur Seite zu stellen, die 
nach der Veranstaltung weiterarbeiten 
würde. 

Wir planten anfangs mit 40 Teil-
nehmenden. Zählt man diejenigen mit, 
denen aus Platzgründen abgesagt 
werden musste bzw. die selber kurz-
fristig absagten und somit für Nachrü-
cker*innen Platz machten, interessier-
ten sich beinahe 150 Menschen für 
die Veranstaltung, und das bei über-
schaubarem Werbeaufwand. Knapp 
100 von ihnen waren dann am 1. Feb-
ruar in Hannover dabei und diskutier-
ten einen Tag lang über die Chancen 
und Möglichkeiten, Friedensarbeit in-
tersektional aufzustellen. 

Die Anwesenden waren: zahlrei-
che, meist weiße, Aktivist*innen aus 
der Friedensbewegung; Persons of 
Color (PoC), in der Regel aus ande-
ren aktivistischen Zusammenhän-
gen; Vertreter*innen der Friedens- und 
Konfliktforschung und einfach Inter-

essierte – das Spektrum der Teilneh-
mer*innen war breit gefächert, was 
der Veranstaltung sehr gut tat, da un-
terschiedliche Perspektiven und Ex-
pertisen zusammenkamen. 

Dass das Symposium stattfin-
den konnte, ist nicht unerheblich der 
DFG-VK auf Bundesebene, dem Lan-
desverband Niedersachsen-Bremen 
sowie der Gruppe Hannover zu ver-
danken. Stiftung Leben und Umwelt 
– Heinrich-Böll-Stiftung Niedersach-
sen, Rosa-Luxemburg-Stiftung Nie-
dersachen, Kurve Wustrow und BSV 
förderten die Veranstaltung finanziell 
und/oder ideell.

Was ist eigentlich Intersektionali-
tät? Einfach gesagt zielt Intersektio-
nalität darauf ab, unterschiedliche ge-
sellschaftliche Herrschaftsverhältnis-
se – und zwar Geschlecht, „race“ und 
Klasse – in ihrer Verschränkung zu be-
trachten. Auf diese Weise können Dis-
kriminierungen und Gewalt, von denen 
Menschen betroffen sind, besser ver-
standen werden. Gleichzeitig kommt 
der gesellschaftliche Hintergrund in 
den Blick, also die Herrschaftsverhält-
nisse, die die kapitalistische Gesell-
schaftsordnung strukturieren. 

Historisch hat die Intersektionali-
tätsdebatte ihren Ursprung in der Er-
fahrung Schwarzer Frauen und Les-
ben, die sich im Feminismus westli-
cher Mittelstandsfrauen nicht wieder-
fanden. Der Begriff Intersektionalität 
wurde Ende der 1980er Jahre von der 
Schwarzen Juristin Kimberleé Crens-
haw geprägt, die mit dem Bild einer 
Straßenkreuzung (intersection), auf 
der sich Machtwege überkreuzen und 
überlagern, die Verwobenheit sozialer 
Ungleichheiten zu illustrieren versuch-
te. 

Im Aktivismus von Persons of Co-
lor entwickelt und in den vergangenen 

Jahren auch im akademischen Kon-
text diskutiert, wird es Zeit, dass auch 
politische Bewegungen – konkret die 
Friedensbewegung – das Konzept der 
Intersektionalität nutzen, um gesell-
schaftliche Herrschaftsverhältnisse 
und Machtstrukturen angemessen in 
den eigenen Analysen und Ableitun-
gen berücksichtigen zu können. 

Damit können beispielsweise Re-
krutierung, Kriegsursachen, Kriegs-
führung, gesellschaftlich diskutierte 
Kriegsgründe etc. hinterfragt und auf 
ihre verwobenen Diskriminierungs- 
und Ausgrenzungsmuster abgeklopft 
werden (z.B. Universalismen von 
Kriegserfahrungen zu hinterfragen 
und die spezifische Gewalterfahrung 
von Soldat*innen of Color im Zweiten 
Weltkrieg in den Blick zu bekommen). 

Was hat das Ganze mit der Frie-
densbewegung zu tun? Kriege und 
Konflikte treffen Menschen in unter-
schiedlicher Art und Weise und haben 
verschiedene Wirkungen. Erst die kri-
tische Analyse und Reflexion – auch 
verbunden mit mitunter schmerzhafter 
Selbstreflexion – ermöglichen fundier-
te Erkenntnisse und passgenaue Lö-
sungen.

An einem einfachen Beispiel lassen 
sich die Ebenen von intersektionalem 
Denken in der Friedensarbeit umrei-
ßen: Antirekrutierungsarbeit sollte auf 
alle potenziellen Rekrut*innen abzie-
len, ist bisher aber überwiegend auf 
junge Männer ausgerichtet. Inwieweit 
sich beispielsweise migrantische Aus-
einandersetzung zum Thema gibt, hat 
uns bislang nicht interessiert. 

Auch folgende Fragestellungen 
bleiben dabei außer Acht: Warum ge-
hen People of Color (PoC) zur Bundes-
wehr? Ist es erwartete Anerkennung? 
Oder sind es geringere Chancen auf 
dem Berufsmarkt aufgrund rassisti-

Friedensarbeit intersektional denken
Bericht über ein Symposium mit Folgen für die Arbeit der Friedensbewegung
Von Ralf Buchterkirchen
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scher Diskriminierung? Wie verträgt 
sich das mit rassistischen und neo-
nazistischen Skandalen beim Bund? 
Hier spielen also Klasse und „race“ 
eine Rolle. Wie erreichen ‚wir‘ diese 
Personen? 

Analog kann die Frage gestellt wer-
den: Was treibt Frauen zur Bundes-
wehr? Gibt es hier spezifische Grün-
de? Wie müssen Konzepte der Antire-
krutierung aussehen, die diese Grup-
pen einbeziehen? Und: Mit welcher 
Position und welchen innewohnenden 
Privilegien vermitteln „wir“ – als Aktive 
in der Friedensbewegung – Antirekru-
tierungsarbeit?

Zurück zum Kongress: Der Vortrags- 
teil war so angelegt, dass ausgehend 
von Reflexionen zu Geschlecht (Gesa 
Bent) sowie zu Rassismus und Kolo-
nialismus (Mai Ali Shatta) das Kon-
zept der Intersektionalität mit seiner 
Bedeutung für die praktische Arbeit 
(Joanna Mechnich) vorgestellt wur-
de. Moderiert wurde die Veranstal-
tung von dem Sexualwissenschaftler 
Heinz-Jürgen Voß.

Im Eröffnungsvortrag „Frieden und 
Gender. Möglichkeiten und Heraus-
forderungen von Ansätzen in ihrer 
praktischen Umsetzung“ legte Gesa 
Bent den Schwerpunkt auf die Kate-
gorie Geschlecht. Nach einer kurzen 
Vorstellung der relevanten Definitio-
nen von Gender, Intersektionalität und 
Gender-Mainstreaming schlug Bent 
Möglichkeiten vor, wie Gender-Main-
streaming in Friedensorganisationen 
implementiert werden könnte. Wich-
tig sei, dass ein planvoller, offener und 
fehlerfreundlicher Prozess auf den 
Weg komme. 

Anhand zweier Beispiele mach-
te die Referentin das Vorgehen deut-
lich, wie ein solcher Prozess voran-
gebracht werden kann. Als Beispiele 
wählte sie das weltweite Bündnis Glo-
bal Partnership for the Prevention of 
Armed Conflichts (Gppac) und die re-
gionale Organisation Kurve Wustrow – 
Bildungs- und Begegnungsstätte für 
gewaltfreie Aktion e.V. Gesa Bent er-
läuterte im Vergleich der beiden Or-
ganisationen, wie Reflexions- und Im-

plementierungsprozesse der Themen 
Gender und Diversity aussehen könn-
ten und welche Bedeutung die Res-
sourcen Zeit, Personal und Finanzen 
sowie die Heterogenität der Struktu-
ren bei der Umsetzung haben.

Die für die erkrankte Katharina 
Oguntoye kurzfristig eingesprungene 
Trainerin und Aktivistin Mai Ali Shatta 
erläuterte in ihrem Referat mit direkten 
Bezügen zu eigenen Erfahrungen ras-
sistische Strukturen und die Folgen 
des Kolonialismus, der bis heute die 
deutsche Gesellschaft und den Um-
gang mit Schwarzen Menschen prägt. 
Jeder Konflikt, den sie als PoC wahr-
nehme, sei kolonial bedingt.

Schwarz/weiß kennzeichnete Shat-
ta als die zentrale Kategorie zur Un-
terscheidung von Menschen. Anhand 
dieser Kategorie werde der Umgang 
der Menschen miteinander bis hin zu 
Kleidung und Aussehen definiert. Als 
PoC werde sie ständig in eine Po-
sition der Defensive und Rechtferti-
gung gedrängt. Damit verbunden sei 
für Schwarze Menschen ein fortwäh-
render Kampf, individuell als Mensch 
wahrgenommen zu werden und nicht 
zu einem homogenen Kollektiv verall-
gemeinert zu werden. Durch kulturel-
le Ignoranz entstehe erst Angst (bei 

den weißen Personen), die letztend-
lich selbstzerstörerisch wirke. Die Be-
reitschaft zur Selbstreflexion müsse 
allerdings von allen Menschen selbst 
ausgehen. 

Hier schlug Mai Ali Shatta auch im-
mer wieder den Bogen zur Praxis von 
friedens-(politisch) aktiven Organisati-
onen, die ohne ernstzunehmende Be-
schäftigung mit ihren eigenen kolonia-
len und rassistischen Strukturen und 
Herausforderungen (die in ihrem lo-
kalen Kontext vorhanden seien), den-
noch für sich beschließen, dass sie 
„dann einfach in den Konflikt im Sudan 
eingreifen“ könnten. Aus einer derart 
unreflektierten Position heraus sei es 
kein Wunder, dass es in Deutschland 
einerseits kein wirkliches Verständnis 
von Rassismus als immer noch exis-
tenter Struktur gebe und andererseits 
Friedens- und Entwicklungsarbeit im-
mer noch ein kolonialrassistisches 
Problem habe. 

Der abschließende der Eingangs-
vorträge wurde von Joanna Mechnich 
zum Thema „Intersektionalität“ – was 
soll das denn? Von „race“, class, 
gender – eine Unterdrückungsge-
schichte und ihre emanzipatorischen 
Gegenentwürfe gehalten. Wichtig 
für intersektionale Arbeit ist es, so »

Großes Interesse am Symposium Anfang Februar in Hannover
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Mechnich, eine kritische Sprache zu 
entwickeln. Feminismus und Antiras-
sismus nicht intersektional zu den-
ken, befördere nur bestehende Miss-
stände. Nach gängiger feministischer 
Theorie genüge allein die Kategorie 
„Frau“, um für die Rechte aller Frauen 
zu kämpfen. Das sei falsch. Vielmehr 
gelte es, die vielfältigen Erfahrungen 
von Frauen – u. a. in Bezug auf Ras-
sismus – in den Blick zu bekommen. 
Ein verbreiteter Fehler sei es, Rassis-
mus meist aus einer männlichen Pers-
pektive zu betrachten. 

Anhand konkreter Beispiele mach-
te Mechnich den – schlechten – Stand 
intersektionalen Denkens in Deutsch-
land deutlich. So fehle weitgehend die 
(kritische) Beschäftigung mit Weiß-
Sein und der damit verbundenen Privi-
legien. In der Folge werde Rassismus 
nicht als solcher erkannt. 

Abschließend benannte Mechnich 
notwendige Bedingungen für eine 
mögliche intersektionale Friedens-
arbeit. Dazu stellte sie insbesonde-
re fest, dass Wissens(re)produktion 
hauptsächlich im globalen Norden 
stattfindet und hauptsächlich durch 
weiße Männer erfolgt. Eine institutio-
nalisierte Selbstreflexion und postko-

loniale Ansätze feh-
len bisher. Aufga-
be der Friedensbe-
wegung sei es ent-
sprechend, die ei-
genen Strukturen 
zu reflektieren und 
daran anschließend 
die eigenen Organi-
sationen intersekti-
onal aufzustellen.

Den Hauptteil 
der Tagung mach-
ten dreistündige 
Workshops aus, die 
sich aus verschie-
denen Perspekti-
ven individuell dem 
Thema näherten. In 
den Workshops und 
im Abschlussplen-
um wurde disku-
tiert, wie sich Frie-
densarbeit inter-

sektional neu aufstellen kann. Auch 
wenn die Debatte erst am Anfang 
steht, wurden einige Ansätze deutlich. 
Wichtig sei es etwa, intersektionalen 
Themen Raum in der Praxis zu geben, 
sowohl nach innen als auch nach au-
ßen. Marginalisierte Gruppen in der 
Friedensbewegung müssten sichtbar 
werden, und Intersektionalität müs-
se selbstverständlicher Bezugspunkt 
aller Materialien und Veranstaltungs-
konzepte werden – das könne bis hin 
zur Einforderung einer intersektiona-
len Betrachtungsweise als Vorausset-
zung für den Erhalt von Geldern rei-
chen. 

Im die Tagung beschließenden Po-
dium brachten die Leiter*innen der 
Workshops die Erkenntnisse auf den 
Punkt:
•	 Judith Conrads betonte, dass wir 
keine Angst vor Unsicherheit oder Un-
behagen haben sollten, wenn wir un-
sere Hierarchien und Privilegien selbst 
reflektieren. 
•	 Joanna Mechnich betonte, dass 
der Weg Zeit brauche und wir uns 
über konkrete Folgeprojekte aus der 
Phase der Analyse jetzt auch in die 
Phase des Handelns begeben sollten.
•	 Elise Kopper machte deutlich, 

dass es ähnliche Probleme in ganz 
verschiedenen Strukturen gibt und 
man daraus auch gemeinsam lernen 
könnte. Es müsse nicht immer alles 
neu erfunden werden.
•	 Gesa Bent sah das beschriebe-
ne Unbehagen als nutzbare Ressour-
ce, um sich weiter zu hinterfragen und 
Verbündete zu suchen, bei denen eine 
Verbindung vielleicht gar nicht sofort 
ersichtlich ist.
•	 Heide Schütz nutzte ein direk-
tes Zitat aus einer Workshopgruppe: 
„Mehr Leute, andere Leute“. Es sei 
notwendig, das Wissen und die Positi-
onen anderer Organisationen zur brei-
ten Bedeutung von „Frieden“ ernst zu 
nehmen und diese schon bei der Kon-
zeption künftiger Veranstaltungen mit 
einzubeziehen, anstatt sich später zu 
wundern, weshalb bestimmte Positio-
nen immer fehlten. 
•	 Ralf Buchterkirchen betonte, wie 
wichtig es ist, intersektionale Refle-
xionen in der Friedensarbeit sichtbar 
zu machen, um zu einer stärkeren und 
reflektierten politischen Bewegung zu 
kommen.

Was bleibt, ist der Dank an alle Be-
teiligten, viele Ideen und Gedanken-
ansätze und die Vorfreude auf span-
nende weiterführende Debatten, die in 
konkrete Handlungen münden sollen. 
Mit bertha – Werkstatt für intersektio-
nale Friedensarbeit, inzwischen vom 
Bundeskongress als Arbeitsgemein-
schaft des Bundesverbandes aner-
kannt, wird innerhalb der DFG-VK und 
darüber hinaus die Arbeit weiterge-
hen. Mehr Infos gibt es auf www.frie-
densbertha.de – u.a. einen ausführli-
chen Tagungsbericht und fortlaufend 
aktualisierte Infos. Wer interessiert 
ist, sich in die intersektionale feminis-
tische Friedensarbeit einzubringen, 
schreibe bitte an: info@friedensber-
tha.de

Ralf Buchterkirchen hat das Sympo-
sium mitinitiiert. Bis zum letzten Bun-
deskongress war er jahrelang Mit-
glied im DFG-VK-BundessprecherIn-
nenkreis. Er bloggt unter https://ver-
queert.de zu queeren und antimilita-
ristischen Themen.

«
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Seit einem Jahr ist die DFG-
VK Mitglied in der internatio-
nalen „Campaign to Stop Kil-
ler Robots“ und ihrem deut-

schen Ableger, der Kampagne „Killer 
Roboter Stoppen“. Wir haben bereits 
an globalen Kampagnentreffen teil-
genommen, waren bei den Vereinten 
Nationen in Genf an den Gesprächen 
über „Lethal Autonomous Weapons 
Systems“ (LAWS) beteiligt und ha-
ben zu dem Thema Aktionen gemacht 
– etwa bei der Videospielmesse „Ga-
mescom“ in Köln. 

Nun haben wir auch erstmals eine 
Konferenz zu dem Thema organisiert: 
Am Samstag, den 8. Februar, ging es 
an der Universität Kassel um „Killerro-
boter & Gender“. Die deutsche Kam-
pagne gegen Killerroboter lud Inter-
essierte ein, sich mit der Frage zu be-
schäftigen, wie bestehende Genderhi-
erarchien und -vorstellungen Techno-
logie prägen und welche Auswirkun-
gen wiederum autonome Waffensys-
teme auf Individuen und Gesellschaf-
ten haben werden, sollten sie in gro-
ßem Maße entwickelt, produziert und 
eingesetzt werden. Im Anschluss an 
die Vorträge und in einer Abschluss-
diskussion gab es Möglichkeiten zu 
Fragen und zum Austausch.

Der erste Vortrag von Anna Kat-
harina Ferl, wissenschaftliche Mitar-
beiterin und Doktorandin bei der Hes-
sischen Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung, führte sowohl in das 
Thema der autonomen Waffen als 
auch das der Gendertheorie ein. Sie 
zeigte, wie eine Genderanalyse von 
LAWS helfen kann, Machtverhältnis-
se zu untersuchen und aufzudecken: 
„Soziale Konstruktionen wie Gender 
haben Auswirkungen auf die Leben 
der Menschen – mit einer Genderana-
lyse können wir Emanzipation und 
Transformation ungleicher Machtver-
hältnisse ermöglichen.“ 

Waffen wie Killerroboter symbo-
lisierten dabei maskuline Macht. Die 
maskulinen Bedeutungen und Nor-
men seien dabei in der Technolo-
gie verankert und könnten so sozia-
le Machtstrukturen reproduzieren. Ein 
Problem sei die mangelnde Reprä-
sentation von nicht-westlichen und 
nicht-männlichen Personen in der Ent-
wicklung der Technologien und den 
Gesprächen über autonome Waffen-
systeme z.B. in internationalen diplo-
matischen Foren, in denen Regeln für 
die Nutzung geschaffen werden könn-
ten: „Bei der ersten UN-Konferenz zu 
autonomen Waffensystemen war kei-
ne einzige Frau als Expertin geladen“, 
so Ferl.

Den zweiten Vortrag hielt der Phy-
siker und Friedensforscher Jürgen Alt-
mann, der an der Technischen Univer-
sität Dortmund lehrt. Er beschäftigte 
sich mit den Definitionen von autono-
men Waffensystemen: „Die deutsche 
Definition ist sehr problematisch“, so 
Altmanns Urteil. Waffensysteme, die 
konkret in der Entwicklung und au-
tonom seien, würden nicht unter die 
sehr spezielle Definiti-
on der Bundesregierung 
fallen. Des Weiteren be-
schäftigte er sich mit 
den Systemen, die heute 
schon Autonomie in kri-
tischen Funktionen auf-
weisen, wie die israeli-
sche Kamikaze-Drohne 
„Harpy“, die sich ohne 
weiteres menschliches 
Zutun in eine gegneri-
sche Radaranlage stür-
zen und dort detonieren 
kann. Die derzeit in der 
Entwicklung befindlichen 
Systeme werden sich 
von heutigen Drohnen 
dahingehend unterschei-
den, dass sie primär auf 

Großmachtkonflikte ausgelegt sind 
und weniger, wie heutige Drohnen, auf 
die Bekämpfung von einzelnen Zielen 
in einem Staat, in dem man sowieso 
keine Luftabwehr zu fürchten hat.

Der dritte und letzte Vortrag von 
Nina Bernarding, Ko-Leiterin des Ber-
liner Zentrums für feministische Au-
ßenpolitik ging darauf ein, wie die Zi-
vilgesellschaft die Politiker*innen und 
Diplomat*innen auf das Thema Gen-
der und Killerroboter aufmerksam 
machen könne. Insbesondere Frauen 
und Menschen aus der LGBTQI-Com-
munity seien gefragt das Thema anzu-
sprechen und für eine Sensibilisierung 
zu sorgen.

Insgesamt war die von der inter-
nationalen Killerroboter-Kampagne fi-
nanzierte und vom DFG-VK-Bundes-
verband mit Unterstützung der Kasse-
ler Ortsgruppe organisierte Konferenz 
sehr erkenntnisreich.

Marius Pletsch ist Mitglied im DFG- 
VK-BundessprecherInnenkreis. Wei-
tere Informationenim Internet: www.kil 
ler-roboter-stoppen.de

Killerroboter und Gender
Warum Männer autonome Waffen bauen und wir alle darunter leiden werden
Von Marius Pletsch

«

Anna Katharina Ferl von der Hessischen Stiftung Friedens- und 
Konfliktforschung als Referentin bei der Tagung
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Freie Fahrt für wandelnde Litfasssäulen
Glosse über kostenlos bahnfahrende uniformierte Bundeswehr-Soldatinnen
Von Kathrin Vogler

Seit 1. Januar fahren die Sol-
dat*innen der Bundes-
wehr gratis Bahn – über-
allhin, dienstlich und pri-

vat. Sie müssen nur die Kleiderord-
nung beachten, und die wurde zu die-
sem Zweck Ende 2019 geändert. Die 
kleine Änderung in der „Zentralvor-
schrift Anzugordnung“ hat erhebli-
che Bedeutung – für den öffentlichen 
Raum ebenso wie für das soldatische 
Selbstbild.

Bisher war vorgeschrieben, dass, 
wenn außer Dienst, „außerhalb um-
schlossener militärischer Anlagen 
grundsätzlich der Dienstanzug zu tra-
gen [ist].“ Der ist so etwas wie das 
„kleine Schwarze“ der Bundeswehr 
und nicht sehr beliebt: „Im Dienstan-
zug wirkt man wie ein getretener Azu-
bi-Schlipsträger aus der Kreisspar-
kasse, der mit dem Leben nicht zu-
rechtkommt.“, kommentiert ein Leser 
des Soldatenblogs „Augen gerade-
aus“. 

Wieviel zackiger ist da doch der 
Kampfanzug! Das Verteidigungsmi-
nisterium aber hatte mit der Ände-
rung nicht primär ästhetische Aspek-
te im Blick. So heißt es in der „Wei-
sung zum kostenfreien Bahnfahren 
von Soldatinnen und Soldaten in Uni-
form zu privaten Zwecken“: „Politi-
sches Ziel der Vereinbarung ist, die 
Sichtbarkeit von Soldatinnen und Sol-
daten in der Öffentlichkeit zu erhöhen 
... Mit ihrem Auftreten in Uniform stär-
ken die Soldatinnen und Soldaten das 
Bild der Bundeswehr als Teil der Ge-
sellschaft und prägen die öffentliche 
Meinung von der Bundeswehr posi-
tiv. Zudem sollen das Engagement so-
wie das Verantwortungsbewusstsein, 
das mit dem Dienst als Soldatin und 
Soldat verbunden ist, öffentlich aner-
kannt werden.“

Soldaten im Kampfanzug sind das 
Bild, an das wir uns gewöhnen sol-
len. Aber kommt das wirklich gut an? 
Wer denkt bei Flecktarn oder Bordge-
fechtsanzug, der Arbeitskleidung für 
Mord und Totschlag, an „Engagement 
und Verantwortungsbewusstsein“? 
Der Versuch des Ministeriums, die 
Zivilbevölkerung kriegsbezüglich zu 
desensibilisieren, schlägt spätestens 
da ins Gegenteil um, wo die teuer zah-
lende Kundschaft der DB in überfüll-
ten Zügen auf besetzte Sitzreihen mit 
Marschgepäck trifft und ihre Bahn-
fahrt zur Stehparty wird.

Und die Flecktarnträger*innen 
selbst? Von ihnen wird voller Einsatz 
verlangt: Die Ministerin hofft auf posi-
tive Gespräche bei der Zugfahrt. 

Die Bundeswehr brachte schon 
Silvester ihr Personal für den Einsatz 
in potenziell feindlicher Umgebung in 
Stimmung: „Morgen geht’s los! Die 
Bahnhöfe und Züge in Deutschland 
freuen sich wieder über mehr Unifor-
men!“ 

Aber nur auf verbale Anfeuerungs-
rufe verlässt sich die Truppe nicht, sie 
motiviert die neuen Werbeträger mit 
weiteren Vergünstigungen: Zwar gel-
ten die kostenfreien Bahnfahrten als 
geldwerter Vorteil, aber die Steuern 
dafür übernimmt der Dienstherr. Und 
wer die Freifahrten nutzt, darf trotz-
dem die Pendlerpauschale zur „Ar-
beit“ und zurück wie bisher geltend 
machen. Ach ja, und Kinder im Alter 
von 6 bis 14 Jahren dürfen im Fern-
verkehr kostenfrei mitfahren, ein Pri-
vileg, das nicht einmal Abgeordneten 
zuteil wird.

Wie schlecht muss die Stimmung 
bei der Truppe wirklich sein, dass 
man ihnen inzwischen Steuergelder 
und Privilegien in rauen Mengen hin-

terherwerfen muss? Kramp-Karren-
bauer: „Unsere Soldatinnen und Sol-
daten stehen jeden Tag weltweit mit 
Leib und Leben für unser Land ein. Ob 
hier zu Hause, wenn sie bei Bränden, 
Schneechaos oder Überflutungen un-
terstützen, oder in hochgefährlichen 
Einsätzen.“ 

Retten und Helfen? Ist nicht Ab-
schrecken, Bedrohen und Bekämp-
fen das Kerngeschäft der Truppe? 
Man möchte ihr entgegenrufen: „Aha! 
Und was ist mit Feuerwehr? Polizei? 
Pflegekräften und Erzieher*innen? Wir 
wollen freie öffentliche Verkehrsmittel 
für alle!“

Aber die Ministerin weiß selbst 
nicht, was sie veranlasst hat. Als ich 
sie in der Regierungsbefragung am 
29. Januar nach dem „Paradigmen-
wechsel vom Bürger in Uniform hin 
zum Uniformträger auch in der Frei-
zeit, der als wandelnde Litfasssäule 
für die Bundeswehr wirbt“ fragte, ant-
wortete sie: 

„Im Übrigen tragen unsere Solda-
tinnen und Soldaten, wenn sie kosten-
frei die Bundesbahn nutzen, die Uni-
form nicht in ihrer Freizeit, sondern die 
Fahrt geht von ihrem Dienstort nach 
Hause. Insofern ist das keine Freizeit.“

Und dann hat irgendwer doch hin-
gehört – und das Protokoll geändert: 
„Im Übrigen tragen unsere Soldatin-
nen und Soldaten, wenn sie kosten-
frei die Deutsche (!) Bahn nutzen, die 
Uniform nicht nur (!) in ihrer Freizeit, 
sondern die Fahrt geht oft (!) von ih-
rem Dienstort nach Hau-se. Insofern 
ist das keine reine (!) Freizeit.“ 

Zum Glück gibt´s YouTube!

Kathrin Vogler ist DFG-VK-Mitglied und  
Linke-Bundestagsabgeordnete. «



21Nr. 2 | 2020 ZivilCourage

DFG-VK-Info

„Was macht eigentlich  
unser politischer Geschäftsführer?“ 
Die Kolumne von Michael Schulze von Glaßer

In dieser Kolumne  
berichtet Michael 
Schulze von Gla- 
ßer, politischer Ge- 
schäftsführer der 
DFG-VK, regelmä- 
ßig, was in der DFG-VK-Geschäfts-
führung gearbeitet wird, welche The-
men im Fokus sind, welche Materia-
lien erstellt werden etc.
Kontakt: svg@dfg-vk.de
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lEs ist das größte Militärma-
növer seit dem Kalten Krieg: 
Zehntausende US-Soldat*in-
nen werden bei „Defender 

2020“ quer durch Europa bis zur rus-
sischen Grenze gebracht. Unter-
stützt und begleitet wird das Manö-
ver durch die Bundeswehr und an-
dere Nato-Armeen. Vielerorts gab es 
gegen das Kriegsspiel bereits Akti-
onen: Es ist teuer, gefährlich und mit 
gesundem Menschenverstand kaum 
zu erklären. Mit dem Schaffen von „Si-
cherheit“ hat die aktuelle Militärpo-
litik schon lange nichts mehr zu tun. 
Sie scheint vollkommen ideologisiert 
– wir sollten vielleicht den Begriff „Bel-
lizismus“ wieder häufiger verwenden 
– zu sein und einzelnen Interessen 
etwa der Rüstungsindustrie oder eini-
ger (Macht)Politiker*innen zu unterlie-
gen. „Defender“ ist dabei aber auch 
nur ein weiterer Schritt im gegensei-
tigen Aufwiegeln zwischen der Nato 
und Russland. Auch Russland führt 
immer wieder Manöver durch: 2017 
etwa „Sapad“ (Westen) gemeinsam 
mit Weißrussland. Wir sind – gemäß 
unserer Grundsatzerklärung – radikal 
gegen jedes Militär, und es freut mich, 
dass aktuell viele Mitglieder sehr aktiv 
sind. Denn wenn wir nichts machen, 
macht niemand was. Das wurde auch 
Anfang Januar deutlich: Nach der Es-
kalation zwischen den USA und dem 
Iran am 3. Januar kam aus der deut-
schen Frie-densbewegung außer ei-
niger Statements nichts. Erst einige 
Tage später konnte ich befreundete 
Gruppen erreichen, und wir stellten 
gemeinsam eine Kundgebung nahe 
der US-Botschaft in Berlin auf die Bei-
ne (alle Informationen dazu gibt es auf 
www.peacewithiran.de). Auch wenn 
es nicht immer die größten Demons-
trationen und aufmerksamkeitserre-
gendsten Aktionen sind, ist es wich-

tig, immer wieder einen Kontrapunkt 
gegen Krieg und Militär zu setzen und 
gewaltfreie und friedliche Lösungen 
von Konflikten einzufordern. Wir dür-
fen nicht still sein!

Soweit zum Politisch-inhaltlichen. 
Und wie sieht es „intern“ im Verband 
aus? Es geht voran – und zwar sehr 
gut! Beim Bundeskongress im vergan-
genen November haben wir die DFG-
VK bereits gut aufgestellt. Nun gab es 
weitere Fortschritte: Die DFG-VK-Ar-
beitsgruppe „bertha – Werkstatt für 
intersektionale Friedensarbeit“ hat 
Anfang Februar ein Symposium über 
„Feministische Friedensarbeit“ ver-
anstaltet (siehe Artikel in dieser Zivil-
Courage auf Seite 16). Inhaltlich war 
es sehr interessant – in einem von mir 
besuchten Workshop haben wir die 
Struktur der DFG-VK in Bezug auf „Fe-
minismus“ analysiert. Die Diversität 
im Verband sowohl bei Geschlecht als 
auch anderen Merkmalen ist – auch im 
Vergleich zu anderen Friedensorgani-
sationen in Deutschland – „ausbaufä-
hig“. Da war es ein ermutigendes Zei-
chen, dass das Symposium mit knapp 
einhundert Teilnehmer*innen, von de-
nen (augenscheinlich) zweidrittel jun-
ge Frauen waren, das erwartete Inte-
resse bei Weitem überstieg. Darüber 
hinaus hat der Bundesausschuss im 
Dezember die vom Bundeskongress 
überwiesenen Anträge behandelt 
(beim nächsten Kongress sollten wir 
den Anträgen noch mehr Zeit einräu-
men) und unser Carl-von-Ossietzky-
Fonds kommt endlich in die Gänge: 
Nachdem wir 2019 eine neue Satzung 
verfasst und mit Thomas Haschke 
von der DFG-VK-Gruppe Stuttgart ei-
nen (ehrenamtlich tätigen) Geschäfts-
führer gewählt haben, gab es Anfang 
März ein erstes Treffen unseres „re-
aktivierten“ Solidaritätsfonds für ver-
folgte Friedensaktivist*innen. Wenn 

«

ihr nach Protestaktionen in juristische 
Probleme geraten solltet, kann euch 
der Fonds finanziell beim Verfahren 
helfen. Weitere Informationen auf der 
Seite 14 in dieser ZivilCourage – auch 
eine Website ist in Arbeit, und ihr er-
reicht den Fonds jederzeit unter cvo@
dfg-vk.de.

Berichtigung
In der ZivilCourage 1/2020 war auf 
Seite 5 eine Übersicht mit den Er-
gebnissen der Wahl des Bundes-
sprecherInnenkreises veröffentlicht. 
Die Darstellung enthält leider bei 
drei der Gewählten falsche Angaben 
(die aber  daran nichts daran ändern, 
dass sie mit klaren Mehrheiten ge-
wählt wurden). Nachfolgend die rich-
tigen Wahlergebnisse:
Torsten Schleip: falsch angege-
ben: 78 Ja-Stimmen, 13 Nein-Stim-
men, 15 Enthaltungen – richtig ist: 
78 Ja-Stimmen, 13 Nein-Stimmen, 5 
Enthaltungen
Marius Pletsch: falsch angege-
ben: 81 Ja-Stimmen, 8 Nein-Stim-
men, 9 Enthaltungen – richtig ist: 
81 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen, 9 
Enthaltungen
Christoph Neeb: falsch angegeben: 
98 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 1 
Enthaltunge – richtig ist: 98 Ja-Stim-
men, 1 Nein-Stimme, 0 Enthaltungen
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Dankesworte vom Aufsichtsratsvorsit-
zenden der H & K AG, General a. D. Ha-
rald Kujat.“ Was für eine Feier, wenn 
der größte Anteilseigener erst gar 
nicht anreist und der Aufsichtsratsvor-
sitzende, der kurz zuvor seiner Abwahl 
entgangen ist, selbstgefällige Worte 
wählen muss.

Die zweite dunkle Seite wurde we-
der von den Firmenchefs noch von der 
Lokalzeitung angesprochen: 

Aus Sicht der Friedensbewe-
gung gab es keinen Grund zum Fei-
ern. Denn das von Edmund Heckler, 
Theodor Koch und Alex Seidel Ende 
1949 gegründete Rüstungsunterneh-
men exportierte und exportiert vom 
Oberndorfer Stammsitz aus abertau-
sendfach Gewehre und Pistolen in Kri-
sen- und Kriegsgebiete der Welt – was 
die offizielle H&K-Firmenchronik ver-
schweigt. Ebenso wie die Opfer des 
weltweiten Einsatzes von H&K-Waffen 

– Millionen getöteter, verstümmelter 
oder traumatisierter Menschen.

Derlei Informationsdefizite wird der 
FALL 07 des GLOBAL NET – STOP 
THE ARMS TRADE (GN-STAT) be-
leuchten, siehe „Kritische Chronik des 
Aufstiegs von Heckler & Koch zu ei-
nem Global Player“ (siehe www.gn-
stat.org ab April 2020). Ebenso wie 
die katastrophale Geschäftslage, die 
mittlerweile zu einem in der H&K-Fir-
mengeschichte nie erlebten Streit um 
Macht und Moneten geführt hat. Die-
se Konfrontation eskalierte bei der Au-
ßerordentlichen Hauptversammlung 
(HV) Ende letzten Jahres und läuft bis 
heute auf Hochtouren.

Wahrlich außerordentlich – die 
H&K-Hauptversammlung Ende 2019. 
Wie konnte es so weit kommen? 
Nach einem weithin missratenden 
Geschäftsjahr 2019 ertönte der ers-
te Paukenschlag Mitte November. Zur 
einer Zeit, da das Bundeswirtschafts-
ministerium den möglichen Unterneh-
mensverkauf der H&K AG prüfte und 
der Bundesnachrichtendienst ermit-
telte. National wie international berich-
teten Medien seit Monaten über un-
klare Besitzverhältnisse und den dro-
henden Verkauf von Heckler & Koch 
an dubiose Kaufinteressenten.

In „diesen wohl schlimmsten Cha-
ostagen“ – so meine Analyse für die 
Kritischen Aktionär*innen H&K (KA) – 
berief die Unternehmensführung für 
den 19. Dezember eine außerordentli-
che Hauptversammlung (HV) im Rott-
weiler „Badhaus“ ein. Für die KA for-
derte ich in meinem Gegenantrag, 
dass die „bisherige Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats entfällt 
mit Wirkung ab dem Geschäftsjahr 
2019“, siehe https://www.gn-stat.org/
deutsch/unternehmen/heckler-deu/. 
Zündstoff genug für eine hochbrisan-
te HV.

Heckler & Koch – Kein Grund zum Feiern
„Egal wer auf dem Thron sitzt: Waffenexporte stoppen!“
Von Jürgen Grässlin

70 Jahre Heckler & Koch 
(H&K) – ein Grund zum 
Feiern, meinten Vor-
standschef Jens-Bodo 

Koch, Finanzvorstand Björn Krönert, 
der Oberndorfer Bürgermeister Her-
mann Acker und Betriebsratsvorsit-
zender Manfred Haag. 

Gemeinsam schnitten sie die Ge-
burtstagstorte an. Acker präsentier-
te sich einmal mehr als Protegé des 
„Weltmarktführers“, schließlich woll-
te er „das Unternehmen nicht auf der 
Liste der Gewerbesteuerzahler der 
Stadt missen“.

Im Veranstaltungsbericht beleuch-
tete der Schwarzwälder Bote die eine 
Seite der Medaille: „Kein Wort wurde 
in den Reden über den anstehenden 
Verkauf der Aktienmehrheit verloren. 
Noch-Hauptanteilseigner Andreas 
Heeschen war unter den Gästen nicht 
auszumachen.“ Dafür „gab es warme 
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Auf einem mit Gewehren gespickten Thron residiert der Tod mit einem goldenen G36-Sturmgewehr
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Der zweite Paukenschlag ereigne-

te sich gleichsam vor der Hauptver-
sammlung. In einem HV-Antrag posi-
tionierte sich die Luxemburger Com-
pagnie de Développement De L’Eau 
S.A. (CDE) mit einer sensationellen 
Forderung: Die Aufsichtsräte Harald 
Kujat, Vorsitzender, und Martin Heiner 
Sorg, Mitglied, müssten aus dem Kon-
trollgremium der Oberndorfer Waffen-
schmiede abberufen werden. Beide 
werden der Heeschen-Fraktion zuge-
rechnet.

Offen wie nie zuvor regte sich Wi-
derstand gegen die Heeschen-Ge-
treuen. Dabei zogen Akteure der CDE, 
Nicolas Walewski und Gérard Lus-
san, die Strippen. Walewski managt 
von der britischen Metropole London 
den milliardenschweren Alken-Fonds. 
Lussan ist Direktor der Concorde 
Bank in der Steueroase Barbados. 

Am Morgen vor der HV am 19. De-
zember 2019 bauten Michael Schulze 
von Glaßer und Benno Malte Fuchs, 
zwei weitgereiste Aktivist*innen der 
DFG-VK, am Veranstaltungsort den 
„Eisernen Waffenthron“ auf. Die-
ser wurde im Auftrag der Kampagne 
„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waf-
fenhandel!“ der TV-Serie „Games of 
Throne“ nachempfunden mit Geweh-
ren gespickt von Studierenden der Fa-
kultät Gestaltung der HAWK in Hildes-
heim entwickelt.

Zwei kontroverse Themenblöcke 
prägten diese Hauptversammlung: 
Da waren zum einen Reden und Fra-
gen von uns Kritischen Aktionär*innen 
gemäß dem Motto: „Egal wer auf dem 
Thron sitzt: Waffenexporte stoppen!“. 
Wir erkannten die Gefahr, dass die 
bisherige „Grüne-Länder-Strategie“ 
– wonach Kriegswaffen ausschließ-
lich an Nato-, Nato-assoziierte und 
EU-Staaten geliefert werden dürfen – 
aufgeweicht werden würde. 

Zum anderen eskalierte die Aus-
einandersetzung um den Verkauf des 
gewaltigen Aktienpakets von Haupt-
gesellschafter Andreas Heeschen. 
Dessen Anteile sollten an Walewskis 
CDE gehen, doch diese wehrte sich 
vehement gegen die von Heeschen in-

tendierte Besetzung des Aufsichtsrats 
mit Kujat und Sorg. 

Dagegen stand die Fraktion um 
Heeschen, der einmal mehr nicht per-
sönlich in Erscheinung trat. Und das 
obwohl die außerordentliche HV von 
ihm mit dem Ziel einberufen worden 
war, sich selbst in den Aufsichtsrat 
wählen zu lassen. Wer geglaubt hat-
te, Heeschen und Walewski seien be-
freundet, sah sich spätestens mit die-
ser HV eines Besseren belehrt.

Quo vadis Heckler & Koch? Auf-
sehen erregten von Greenpeace zur 
außerordentlichen HV publizierte Re-
cherchen. Demnach ist die CDE über 
personelle Verflechtungen in ein Netz 
von Offshore-Firmen eingebunden. 
Treuhänder für Walewskis Privatver-
mögen ist der Anwalt Gérard Lussan, 
Geschäftsführer einer Bank mit Sitz 
auf Barbados in der Karibik. Lussans 
Name findet sich in den Panama Pa-
pers – wohlgemerkt zu Strategien der 
Steuervermeidung für äußerst Vermö-
gende. Laut Greenpeace-Sprecher 
Fabian Schwalm führen die Spuren 
bis hin zu Firmen auf den Britischen 
Jungferninseln, den Kaimaninseln und 
nach Malta.

Wer also hat zukünftig das Sagen 
bei Deutschlands führendem Klein-
waffenproduzenten und -exporteur? 
Welchen Kurs nimmt das Unterneh-
men unter seinen neuen Besitzern? 
Und was passiert, wenn die CDE und 
die dahinter stehenden Strippenzie-
her H&K übernehmen und den hem-
mungslosen Export von Kleinwaffen in 
Krisen- und Kriegsgebiete in aller Welt 
forcieren?

Jürgen Grässlin ist Sprecher der Kam-
pagne „Aktion Aufschrei – Stoppt den 
Waffenhandel!“ und Mitglied im Bun-
dessprecherInnenkreis der DFG-VK, 
Mitbegründer der Kritischen Aktio-
när*innen Heckler & Koch (KA H&K) 
und Vorsitzender des RüstungsInfor-
mationsBüros (RIB e.V.). 2018 initiier-
te er beim RIB e.V. das GLOBAL NET 
– STOP THE ARMS TRADE (GN-STAT) 
als ein weltweites Netzwerk gegen 
Waffenhandel, das in mehreren Welt-
sprachen publiziert.

Kontakt und weitere Informatio-
nen: graesslin@dfg-vk.de; www.gn-
stat.org: www.rib-ev.de; www.auf 
schrei-waffenhandel.de; www.dfg-vk.
de und www.juergengraesslin.com

FriedensaktivistInnen protestieren öffentlichkeitswirksam gegen Waffenexporte 
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20 Wochen gegen 20 Atombomben
Wieder Dauerprotest am Bundeswehr-Fliegerhorst in Büchel
Von Marion Küpker

Ziviler Ungehorsam

Die Kampagne „Büchel ist 
überall! atomwaffenfrei.jetzt“ 
protestiert dieses Jahr zum 
fünften Mal 20 Wochen lang, 

vom 26. März bis zum 9. August, am 
Atomwaffenstützpunkt Büchel in der 
Eifel. 2020 ist ein besonderes Jahr: 
75 Jahre Gedenken an Hiroshima und 
Nagasaki, 60 Jahre Ostermarsch in 
der BRD „Kampf dem Atomtod“, 50 
Jahre Atomwaffen-Nichtverbreitungs-
vertrags-Konferenz und 10 Jahre Os-
termarsch in Büchel!

Wir wollen mit dem Protesten in 
Büchel – die auch Aktionen des ge-
waltfreien zivilen Un-gehorsams be-
inhalten können - den Druck auf die 
Bundesregierung zusätzlich so sehr 
erhöhen, damit die 20 Atombomben 
aus Büchel endlich abgezogen wer-
den müssen. Deutschland muss end-
lich atomwaffenfrei werden! 

Darüber hinaus kämpfen wir mit 
ICAN (Germany) für das Zustande-
kommen des UN-Atomwaffenverbots-
vertrages, der - laut ICAN – zu den 
diesjährigen Hiroshima-/Nagasaki 
Gedenktagen Realität werden könn-
te. Bisher haben bereits 35 von 50 be-
nötigten Länder diesen Vertrag ratifi-
ziert. 90 Tage nach Ratifizierung tritt 
er in Kraft. 

Aktionspräsenz 2020. Die Aktions-
präsenz am 26. März 2020 beginnt 
mit einem weiteren historischen 10. 
Jahrestag: am 26. März 2010 kam es 
zum überparteilichen Bundestagsbe-
schluss für den Abzug der US-Atom-
waffen aus Deutschland, der durch 
Verhandlungen im Nato-Bündnis um-
gesetzt werden sollte. Leider wurde 
unser Regierungsvertreter auf dem 
Nato-Gipfel in Chicago (2011) wort-
brüchig. Er legte kein Veto für die 
stattdessen vorgeschlagene neue 
nukleare Aufrüstung ein, obwohl im 
Nato-Bündnis im Konsensverfahren 

gearbeitet wird. In Büchel sollen nun 
ab dem Jahr 2024  „einsatzfähigere“ 
US-Atombomben (Typ B61-12) sta-
tioniert werden, deren Produktion in 
den USA in den Startlöchern steht. 
Auch wird im Bundestag über die mil-
liardenschwere Neuanschaffung eines 
Tornado-Nachfolgers verhandelt: Das 
Ergebnis ist wahrscheinlich der et-
was günstigere US-Kampfjet F18 (ge-
genüber dem F35). Mit diesen soll die 
Bundeswehr noch für viele Jahre die 
Fähigkeit haben, die in Büchel statio-
nierten Atomwaffen im Nato-Bündnis 
einzusetzen. Und dieses, obwohl die 
Atomkriegsgefahr noch nie so gefähr-
lich war wie heute: 

Die Weltuntergangsuhr „Dooms-
day-Clock“ der Organisation der 
US-amerikanischen Wissenschaftle-
rInnen wurde am 23. Januar auf nur 
100 Sek. vor Zwölf vorgestellt. Ihnen 
gehören 17 NobelpreisträgerInnen an. 
Es ist uns daher eine große Ehre für 
unsere Auftaktveranstaltung am 26. 
März Arun Gandhi als Redner gewon-
nen zu haben. Es wird zudem ein Teil 
der Jugenddelegation kommen, die in 
diesem Jahr im Mai an der Atomwaf-
fen-Nichtverbreitungsvertags-Kon-
ferenz  der Vereinten Nationen teil-
nimmt. Der andere Teil der Jugend-
delegation wird unsere Forderungen 
zeitgleich in Berlin vertreten. Unser 10. 
Bücheler Ostermarsch (auch ein Jah-
restag!) findet am Ostermontag, den 
13. April, statt. Für den kirchlichen 
Aktionstag ist bereits  Präses Annet-
te Kurschus für den 6. Juni angekün-
digt. Ab Anfang Juli soll es bis zum 9. 
August wieder ein Friedenscamp am 
Haupttor entstehen, sofern die Behör-
den uns dieses nicht „aus Gründen 
des Insektenschutzes“ verweigern. 
Beginnend mit der IPPNW-Woche, 
folgen die Tage der DKP/SDAJ; die in-
ternationale Woche mit vielen bekann-
ten Aktiven aus den USA und dem 

europäischen Atomwaffen-Wider-
stand sowie gemeinsam mit dem In-
ternationalen Mutlanger Jugendwork- 
Camp; den Quäkers; die Friedensfahr-
radfahrten der DFG-VK aus Bayern 
und aus Nordrhein-Westfalen gemein-
sam mit der Fastengruppe etc. des 
Pfarrers Matthias Engelke vom deut-
schen Zweig des Versöhnungsbundes 
am Ende der Aktionspräsenz. 

Auf www.buechel-atombomben-
frei.de findet Ihr im Menü unter Kalen-
der alle weiteren Termine während der 
Aktionspräsenz und unter Internati-
onal auch die Biografien unsere aus-
län-dischen MitstreiterInnen. Der Ter-
minkalender wird laufend aktualisiert. 

Wenn Du/Ihr Euch an unseren Pro-
testen am Symbolort Büchel beteili-
gen wollt, dann kontaktiert uns bit-
te über: info@atomwaffenfrei.de und 
017 27 71 32 66 und auch für Eure nöti-
ge logistische Unterstützung und Fra-
gen für vor Ort.

Prozessbeobachtung erwünscht!
Es gibt aus den Aktionen der letz-

ten Jahre viele gerichtliche Prozesse: 
1. April im Amtsgericht Cochem um 11 
Uhr 30,  Ravenéstraße 39, wegen Fo-
tografierens der Militärzaun-Anlage. 
Am 10. Juni ab 9 Uhr werde auch ich 
meinen Prozess gemeinsam mit einer 
Catholic-Worker-Frau aus Amsterdam 
und einer weiteren Frau aus Dortmund 
im Amtsgericht Cochem haben. Es 
geht hier um Aktionen des zivilen Un-
gehorsams  (Go-In‘s) der internationa-
len Woche. Wegen zweier Go-In-Akti-
onen am 30. April 2019 („Büchel-17“), 
bei denen 17 AktivistInnen den militä-
rischen Sicherheitsbereich betraten, 
wurden 17 Strafbefehle verhängt. Fünf 
von ihnen wurden vom Amtsgericht 
Cochem für Mittwoch, den 3. Juni um 
8 Uhr 30 zur Verhandlung geladen, die 
anderen 10 für Mittwoch, den 24. Juni, 
ebenfalls um 8 Uhr 30.

Dieser Beitrag wurde Anfang Februar geschrieben. 
Wegen der Corona-Pandemie gibt es Programm- 
änderungen. Aktuelle Infos sind abrufbar auf der  
Internetseite: www.buechel-atombombenfrei.de
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Ziviler Ungehorsam
Derzeit laufen eine Verfassungsbe-

schwerde, 37 Strafverfahren und 3 Er-
mittlungsverfahren. Einige Prozesser-
klärungen und weitere Termine könnt 
Ihr auf unserer Webseite nachlesen: 
https://buechel-atombombenfrei.jim-
dofree.com/prozesse/

Atomwaffen-Verbotsvertrag. Un-
sere letzte der drei Kampagnenforde-
rungen dreht sich um den Atomwaf-
fen-Verbotsvertrag, dessen Verwirk-
lichung immer näher rückt. Auch hier 
haben wir in Deutschland große Fort-
schrit-te erreicht: die baldige Unter-
zeichnung des Atomwaffen-Verbots-
vertrages könnte auch durch unsere 
Regierung in den kommenden Jahren 
Realität werden. Immerhin haben ak-
tuell bereits ein Drittel aller deutschen 
Abgeordneten ihre Unterschrift zum 
Verbotsvertrag gegeben: die Bundes-
tagsabgeordneten von Die Linke so-
gar zu 100 Prozent, von Bündnis 90/
Die Grünen zu 98,5 Prozent gefolgt 
von der SPD mit 21 Prozent. Eine ver-
bindliche Festlegung im Grundsatz-
programm der Grünen könnte gewähr-
leisten, dass die Frage der Atomwaf-
fen in Deutschland bei den Koalitions-
verhandlungen der kommenden Wahl 
nicht als Verhandlungsmasse geop-
fert werden kann. Mittlerweile sind die 
BürgermeisterInnen für den Frieden 
auf ca. 650 Städte an-gewachsen: 
Deutschland steht damit - nach Japan 
und dem Iran - weltweit auf Rang drei. 
82 Städte und drei Landkreise sowie 
fünf Regionen haben seit der US-Auf-
kündigung des INF-Vertrages, der die 
Aufkündigung Russlands sofort folgte, 
den Städteappell unterzeichnet. Da-
mit werden offiziell bereits mehr als 30 
Prozent der Gesamtbevölkerung in ih-
rer Forderung nach einem Beitritt der 
Regierung zum Atomwaffen-Verbots-
vertrag vertreten. Alle unsere Städte 
mit mehr als einer Million Menschen 
gehören nun zum Städteappell. Damit 
steht Deutschland weltweit an erster 
Stelle bei der Anzahl der Städteappel-
le. Sobald der Atomwaffen-Verbots-
vertrag ratifiziert ist, bekommen Dein-
vestment-Kampagnen für uns eine 
große Bedeutung. 

Gefahr einer atomaren EU Milita-
risierung. Pünktlich zur Münchner Si-
cherheitskonferenz wurden Stimmen 
für eine zusätzliche EU Atom-macht 
laut: Anfang Februar berichteten vie-
le deutsche Medien über den Vor-
stoß des französi-schen Präsidenten 
Macron. Die weltweit drittgrößte Atom-
macht Frankreich strebt eine führende 
Rolle in der Atom-Strategie der EU an, 
die es mit anderen europäischen Län-
dern teilen möchte. Hierüber wollte 
Macron mit seinen EU-Bündnispart-
nerInnen auf der Münchner Sicher-
heitskon-ferenz sprechen. In der CDU 
gibt es bereits Forderungen für eine 
Atompartnerschaft mit Frankreich. So 
sagte der CDU-Politiker Johann Wa-
dephul am 3. Februar in „Zeit online“: 
„Deutsch-land sollte bereit sein, sich 
mit eigenen Fähigkeiten und Mitteln 
an dieser nuklearen Abschreckung zu 
beteiligen. Im Gegenzug sollte Frank-
reich sie unter ein gemeinsames Kom-
mando der EU oder der Nato stel-
len.“ Und weiter: „Die Realität ist, dass 
wir eine atomare Abschreckung be-
nötigen.  Es wäre klug, das auch mit 
Frankreich zu versuchen.“ 

Damit hätte Deutschland dann in 
Zukunft - zusätzlich zu den Büche-
ler US-Atombomben - auch noch mit 
Frankreich den Aufstieg zur nuklearen 
EU-Militärmacht geschafft! Die Nato- 
US-Atombomben lägen weiterhin un-
ter der Befehlshoheit des US-Prä-
sidenten. Frankreich, das als eige-
ne Atommacht nicht in der nuklearen 
Planungsgruppe der Nato vertreten 
ist, hätte hierfür voraussichtlich das 
EU-Kommando. Es hat gar kein Inte-
resse, sein Kommando der Nato zu 
unterstellen. Macron soll Deutsch-
land mehrfach aufgefordert haben, 
mehr Europa zu wagen. Am 7. Febru-
ar schreibt „Zeit online“: „Die Atom-
macht Frankreich hat von Europa ge-
fordert, die eigene Sicherheit stär-
ker in die Hand zu nehmen. In seiner 
Grundsatzrede zur Atomwaffendok- 
trin Frankreichs hat Staatschef Ma-
cron den Europäern einen „strategi-
schen Dialog“ über die atomare Ab-
schreckung angeboten. Europäische 
Partnerländer könnten sich an ent-

sprechenden französischen Militär-
übungen beteiligen… Ziel sei eine 
„echte strategische Kultur zwischen 
den Europäern“.“ „Die Europäer kön-
nen sich angesichts des nuklearen 
Wettrüstens nicht mehr „auf eine Rol-
le als Zuschauer“ beschränken, sagte 
Macron. 

Der Franzose tritt seit Längerem 
für eine europäische Verteidigung ein, 
die eigenständiger und damit unab-
hängiger von den USA ist. Die bei-
den EU-Kernländer Deutschland und 
Frankreich haben bereits weitere ge-
meinsame Großprojekte für die Rüs-
tung vereinbart, u.a. die neue Gene-
ration von Kampfjets im Anschluss an 
den Eurofighter, geplant für das Jahr 
2040.

Für diese Pläne bedarf es ak-
tuell der Anschaffung zweier neuer 
Kampfflugzeuge für den Nuklearwaf-
feneinsatz. Hierüber verhandelt im Ge-
heimen gerade der Verteidigungspoli-
tische Ausschuss. Der F/A-18 Kampf-
jet aus den USA wird voraussichtlich 
für die neuen Bücheler B61-12-Atom-
bomben der USA gekauft. Der Euro-
fighter wird dann mit französischen 
Atomwaffen unter EU-Kommando das 
Atomwaffenträger-Kampfflugzeug. 
Die Rede ist von mehr als 10 Milliar-
den Euro für 85 Kampfflugzeuge.

Der neue Aachener Vertrag, der 
ein Freundschaftsvertrag zwischen 
Frankreich und Deutschland ist, re-
gelt die gemeinsame Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik. Beim zukünf-
tigen Bündnisfall wird dieser Vertrag 
zur atomaren Gefahr für den europä-
ischen Frieden und die Sicherheit der 
europäischen Bürger und Bürgerin-
nen. 

Die nukleare Aufrüstung Deutsch-
lands ist das falsche Signal in der 
Staatengemeinschaft. Da die letzten 
Rüstungskontrollverträge - wie der 
INF - gekündigt wurde, bzw. START 
ohne klare Verlängerungsaussichten 
auszulaufen droht, muss Deutschland 
deeskalierend wirken und aktiv abrüs-
ten anstatt mit Atomwaffen zu drohen. 
Wir sagen daher natürlich auch „Nein“ 
zu einer möglichen atomaren EU-Mil-
litarisierung!
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Marian Offman ist ein Stadt-
rat alter Schule. In seinem 
Fachgebiet, der Sozialpo-
litik, ist er engagiert, of-

fen dafür, neue Probleme wahrzuneh-
men, bereit, mit allen zu reden, auch 
wenn ihm seine Nähe zum Haus- und 
Grundbesitzerverband gelegentlich in 
die Quere kommt. Er hat entscheidend 
mit dazu beigetragen, dass München 
mit der neuen Synagoge ein echtes 
architektonisches Juwel gewann. Es 
wäre an vielen Stellen ein echter Ver-
lust gewesen, hätte er den Stadtrat 
verlassen müssen, nachdem ihn sein 
CSU-Ortsverband nicht mehr aufstell-
te; er wechselte zur SPD und wird ver-
mutlich weiter erhalten bleiben.

Als Kommunalpolitiker mit jahr-
zehntelanger Erfahrung in der an In-
trigen nicht gerade armen Münchner 
CSU ist er natürlich mit allen Wassern 
gewaschen, was nicht unbedingt zum 
Nachteil sein muss – auch für positi-
ve Ziele wird in der Politik getrickst, 
so läuft dieses Gewerbe nun einmal. 
Manchmal aber nutzt er diese Fähig-
keiten für seine dunklere Seite, oder 
lässt sie nutzen. Seine dunklere Seite 
heißt Nato, und sie kommt regelmäßig 
im Februar zum Vorschein, wenn die 
Stadt sich in Anhänger der Nato-Si-
cherheitskonferenz (Siko) und ihre 
Gegner teilt.

2012 hatte Offman zusammen mit 
einem weiteren CSU-Stadtrat eine 
Anfrage gestellt, die sich gegen eine 
Ausstellung zur Geschichte der Nato 

richtete, die begleitend zur Siko 2013 
stattfinden sollte. Die Formulierung, 
die Nato sei „der militärische Arm der 
reichsten und mächtigsten Staaten 
und ihrer transnationalen Konzerne“ 
nannte Offman darin eine „unglaub-
liche Verhöhnung“ und Diffamierung 
der Nato. 

Ziel der damaligen Anfrage war, 
die Nutzung des von der Stadt unter-
stützen Eine-Welt-Hauses für die Frie-
denskonferenz, die die alljährliche De-
monstration begleitet, unmöglich zu 
machen. „Der Text und die Ausstel-
lung wurden in Kooperation mit dem 
Trägerkreis des Eine-Welt-Hauses 
verfasst. Ist angesichts dieser For-
mulierungen der Trägerkreis als Part-
ner der Landeshauptstadt weiterhin 
zu akzeptieren?“ Die Stadtverwaltung 
verteidigte in ihrer Antwort die Mei-
nungsfreiheit, die gerade in öffentli-
chen Räumen einen hohen Wert habe, 
weshalb auch Positionen gegen die 
Nato dort möglich sein müssten.

Die Proteste gegen die Siko haben 
eine lange Tradition. Dieses Jahr soll-
te bereits die 18. Friedenskonferenz 
stattfinden. Nun wurde sie abgesagt, 
und Marian Offman spielte bei dieser 
Absage eine unrühmliche Rolle.

Um zu begreifen, wie es zu dieser 
Absage kam, muss man einen Blick 
auf Abläufe werfen, die normalerwei-
se der Öffentlichkeit verborgen sind. 
Es gibt etwas, das nennt sich OB-Ver-
tretung. Der Münchner Oberbürger-

meister wird zu unzähligen Veranstal-
tungen eingeladen, um ein Grußwort 
zu sprechen, weit mehr, als er bewäl-
tigen könnte. Einen Teil der Einladun-
gen übernehmen seine Stellvertreter; 
die übrigen Termine werden unter den 
Stadträten verteilt. Diese Verteilung 
findet im Ältestenrat statt, in dem sich 
die Fraktionschefs treffen. 

Dabei wird üblicherweise darauf 
geachtet, dass Stadtrat/Stadträtin 
und Veranstaltung zueinander passen; 
es wird also kein bekannter Fan der 
Sechziger zu einer Veranstaltung des 
FC Bayern geschickt, und kein Vertre-
ter der Metzgerinnung zu einem Vega-
nerkongress. Ja, es ist sogar möglich, 
bestimmte Vertreter zu wünschen; ich 
durfte einmal einem Hundertjährigen 
gratulieren, der sich explizit jemanden 
von der Linkspartei erbeten hatte, für 
die ich damals im Stadtrat saß.

Die Veranstalter der Friedenskon-
ferenz konnten also mit gutem Recht 
davon ausgehen, dass ihnen jemand 
geschickt wird, der ihrem Anliegen 
gewogen ist. Schließlich war das 17 
Jahre lang so gehalten worden; es 
fanden sich genug Gegner der im 
Bayrischen Hof stattfindenden Groß-
veranstaltung aus Militärs, Politikern 
und Industrielobbyisten im Stadtrat 
selbst, so dass das Gegenprogramm 
willkommen war. Augenscheinlich hat 
sich das mittlerweile geändert.

Nun muss man noch ein Detail 
kennen: Der Münchner Stadtrat hat 

Antimilitarismus

Friedensfreunde in der Falle
Zur Absage der Münchner Friedenskonferenz
Von Dagmar Henn

Schlussendlich Klimakiller Mi-
litär. Das Militär gehört weltweit zu 
den größten Klimakillern. Ein Eurofigh-
ter soll zum Beispiel pro Flugstunde 
etwa 11 Tonnen CO2 (ohne Nachbren-
neinsatz) verbrauchen und ein Tor-

nado-Jet etwa 12 Tonnen. Damit soll 
(laut seemoz e.V.) der Tornado-Kampf-
jet bei einem vierstündigen Flug etwa 
die gleiche CO2-Menge verbrauchen 
wie ein durchschnittlicher Kfz-Pendler 
in seinem ganzen Berufsleben. 

Marion Küpker ist internationale Ko-
ordinatorin der DFG-VK gegen Atom-
waffen sowie Friedensreferentin beim 
deutschen Zweig des Internationalen 
Versöhnungsbundes. «
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einen Beschluss gefasst, der es un-
tersagt, Veranstaltungen, die das The-
ma BDS auch nur diskutieren, in städ-
tischen Räumen abzuhalten. Die Kam-
pagne „Boycott, Divestment and Sanc- 
tions“, die darauf abzielt, den Staat Is-
rael durch einen internationalen Boy-
kott zur Einhaltung von UN-Resoluti-
onen zu zwingen, wurde vom Stadt-
rat für antisemitisch erklärt. Davon be-
troffen ist vor allem die Jüdisch-Pa-
lästinensische Dialoggruppe Mün-
chen, der es inwischen fast unmöglich 
ist, Räume zu finden, aber nicht nur. 
Nachdem in einer öffentlichen Veran-
staltung keine Rechtsgrundlage be-
steht, Vertreter bestimmter Meinun-
gen auszuschließen (im Gegenteil, 
man kann die Teilnahme an einer öf-
fentlichen Veranstaltung sogar polizei-
lich durchsetzen), hat der Beschluss 
zur Folge, dass kritische Veranstaltun-
gen zum gesamten Themenkomplex 
Israel-Palästina in städtischen oder 
von der Stadt geförderten Räumen 
nicht mehr möglich sind. Dement-
sprechend fand sich das Thema auch 
nicht im Programm der Friedenskon-
ferenz, deren Schwerpunkt auf dem 
Konflikt USA-Iran liegen sollte.

Als den Veranstaltern mitgeteilt 
wurde, dass Offman das Grußwort 
der Stadt überbringen solle, haben 
sie nüchtern reagiert und im Büro des 
Oberbürgermeisters nachgefragt, ob 
nicht jemand anderer sprechen könn-
te. Seine Haltung zur Nato wie auch 
zu den Protesten gegen die Konferenz 
war ja durch die Anfrage von 2012 hin-
reichend dokumentiert. Das OB-Büro 
reagierte allerdings nicht mit der sonst 
üblichen Diskretion; es informierte 
Offman sogleich, machte dabei aber 
aus der Frage eine Ablehnung. Offman 
wiederum ging sofort an die Presse 
und erhob den Vorwurf, die Veranstal-
ter der Friedenskonferenz hätten ihn 
ausgeladen, weil er Jude sei, sie seien 
mithin Antisemiten.

Vor dem Hintergrund des BDS-Be-
schlusses erklärt sich natürlich die 
Aussage des DFG-VK-Geschäftsfüh-
rers Thomas Rödl, man wolle nicht, 
„dass dann plötzlich diese Themen 
die Veranstaltung im Alten Rathaus 

dominieren, die nicht Gegenstand 
unseres Programms sind.“ Natürlich 
wusste auch das OB-Büro, welche 
Konsequenz der BDS-Beschluss für 
Veranstaltungen zum Thema Frieden 
hat. Die Möglichkeit, Offman sprechen 
zu lassen, hat im Grunde nie bestan-
den, denn ein Eklat bei seinem Auftritt 
hätte noch weit schlimmere Konse-
quenzen für die Veranstalter gehabt. 
Schließlich haben einerseits die jüdi-
schen Mitglieder der Jüdisch-Paläs-
tinensischen Gesprächsgruppe mit 
Offman ein größeres Hühnchen zu 
rupfen, und andererseits wären mit Si-
cherheit eine Handvoll Antideutscher 
unter den Teilnehmern gewesen, und 
sei es nur, weil mit den Falken, So-
lid und den jungen Grünen die vor-
mals linken Jugendorganisationen in-
zwischen fest in antideutscher Hand 
sind. Schlagzeilen über Streitigkeiten 
bei der Eröffnungsveranstaltung hät-
ten mit Sicherheit die Konsequenz ge-
habt, die städtischen Räume zu ver-
lieren; da es dafür wenige Alternati-
ven gibt, hätte das auch das Ende der 
Friedenskonferenz bedeutet.

Nachdem der Vorwurf des Antise-
mitismus nicht nur in der Münchner 
Presse ohne genauere Betrachtung 
der Umstände breit wiedergegeben 
wurde, blieb den Veranstaltern nichts 
anderes übrig, als die Konferenz ab-
zusagen. „In der derzeitigen Situation 
können wir die Verantwortung für die 
Sicherheit der ReferentInnen und der 
TeilnehmerInnen nicht übernehmen“, 
heißt es in ihrer Erklärung. Leider trifft 
diese Einschätzung vermutlich zu. Die 
antideutschen Truppen in München 
arbeiten schon intensiv daran, alle 
Mitveranstalter der Friedenskonferenz 
zu Antisemiten zu erklären, Pax Christi 
eingeschlossen.

Marian Offman jedenfalls hat zwei 
Ziele erreicht – anders als 2012 ist es 
ihm dieses Jahr gelungen, die Konfe-
renz zu verhindern, und er ist oft ge-
nug als SPD-Stadtrat in der Presse 
gestanden, um seinen Parteiwechsel 
rechtzeitig zur Kommunalwahl ver-
gessen zu machen. Allerdings haben 
weder er noch der Münchner OB Die-
ter Reiter sich mit dem Aufstellen die-

ser politischen Falle mit Ruhm bekle-
ckert; das war weniger ein Affront ge-
gen die Stadt, wie es die Süddeutsche 
schrieb, als vielmehr ein Affront durch 
die Stadt. Dafür haben sie allen vorge-
führt, wie sich die Antisemitismus-De-
finition des BDS-Beschlusses, die in-
zwischen ja selbst vom Bundestag 
übernommen wurde, als Hebel nutzen 
lässt, um Veranstaltungen gegen die 
Nato zu verhindern.

Die DFG-VK, altehrwürdige Orga-
nisation aus der Friedensbewegung, 
die zu Zeiten der Wehrpflicht Tausen-
de von Kriegsdienstverweigerern be-
raten und unterstützt hat, muss sich 
nun gegen den Vorwurf des Antise-
mitismus verteidigen, ohne je auch 
nur ein Wort zur BDS-Kampagne ge-
äußert zu haben. Und ihr Geschäfts-
führer Thomas Rödl, ein Macher, der 
jahrelang das organisatorische Rück-
grat Münchner Friedensveranstaltun-
gen war, muss gegen Ende seines Be-
rufslebens um seinen politischen Ruf 
fürchten. 

Ob die Münchner Presse die 
jüngste Erklärung des bayrischen 
Landesverbands der DFG-VK auf-
greift, ist fraglich (hier veröffentlicht: 
http://www.dfg-vk-bayern.de/pdf 
/2 0 2 0_ 01_18 - D F G -V K- BY- B e -
schluss%20zur%20FKF-Absage.pdf). 
Erst recht, ob Offman der Aufforde-
rung nachkommt, „alle Unterstellun-
gen von Antisemitismus oder Anti-Is-
raelismus gegenüber dem Sprecher 
der DFG-VK, Thomas Rödl, sowie ge-
gen alle anderen Personen und Orga-
nisationen des Trägerkreises, öffent-
lich zurückzunehmen.“

Nachdem die Friedenskonferenz 
abgeräumt wurde, dürfte die Anti-Si-
ko-Demonstration das nächste Ziel 
sein. Während die Nato ihre Panzer 
gen Osten rollen lässt, ist wohl jedes 
Mittel recht, für Ruhe im Hinterland zu 
sorgen.

Dagmar Henn war von 2008 bis 2014 
für die Partei Die Linke (aus der sie al-
lerdings bereits vor Jahren ausgetre-
ten ist) Stadträtin in München.

Antimilitarismus

«
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Schreibmaschine, VW-Käfer, belgische Francs
DFG-VK-Delegationsreisen zur Uno in Genf und New York 1978
Von Horst-Albert Jung

Etwa zur Zeit der Fusion zwi-
schen der DFG-IDK und dem 
VK zur DFG-VK 1974 habe 
ich Gerd Greune bei diversen 

Bundes- und Landeskongressen und 
weiteren Aktionen näher kennenge-
lernt. Irgendwann Mitte bis Ende 1977 
sprachen wir über die anstehende 
Uno-Weltabrüstungskonferenz. 

Gerd ging davon aus, dass es 
möglich sei, für die Teilnahme an den 
Konferenzen in Genf und New York 
massenhaft friedensbewegte Interes-
senten zu finden. So sollten mittels ei-
nes Sonderzuges von Stockholm aus 
800 bis 1 000 Friedensfreunde zur 
Vorbereitungskonferenz nach Genf 
kommen. 

Auch zur Teilnahme an der ersten 
Uno-Weltabrüstungskonferenz sollten 
etwa 150 Friedensfreunde mittels ei-
nes eigens gecharterten Flugzeuges 
nach New York gebracht werden.

Da zu diesem Zeitpunkt gute Kon-
takte zu einem Mitglied unserer Grup-
pe bestanden, der in einem großen 
Reisebüro arbeitete, hatten wir zu-
sammen überlegt, wie dieses orga-
nisiert werden könnte. Hierbei wurde 
davon ausgegangen, dass wir einen 
Sonderzug von Stockholm bis Genf 
bestellen wollten, der von Schweden 
über Dänemark und Deutschland un-
terwegs an vielen Haltepunkten die 
Friedensfreunde einsammeln sollte. 
Für die Reise nach New York wollten 

wir ein Flugzeug chartern, 
bei dieser Reise sollten auch 
weiteren Personen über un-
sere Kreise hinaus die Mög-
lichkeit gegeben werden, an 
dem Sonderflug teilzuneh-
men. Hierfür hatten wir extra 
einen Werbeflyer erstellt, der 
über das Reisebüro in Um-
lauf gebracht wurde. 

Es stellte sich heraus, 
dass, je näher die Termine 
kamen, die Einschätzung 
von Gerd bezüglich der Teil-
nehmergewinnung weit an 
den Realitäten vorbeiging.

So nahmen an der Fahrt 
nach Genf nur 47 Friedens-
freunde teil, die dann mit ei-
nem fahrplanmäßigen Zug 
und per Gruppenreservie-
rung ab Basel im Liegewa-
gen von Köln nach Genf fuh-
ren. 

Nach New York flogen 
schlussendlich nur 13 Frie-
densfreunde, wovon allein 
fünf Personen aus den Rei-
hen der DFG-VK-Gruppe 
Ennepe-Ruhr-Süd kamen.

Wann hat „Otto Normalverbrau-
cher“ schon mal die Möglichkeit, an 
einer Uno-Konferenz teilzunehmen? 
Aus diesem Grunde wurde in unserer 
Ortsgruppe intensiv über die Teilnah-
me an den Uno-Konferenzen disku-
tiert. Als Ergebnis kam heraus, dass 
drei mit nach Genf und drei mit nach 
New York fuhren.

Übernachtung in Genf im Atom-
bunker. Vormittags ging es los, zu-
nächst mit dem Nahverkehr nach 
Köln, Umstieg in den Schnellzug nach 
Basel, weiterer Umstieg in den Nacht-
zug nach Genf im Liegewagen. Gerd 
hatte sich um die Unterbringung in 
Genf und die Teilnahme an der Konfe-
renz gekümmert. So wurden wir mor-
gens, noch etwas müde, am Bahn-
hof in Genf von einem alten Friedens-
freund in Empfang genommen, der 
uns zu unserer Unterkunft führte. 

Nach einem längeren Marsch 
durch Genf gelangten wir zu einem 
großen Gebäude, wahrscheinlich eine 
Schule, und gingen an der Hintersei-
te eine lange Treppe hinunter, betra-
ten das Gebäude, gelangten zu einer 
dicken Stahlbetontür, danach zu einer 
weiteren Stahlbetontür, danach noch 
zu einer dritten Stahlbetontür und 
schließlich in unsere Unterkunft für die 
nächsten Tage, in einem Atombunker. 

Dies war für uns Friedensfreun-
de nun eine echte „Herausforderung“, 

ZivilCourage-Ausgabe 7/8 vom Juli/August 1978: Gerd Greune, der „Große 
mit Bart“, einer von 20 000 bei der Friedensdemonstration in New York

Petra Bauer und Horst-Albert Jung von der DFG-
VK-Gruppe Ennepe-Ruhr-Süd vor dem Palais 
des Nations in Genf
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unser Schweizer Friedensfreund hatte 
jedoch für 47 Personen bei der Stadt 
keine andere kostenlose Unterkunft 
bekommen. Der Bunker war ausge-
legt für 240 Personen, er besaß vier 
Schlafräume mit Stockbetten. Obwohl 
wir nur 47 Personen waren und genü-
gend Platz hatten, zog eine Friedens-
freundin sofort in ein Hotel um, sie 
konnte die Enge nicht vertragen.

Da wir alle wenig Geld hatten, trat 
bereits vorher die Frage der Verpfle-
gungskosten in Genf auf. Gerd mein-
te, dass dies nicht viel koste, morgens 
könnten wir in einem Bistro günstig 
frühstücken, tagsüber wäre die Ver-
pflegung in der preisgünstigen Kanti-
ne der Uno möglich. Diese Aussage 
war zwar nicht ganz falsch, aber wir 
waren jung und aßen morgens mehr 
als nur ein Croissant nebst einem Es-
presso, und auch in der Kantine rich-
tete sich der eigentlich günstige Preis 
nach der Menge der Bestellung. So 
knurrte uns öfter der Magen, und wir 
versorgten uns in einigen Supermärk-
te mit den billigsten Lebensmitteln.

Alle Teilnehmer hatten für den Pa-
lais des Nations, den Uno-Sitz in Genf, 
eine Akkreditierung, um das Gelände 
betreten und als Hörer teilnehmen zu 
können, zwei Teilnehmer hatten eine 
Akkreditierung als Redner der Veran-
staltung. Die Vorbereitungskonferenz 
fand unter der Schirmherrschaft von 
Seán MacBride, Friedensnobelpreis-
träger 1974 und ehemaliger irischer 
Außenminister, statt.

Etwas aufgeregt begaben wir uns 
zum Palais des Nations, zeigten un-
sere Akkreditierung, konnten passie-
ren und gelangten schließlich in den 
großen Sitzungssaal. Viele hundert 
Menschen aus den unterschiedlichs-
ten Kontinenten und Ländern waren 
dort. Wir setzten uns in die Mitte des 
Saales, an jedem Platz befand sich ein 
Kopfhörer für die Simultan-Überset-
zung. Es war ein erhebendes Gefühl, 
als normaler Bürger bei den Vereinten 
Nationen von einem Friedensnobel-
preisträger begrüßt zu werden und 
an einer Konferenz mit hunderten be-
kannten und unbekannten Menschen 
aus der ganzen Welt teilzunehmen. So 

saß direkt zwei Reihen hinter uns mit 
Walentina Wladimirowna Tereschko-
wa die erste Frau im Weltall; die sow-
jetisch Kosmonautin war am 16. Juni 
1963 als erste Frau zu einer mehrtägi-
gen Raumfahrt-Mission gestartet.

Schreibmaschine und Drucker-
streik. Ich hatte im Vorfeld mit un-
serer Lokalpresse gesprochen und 
vereinbart, dass wir direkt von der 
Uno-Tagung berichten wollten. 

So wollten wir gleich nach dem 
ersten Tag einen Artikel schreiben. 
Die Idee war ja gut, aber leider hat-
ten wir nicht daran gedacht, dass wir 
keine Schreibmaschine hatten. Es ge-
lang uns dann nach einer Stunde in-
tensiver Bemühungen, im Uno-Ge-
bäude eine Schreibmaschine auszu-
leihen. Wir schrieben unseren Arti-
kel und sandten ihn noch am selben 
Tag vom Uno-Postamt per Express 
ab. Auch am nächsten Tag sandten 
wir noch einen Artikel ab, danach er-
folgte dies aus folgendem Grund nicht 
mehr: Völlig frustriert hatten wir in ei-
ner Schweizer Zeitung gelesen, dass 
in Deutschland Zeitungsdruckereien 
bestreikt würden, und auf dem abge-
druckten Bild sahen wir das Druck-
haus unserer Lokalpresse.

Einige Teilnehmer dachten sich, 
der Veranstaltung noch „weitere Un-
terstützung“ zu geben und auf dem 
Uno-Gelände Flugblätter zu vertei-
len. Gesagt, getan: Die Flugblätter 
wurden verteilt. Was wir nicht ahnten, 
war, dass dies auf dem Uno-Gelände 
verboten war. So führte diese gut ge-
meinte Aktion leider zum Entzug der 
Akkreditierung, und einige Leute, so 
u.a. ich selbst, durften das Gelände 
nicht mehr betreten. 

Nachdem wir uns den Frust mit ei-
nigen billigen Bierchen aus dem Su-
permarkt heruntergespült hatten, er-
wachte unser Trotz. Nicht mit uns, 
dachten wir und machten uns auf die 
Suche nach einer „Lücke im Zaun“. So 
umrundeten wir das riesige mit Zäu-
nen und Toren abgesperrte Uno-Ar-
real. Es ergab sich keine Möglichkeit, 
den Zaun normal zu überwinden, auch 
die vielen Tore waren entweder ver-

schlossen oder durch Wachpersonal 
gesichert. 

Tags darauf versuchten wir un-
ser Glück am Haupteingang. Wir be-
obachteten den Ablauf bei den Ein-
gangskontrollen und stellten fest, 
dass die Kontrolleure immer auf die 
Besucher zugingen und sich die Ak-
kreditierungen zeigen ließen. Bei star-
kem Andrang gingen einige jedoch 

Im letzten Frühjahr war eine  
Delegation der DFG-VK bei der  
Vorbereitungstagung für die  
A t o m w a f f e n s p e r r v e r t r a g s - 
Überprüfungskonferenz der Verein-
ten Nationen in New York – in der Zi-
vilCourage 3/2019 wurde darüber in 
der Titelgeschichte ausführlich be-
richtet.

Bereits 1978 waren junge DFG- 
VK-Mitglieder bei Abrüstungskon- 
ferenzen der Uno in Genf und 
New York. Der langjährige Aktive 
Horst-Albert Jung, heute 68 Jahre 
alt, war damals mit dabei. Er berich-
tet über die beiden Reisen und er-
innert damit auch an den früheren 
DFG-VK-Vorsitzenden Gerd Greune, 
der sie als junger Mann organisiert 
hatte. 

Gerd Greune war auch nach sei-
ner aktiven Zeit im DFG-VK-Bundes-
vorstand bis zu seinem Tod friedens- 
politisch auf internationaler Ebene 
aktiv. Er starb überraschend und viel 
zu früh 2012 im Alter von 63 Jahren.
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einfach an den beschäftigten Kon- 
trolleuren vorbei. So gelangten auch 
wir nach zwei Tagen „Aussperrung“ 
wieder hinein.

Nach einer Woche in Genf fuhren 
wir wieder zurück nach Gevelsberg. 
Trotz aller uns widerfahrenen „kleinen 
Widrigkeiten“ hatten wir das Gefühl, 
dass wir dem Wunsch nach Frieden 
auf der Welt ein Stück näher gekom-
men waren.

Die von Gerd vorbereitete Reise 
nach New York war nichts für Teilneh-
mer mit schwachen Nerven.

Für die Anreise war mir von Gerd 
mitgeteilt worden, dass wir nachmit-
tags von Bonn aus gemeinsam mit 
einem VW-Bus und einem VW-Käfer 
nach London fahren und von dort aus 
nach New York fliegen sollten.

So trafen sich die fünf Teilnehmer 
unserer Gruppe bei mir, wir verstauten 
unser Gepäck (5 Gepäckstücke - Kof-
fer und Ruck- bzw. Seesäcke), stiegen 
in meinen 12 Jahre alten Käfer und 
fuhren ab in Richtung Bonn. Fünf Er-
wachsene und fünf Gepäckstücke in 
einem Käfer waren schon eine Her-
ausforderung, aber es sollte ja nur bis 
Bonn gehen, dort sollten wir mit einem 
VW-Bus weiterfahren.

Wir kamen gutgelaunt in Bonn an, 
wo uns Gerd mit zwei Hiobsbotschaf-
ten überraschte. Zunächst teilte er mir 
mit, dass der ab Bonn vorgesehene 
Käfer kaputt sei und ich mit meinem 
nach London fahren müsse, und der 
VW-Bus entpuppte sich als voll aus-
gebauter Campingbus.

Mir wurde etwas flau im Magen, 
war ich doch noch nie in Linksverkehr 
gefahren und hatte Sorge, dass mein 
alter Käfer die Reise nicht überstehen 
würde. Aber es gab ja keine Alternati-
ve, so blieb das Gepäck im Wagen, wir 
stiegen wieder in meinen Käfer, drei 
Leute stiegen vorne in den VW-Bus, 
den Gerd fuhr, ein, die restlichen drei 
mussten es sich hinten auf den Bo-
den des Campingbusses „bequem“ 
machen. So fuhren wir los in Richtung 
Ostende, von wo aus wir nach Dover 
übersetzen wollten. Da ich mich nicht 
vorbereiten konnte und somit den Weg 

nicht kannte, fuhr Gerd vorneweg, und 
ich musste ihm folgen. Vor der Abfahrt 
teilte uns Gerd noch mit, dass wir un-
terwegs noch zwei holländische Frie-
densfreunde mitnehmen müssten, 
und auf meine Nachfrage bezüglich 
einer Reservierung der Fähre erfuhr 
ich von Gerd, dass er nichts reserviert 
hatte, dies aber kein Problem sei, es 
gäbe immer freie Plätze. Unterwegs 
trafen wir an einer Raststätte tatsäch-
lich die beiden Holländer, die sich nun 
auch noch mit ihrem Gepäck auf dem 
Boden des Campingbusses einrichten 
mussten.

Nachts in Ostende angekom-
men stellten wir fest, dass die Fähre 
voll war, kurz danach ablegte und die 
nächste erst am Morgen nach Dover 
fuhr. Kein Problem, meinte Gerd, wir 
fahren eben kurz weiter – ca. 90 Ki-
lometer ins französische Calais. Nun 
reichte aber der Sprit für die beiden 
Wagen nicht mehr aus, und keine 
Tankstelle war mehr geöffnet. Ledig-
lich eine Automatentankstelle stand 
uns noch zur Verfügung, die jedoch 
nur belgisches Geld annahm, was 
von uns natürlich keiner hatte. Glück-
licherweise konnten hier unsere bei-
den Holländer mit aushelfen, so dass 
unserer Weiterfahrt nach Calais nichts 
mehr im Wege stand.

Gegen ein Uhr nachts kamen wir 
in Calais an und fuhren direkt zum 
Ticketschalter. Wir hatten großes 
Glück: Es gab noch genau drei Plät-
ze an Bord. Wir kauften zwei Tickets, 
und los ging es Richtung Dover nach 
England. Ankunft dort morgens ge-
gen drei Uhr und weiter im Linksver-
kehr nach London. Gerd fuhr wieder 
voran, ich musste folgen, was er wohl 
manchmal vergaß. So überfuhr er bis 
London ca. 30 Ampeln bei „dunkel-
gelb“; da ich ihn nicht verlieren durfte, 
überfuhr ich die Ampeln zwangsläufig 
(aber ohne Folgen) bei rot. In London 
angekommen parkten wir in der Nähe 
von Víktoria-Station und begaben uns 
auf die Suche nach Büros von Flugge-
sellschaften. 

Gerd hatte uns inzwischen erklärt, 
dass er auch keine Flüge nach New 
York gebucht hatte („zu teuer“), son-

dern wir ab London „stand by“ fliegen 
sollten. Wir fanden relativ schnell das 
Büro von British Airways, und Gerd 
fragte nach den Flugmöglichkeiten. 
Er bekam die Auskunft, dass uns erst 
kurz vor den Abflügen mitgeteilt wer-
den könne, ob noch Plätze nach New 
York frei währen. Dies war sehr unbe-
friedigend: Falls wir keine Stand-by- 
Tickets mehr bekommen würden, 
wäre unsere Reise stark gefährdet.

Nun hatte Gerd wieder eine „tolle 
Idee“. Er meinte, dass sich nicht alle 
für die vielleicht nur wenigen Plätze 
nach New York anstellen sollten, son-
dern auch einige mit dem Ziel Wa- 
shington. Von dort aus könnten sie ja 
mit dem Bus die 370 Kilometer nach 
New York kommen. Die Idee kam 
überhaupt nicht gut an, zumal wir in-
zwischen übernächtigt und bereits et-
was „angefressen“ waren. 

Ich schlug vor, nach weiteren Bü-
ros von Fluggesellschaften zu schau-
en, und begab mich mit Gerd auf die 
Suche. Glück muss der „Friedens-
freund“ haben: Zwei Straßen weiter 
fanden wir das Büro von Pan Am, be-
reits im Schaufenster gab es den Hin-
weis, dass die Aussichten für Stand-
by-Flüge nach New York gut seien. 
Auf Gerds Nachfrage teilte man uns 
mit, dass wir sofort die 13 Tickets be-
kommen könnten, allerdings benötige 
man die Reisepässe. Während Gerd 
im Büro wartete, legte ich einen rasan-
ten Spurt durch London hin, erreich-
te das Büro von Britisch Airways, in-
formierte unsere Leute , sammelte die 
Pässe ein und spurtete zurück. Wäh-
rend Gerd nun mit den Pässen die Ti-
ckets erwarb, kamen unsere Leute am 
Büro von Pan Am an. Nun ging´s flugs 
zum Flughafen Heathrow und kurz da-
rauf ab nach New York.

Dort angekommen begaben wir 
uns zu unserer Anlaufstelle, dem Büro 
der Quäker in unmittelbarer Nähe des 
Uno-Hauptquartiers. Die Quäker hat-
ten die Organisation für die zur Welt- 
abrüstungskonferenz kommenden 
NGOs übernommen. Inzwischen wa-
ren wir bereits über 30 Stunden unter-
wegs und ziemlich groggy. Nachdem 
zunächst überlegt worden war, uns 13 
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Leute auf verschiedene Unterkünfte 
in New York aufzuteilen und sich bei 
uns hiergegen Widerstand zeigte, be-
kamen wir zusammen eine Unterkunft 
im Keller eines Bethauses im Stadtteil 
Queens, welches von einigen Nonnen 
betrieben wurde.

Da allerdings für uns noch eine 
Einladung von Andrew Jackson 
Young, dem engen Freund und Mit-
streiter des zehn Jahre zuvor ermor-
deten Martin Luther King und US-Bot-
schafter bei der Uno in die Botschaft 
vorlag, machten wir uns zu fünft un-
ter der Führung von Gerd dorthin auf 
den Weg, während die anderen mit 
der U-Bahn zur Unterkunft vorausfuh-
ren. In der Botschaft befanden sich 
bereits viele Menschen. Es war für 
mich schon ein bewegendes Erlebnis, 
in einer US-Botschaft inmitten vieler 
wichtiger Leute zu sein. Auch wenn 
ich kaum jemanden kannte und mein 
Englisch nur Grundkenntnisse auf-
wies, war es sehr aufregend, sich dort 
zu bewegen. Ich kann mich noch erin-
nern, dass sich unter den Gästen Lord 
Philip Noel-Baker, Friedensnobel-
preisträger des Jahres 1959, und der 
Schauspieler Paul Newman befanden.

 
Die nächsten Tage waren geprägt 
von diversen Veranstaltungen in New 
York, an denen wir in unterschiedli-
cher Besetzung teilnahmen. So be-
suchte ich mit Gerd eine Veranstal-
tung des Weltfriedensrates und nahm 
an einem Workshop in der St.-Pauls- 
Cathedral teil. 

Alle zusammen besuchten wir eine 
Veranstaltung in einer Universität. Zu 
dieser Veranstaltung kamen auch ca. 
300 Friedensfreunde aus Japan, die 
eine eigene Simultanübersetzungsan-
lage einschließlich drei Dolmetschern 
dabei hatten. Auch ein Besuch im 
Uno-Hauptquartier fand statt, wobei 
wir durch das Gebäude geführt und 
uns die einzelnen Säle gezeigt und 
deren Bedeutung erklärt wurde. Von 
der Galerie aus sahen wir den Sicher-
heitsrat tagen. 

Die für mich beeindruckends-
te Veranstaltung war jedoch die gro-
ße Friedensdemonstration durch New 

York. Mit über 20 000 Teilnehmern aus 
aller Welt zogen wir durch die Stra-
ßen von Manhatten. Es war die größ-
te Demonstration, die es seit den Viet- 
nam-Demonstrationen in den USA ge-
geben hatte. 

Wir hatten ein etwa 10 Me-
ter breites Transparent mit der Auf-
schrift „German Peace Society“ aus 
Deutschland mitgebracht, welches wir 
mit mehreren Personen über die ge-
samte Straßenbreite trugen. Unsere 
auf vielen Ostermärschen erprobten 
Stimmen sangen sehr laut den Kanon 
„Wehrt Euch, leistet Widerstand, ge-
gen den Krieg in jedem Land, schließt 
Euch fest zusammen, schließt Euch 
fest zusammen, wehrt Euch, leistet 
Widerstand“.

Die Amerikaner/innen standen an 
den Straßenrändern, applaudierten 
und winkten uns zu. So etwas kann-
te ich aus Deutschland nicht und von 
den Amerikanern hatte ich so etwas 
nicht erwartet.

Nach einer Woche voller Eindrücke 
und Erlebnisse machte sich ein Teil 
von uns auf die Rückreise, während 
ein anderer Teil noch für ein paar Tage 
nach Washington fuhr.

Natürlich hatte Gerd auch keine 
Rückflugtickets besorgt, so dass wir 
zum Flughafen fuhren und nach bil-
ligen Tickets Ausschau hielten. Wir 
wurden fündig bei der Fluggesell-
schaft Freddie Laker, eine der ers-
ten Billigfluglinien. Der Flug ging aller-
dings nicht nach London-Heathrow, 
sondern zum Flughafen London-Gat-
wick und damit 45 Kilometer vom Zen-
trum entfernt. Von dort aus aus nah-
men wir einen Vorortzug Richtung 
Viktoria Station. Nun rückte Gerd da-
mit heraus, dass wir noch beim Ver-
lag Houseman & Son vorbeischauen 
müssten, um von dort Friedenskalen-
der und Friedensbuttons mitzuneh-
men. 

Die Rückfahrt verlief ähnlich wie 
die Hinfahrt, ich fuhr hinter Gerd her. 
Allerdings gab es einen Unterschied: 
Während uns auf der Hinfahrt diverse 
Hinweisschilder nach London führten, 
fanden sich nun keine Hinweisschilder 

nach Dover. Irgendwann wurde mir 
etwas mulmig, ich sah nun dauernd 
Schilder nach Folkstone. Nach einem 
kurzen Halt und einer kurzen Unterre-
dung meinte Gerd, dass er sich wohl 
verfahren habe. So änderten wir unse-
ren Kurs, teilten uns wegen des Um-
weges die letzten fünf Liter Sprit aus 
meinem Reservekanister (Gerd hatte 
„natürlich“ keinen) und erreichten ir-
gendwann auf Umwegen Dover. Mit 
den Tickets für die Überfahrt gab es 
keine Probleme, so dass wir diesmal 
sogar in Ostende ankamen, wo wir 
zunächst eine Tankstelle ansteuer-
ten. Die weitere Rückfahrt verlief ohne 
Probleme. An der deutschen Grenze 
in Elten machten wir die letzte Pause, 
verabschiedeten uns und fuhren da-
nach nach Gevelsberg zurück, wäh-
rend Gerd mit seinem Campingbus 
Richtung Bonn aufbrach.

Die beiden Touren nach Genf und 
New York waren für meine weitere 
Arbeit in der DFG-VK von herausra-
gender Bedeutung. Für die Erlebnis-
se und hierbei gemachten Erfahrun-
gen gilt mein ganzer Dank unserem 
leider viel zu früh verstorbenen „Frie-
denskämpfer“ Gerd Greune. Hat er 
doch viele seiner Visionen in die Tat 
umgesetzt, wenn er auch in Sachen 
der praktischen Organisation ein klei-
ner, aber liebevoller „Chaot“ war. Er 
hat seine ganze Kraft und seine Kon-
takte eingesetzt, um dem Frieden eine 
Chance zu geben. Er hat Wege gefun-
den, auch den Friedenskämpfer vor 
Ort in die „große Politik“ einzubinden. 

Horst-Albert Jung ist seit den 1970er 
Jahren aktiv in der DFG-VK-Gruppe 
Ennepe-Ruhr-Süd. 

DFG-VK-Transparent bei Demo in Manhattan
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Briefe

Zum Artikel „Klimakiller Militär und 
Krieg“ von Ralf Cüppers in ZivilCoura-
ge Nr. 1/2020, Seite 26 ff.

Super, die Entscheidung, diesen Ar-
tikel mit all seinen Berechnungen 
zu veröffentlichen! Einfach mal kla-
re Fakten, die man mit Chemiekennt-
nissen der 10. oder 11. Klasse direkt 
nachrechnen kann. Die Aussage ist 
eindeutig, und es bedarf keiner gro-
ßen Expertengruppe, die nach Jah-
ren der Recherche in einem Gutach-
ten die Bedeutung des Militärs für die 
CO2-Emissionen nachweist. Dank an 
Ralf Cüppers, der so einfach zeigte, 
dass weit mehr zu tun ist, als nur die 
privaten Konsum- und Mobilitätsge-
wohnheiten zu ändern.

Markus Beckmann

Der Beitrag von Ralf Cüppers hat mich 
regelrecht umgehauen. Ich war und 
bin begeistert! Bester Beitrag seit Lan-
gem. Den CO2-Verbrauch hochge-
rechnet und den Rechenweg erläutert 
und damit nachvollziehbar gemacht. 
Wiederaufbau von kriegszerstörten 
Zielen mitgedacht. Vorbildlich! Und 
bei dem Zynismus, der offensichtlich 
Grundlage des Kriegsapparates ist, 
passt der zynische und sauber her-
geleitete Vergleich, dass für eine kli-
maneutrale Kriegsführung beim Ein-
satz einer Stunde Tornado-Fluges 100 

Menschenlebensjahre vernichtet wer-
den müssen. Dieser Beitrag  sollte 
Pflichtlektüre sein für die Infostände 
und deren Betreuende als unwider-
legbare Argumentierhilfe.

Felix Oekentorp

Ralf Cüppers hat in seinem Artikel 
sehr gut auf die dramatischen Folgen 
der Auswirkungen von Militäreinsät-
zen für die CO2-Bilanz hingewiesen. 
Als Ergänzung dazu und auch für die 
allgemeine Debatte zum Thema Kli-
mawandel möchte ich nun das Thema 
„Ökologische Kreisläufe“ ergänzen. 

Kohlenstoff wird bekanntlich von 
Pflanzen aus der Luft gewonnen, in-
dem Kohlendioxid (CO2) photosynthe-
tisch gespalten wird. Auf die einzelnen 
chemischen Prozesse möchte ich an 
dieser Stelle nicht eingehen, das lässt 
sich in jedem Biologielehrbuch oder 
im Internet nachlesen. Wichtig ist: Es 
entsteht Sauerstoff, der in die Atmo-
sphäre abgegeben wird, und der Koh-
lenstoff wird als chemischer Baustein 
in das Pflanzenmaterial eingebaut. 
Dieser Prozess ist gut für das Klima, 
denn es wird der Luft Kohlendioxid 
entzogen.

Die Kohlendioxid-Bilanz von Men-
schen zu berechnen ist als Rechenex-
empel interessant, ist jedoch für die 
Klimadiskussion, was den menschli-
chen Stoffwechsel angeht, völlig un-
erheblich. Kohlenstoff, der im Vorjahr 
aus der Atmosphäre photosynthe-
tisch fixiert wurde, wird gegessen und 
als Kohlendioxid wieder ausgeatmet. 
Der Kreislauf ist geschlossen, unterm 
Strich tut sich nichts in der Atmosphä-
re. 

Nur müssen wir noch einen Blick 
darauf werfen, wo die Nahrung her-
kommt und wie sie produziert wur-
de. Während sie bei den Jägern und 
Sammlern vom Stoffkreislauf her ge-
wissermaßen noch vom Himmel fiel, 
wird heute mehr oder weniger Energie 
in die Nahrung investiert, die die Koh-
lenstoffbilanz beeinflusst. Ein Ham-
burger, für dessen Fleischgewinnung 
Regenwald abgebrannt wird und der 
aus Brasilien importiert wird, hat da-
her eine schlechtere Energiebilanz als 
z. B. das Gemüse vom Bauern aus der 
Nachbarschaft. Das muss nicht un-
bedingt ein Plädoyer für vegetarische 
oder vegane Ernährung sein. Ein Wild-
schweinbaten vom Jäger aus der Re-
gion kann ebenfalls ein klimagünsti-
ges Festessen werden. Genauso sieht 
es aus, wenn man Fleisch kauft, das 
aus einer Landschaftspflegehaltung 
kommt. Da ist Beweidung immer noch 
besser als Maschinenmahd.

Fossil oder nicht fossil, das ist hier 
die Frage. Das, was im Garten oder 
auf dem Acker wächst und wieder ge-
gessen wird, verbrannt oder verrot-
tet, landet als Kohlendioxid wieder in 
der Atmosphäre, was aber als Erd-
öl, Kohle oder Erdgas verbrannt wird, 
kommt aus unterirdischen Lagerstät-
ten, in denen im Falle der Kohle Wäl-
der aus dem Erdzeitalter des Karbon 
von vor über 300 Millionen Jahren la-
gerten und gepresst wurden. Ein na-
türliches Endlager für Kohlenstoff, das 
die Menschheit nun in wenigen Jahr-
hunderten aufbraucht und dadurch 
die Stoffkreisläufe auf Ebene der ge-
samten Erde ein wenig durcheinan-
derbringt – wie wir sehen, mit unab-
sehbaren Folgen. 

Klimakiller Militär und Krieg –
„Bester Beitrag seit Langem“
Briefe der LeserInnen
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Briefe
Der im Artikel genannte Torna-

do-Einsatz erzeugt daher die giganti-
schen Mengen an Kohlendioxid nicht 
aus zeitnahen Stoffkreisläufen, son-
dern führt im Gegensatz zu unserem 
Stoffwechsel zu einer Anreicherung 
der Atmosphäre mit Kohlendioxid, 
das wir mit Pflanzenanbau gar nicht 
schnell genug wieder fixieren kön-
nen. Das trifft natürlich auch auf die 
erwähnte Betonherstellung und letzt-
endlich auch den DFG-VK-Bulli oder 
unsere Autofahrten zu, da nur eben 
auf den Einzelfall bezogen in weit ge-
ringerem Maßstab.

Die Gegenrechnung von Tornado- 
Flugstunden mit Menschenleben hinkt 
deshalb hinterher und führt auch in 
der öffentlichen Diskussion zu nichts. 
Es gab mal Plakate auf Äckern, die 
darstellten, dass Zuckerrüben ge-
nauso viel Kohlenstoff fixieren wie die 
gleiche Fläche Wald. Das ist auch eine 
Irreführung, denn der Zucker ist nach 
einem Jahr gegessen und veratmet, 
der Wald steht in der Regel noch. Aber 
auch Wald wird zu Feuerholz, Papier 
oder Spanplatten, die Kreisläufe sind 
hier etwas gestreckter als beim Acker, 
aber es sind auch Kreisläufe. Koh-
lendioxid fixieren wir tatsächlich nur 
durch Neuaufforstungen, Humusan-
reicherungen im Boden, Schutz der 
Moore und Niedermoore vor Entwäs-
serung und Einsparung von fossilen 
Brennstoffen. 

Ein klein wenig hilft auch, sich be-
wusst zu ernähren, weniger Auto zu 
fahren oder gute Möbel anzuschaf-
fen, die man vererben kann. Das Ma-
terial vom Möbeldiscounter ist nach 
wenigen Jahren auf dem Sperrmüll, 
von wo es in die Verbrennung geht. 
Aber schau´ mal in ein Antiquitätenge-
schäft. Dort steht alter dauerhaft fi-
xierter Kohlenstoff. Oder wir endla-
gern und versiegeln luftdicht Zucker-
rüben in Bergwerken…

Dr. Ralf Baufeld

Zum Artikel „Die Vision einer Frie-
denskultur entwickeln“ von Dieter 
Riebe in ZivilCourage Nr. 1/2020, Sei-
te 32 f.

Als langjähriger Leser und als einer, 
der sich schon lange Gedanken dar-
über macht, wie unsere Friedensar-
beit Früchte bringen kann, mein Kom-
pliment:  Der Beitrag hat mich ange-
sprochen, weil er nicht beim Aufzäh-
len von Missständen ansetzt, sondern 
bei uns persönlich. Ich stimme damit 
überein, dass es Zukunftsaufgabe der 
Menschheit ist, Krieg als Mittel der 
Politik abzuschaffen. Auch  den Be-
griff des positiven Friedens finde ich 
passend. 

Als Hindernis wird die Selbstent-
fremdung des Menschen genannt und 
weiter: ... über die Selbsterkenntnis 
zu mehr innerem Frieden finden. Hier 
würde ich mit meinem Beitrag gerne 
eine Ergänzung zufügen.

Ich denke der beschriebene inne-
re Frieden ist das,  was Gandhi mit 
„Gewaltlosigkeit“ als Lebenskonzept 
meint. Ich zitiere: Wenn Gott in unse-
rem Herzen wohnt, können wir keine 
bösen Gedanken hegen oder böse Ta-
ten tun. 

M.E. braucht es viel Energie, die in 
der Friedenslogik-Liste aufgestellten 
Parameter einzuhalten. Wer kann von 
sich aus sagen, dass er alle Menschen 
als gleichwertig ansieht und vertrau-
ensvoll behandelt? Wer gibt die Kraft? 
Ich sehe in Jesus Christus ein gutes 
Vorbild. Nenne noch zwei Namen, 
die die göttliche Liebe als Kraftquel-
le genutzt haben: Tolstoi (ein Vorbild 
für Gandhi) und M. L. King, der eben-
falls die Fähigkeit besaß, ohne Furcht  
– im Vertrauen auf Gottes Hilfe – Men-
schen vorurteilslos zu begegnen. M.E. 
brauchen wir solche und andere Vor-
bilder, um unser eigenes Bild zu kor-
rigieren. 

Ich bin überzeugt, dass ich auch 
die Vergebung brauche, wenn ich im-
mer wieder merke, dass ich Andere 
nicht gleichwertig betrachten kann.

Ich selbst habe 1963 den Wehr 
dienst verweigert und habe meinen 
Steueranteil zum Militär beim Finanz-
amt wiederholt zurückgefordert und 
eingeklagt. Die gesetzliche Grundla-
ge dafür ist  ja leider noch nicht vor-
handen.
		  Herbert Kühnle  
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Der Kölner Werbefotograf Roman 
Bracht hat 2019 unter dem Titel 
„80 mm. Einsatzveteranen der Bun-
deswehr“ im Selbstverlag einen Fo-
toband mit den Porträts von 20 ehe-
maligen oder aktiven Soldat*innen der 
Bundeswehr veröffentlicht. Der Autor, 
früher selbst Soldat, lässt sie in In-
terviews erzählen, was sie in militäri-
schen Auslandseinsätzen erlebt ha-
ben und wie sich das auf ihr heutiges 
Leben auswirkt. Die oft sehr persön-
lichen Gesprächsinhalte – Traumati-
sierungen, gesundheitliche und be-
rufliche Schwierigkeiten, familiäre Be-
ziehungen, politische Einschätzungen 
– und die nach jedem Interview auf-
genommenen Fotografien lassen die 
vorgestellten Personen fast wie gute 
Bekannte erscheinen.

Wie es im Vorwort heißt, soll es 
etwa 430 000 Einsatzveteran*innen 
geben, die seit 1992 in Auslands- 
einsätzen der Bundeswehr waren. Der 
Autor, der 2019 den Kölner Lobby- 
Verein „Veteranenkultur“ mitgegrün-
det hat, mahnt an, sich stärker um 
die „Reintegration“ dieser Gruppe zu 
kümmern. Dazu nimmt er die Politik, 
die Zivilgesellschaft, aber auch die 
Bundeswehr selbst in die Pflicht und 
schlägt eine „offene Diskussions- und 
Verständniskultur“ vor.

Jedem Porträt geht eine Daten-
sammlung über die jeweilige Person 
voraus: Dienstgrad, aktuelle Arbeits-
stelle, Funktion, Bezeichnung und 
Zeitraum von Auslandseinsätzen, eh-
renamtliche Tätigkeiten. Die Porträts 
werden durch die Liste der Auslands- 
einsätze der Bundeswehr und eine 
Darstellung neuer Erinnerungsorte er-
gänzt. Das Gedicht „Krieg“ von Rio 
Reiser bildet den Schluss.

Mir gefällt das Buch, weil es (bis 
auf ein paar Tippfehler) handwerklich 
gut gemacht ist, weil es Menschen in 
ihrer Verletzlichkeit zeigt und weil die 
Protagonist*innen den Mut hatten, mit 
ihrem Namen, ihrem Gesicht, ihrer 
Geschichte und ihren eigenen Über-
zeugungen an die Öffentlichkeit zu 
treten. Ich halte das Buch für nützlich, 
weil es authentische Innensichten aus 
der Bundeswehr enthält, die uns hel-
fen können, die Motive und Interessen 
der Soldat*innen und die Institution 
selbst mit ihren inneren Spannungen 
besser zu verstehen. 

Viele in den Interviews angespro-
chene Problemfelder könnten aus un-
seren eigenen Unterlagen stammen: 
Mangel an guten zivilen Ausbildungs- 
und Arbeitsstellen, psychische Verlet-
zungen durch Militäreinsätze, man-
gelhafte therapeutische Versorgung, 
irreführende Militärwerbung, unsinni-
ge Mandatierung, Weiterverkauf von 
Kriegswaffen, militärisch abgesicherte 
Rohstoffgeschäfte, extreme Armut im 
Einsatzland. Der Satz „Lasst uns re-
den“, drängt sich geradezu auf.

Sicher sind die interviewten Per-
sonen keine Pazifist*innen. Die Be-
merkung eines Vorstandsmitglieds 
des Bundes deutscher Einsatzvetera-
nen, Friede sei „nicht durch Sitzkrei-
se und Räucherstäbchen herstellbar“, 
zeigt, dass dieser die Wirksamkeit ge-
waltfreier Methoden unterschätzt. Der 
im Buch ebenfalls porträtierte Leipzi-
ger Psychotherapeut und Reservist 
Jens Oswald ist da klarer: „Es ist nicht 
sinnvoll, dass wir in Afghanistan sind, 
weil die, die da etwas zu sagen haben, 
uns gar nicht da haben wollen.“ Auch 
der PTBS-geschädigte Soldat Klaus 
Bretschneider sagt: „Wir sind die Ver-
lierer, weil wir diejenigen da unten [in 
Afghanistan] sind, die den Kopf hin-
halten müssen und nicht wissen wo-
für.“ Zielgruppen, die wir mit unseren 
Aktionen nicht erreichen, könnten sich 
vielleicht interessiert zeigen, wenn kri-
tische Botschaften von Soldat*innen 
statt von uns kommen. 

Meine Empfehlung: das Buch le-
sen und in der DFG-VK-Gruppe be-
sprechen. Roman Bracht bietet eine 

Roman Bracht: 80 
mm. Einsatzvetera- 
nen der Bundes-
wehr. Köln 2019; 
158 Seiten; 20,00 
Euro; 
ISBN: 978-3-00-
064266-1 (Bezug: 

www.bracht-fotografie.de/portrait/
einsatzveteranen-80mm/) 

Trauer um 
Hartwig Müller-Reiß-Wiek
Hartwig Müller- 
Reiß-Wiek ist 
plötzlich und 
unerwartet in 
der Nacht vom 
28. auf den 29. 
Februar im Alter von 71 Jahren ver-
storben. Er war Delegierter unse-
res Bundesausschusses und einer 
der Sprecher des Landesverbandes 
Niedersachsen-Bremen. 
Vor 35 Jahren war er Vorsitzender 
dieses Landesverbandes, hat ge-
meinsam mit anderen den Oster-
marsch wiederbelebt und Kriegs-
dienstverweigerer beraten. Sei-
ne Auftritte als „Prüfungsaus-
schuss-Vorsitzender“ waren reines 
Kabarett und feinste Satire. 10 Jah-
re lang hat er zum Thema Hiroshima 
gearbeitet, mehrere Veranstaltungen 
mit Überlebenden des Atombom-
benabwurfs durchgeführt und er-
reicht, dass Hannover Partnerstadt 
wurde. Später war er rund ein Jahr-
zehnt lang inaktiv in der DFG-VK, in 
den letzten drei Jahren dann aber 
wieder aktiv und engagiert. 

Hartwig wirkte ausgleichend und 
sagte sinngemäß bei Flügelausein-
andersetzungen: „Wenn wir so wei-
ter machen, werden wir beim Semi-
narpazifismus landen – klein, aber 
mein.“ Er konnte aber durchaus 
auch bissig sein, wie in einer Mail 
über den BA-Verteiler vor zwei Jah-
ren: „Vorerst einmal meine Anerken-
nung, dass Ihr die Kunst der Rheto-
rik beherrscht (sie war ja einmal Teil 
meines Faches, der Philosophie), 
besonders deren barocker Spielart, 
der Kunst, einen armseligen Gedan-
ken in einen stattlichen Wortschwall 
zu kleiden.“ Das war klug und witzig, 
gewürzt mit leichter Ironie, enga-
giert, aber ohne „Schaum vor dem 
Mund“. 

Hartwigs Tod reißt an mehreren 
Stellen eine empfindliche Lücke. Er 
wird uns fehlen.

Thomas Carl Schwoerer,  
Mitglied des DFG-VK- 

BundessprecherInnenkreises

Fo
to

: R
al

f B
uc

ht
er

kir
ch

en



 

F E L D P O S T

TAGESBEFEHL!

Beitrittserklärung
Ich unterstütze die DFG-VK-Grundsatzerklärung  
und werde deshalb Mitglied der DFG-VK.

Vorname

Nachname

Geburtsdatum

PLZ + Ort

Straße + Hausnummer

Telefon

E-Mail

Ich bin damit einverstanden, dass meine persönlichen  
Daten unter Einhaltung der Datenschutzbestimmungen  
bei der DFG-VK gespeichert werden.

Datum

Unterschrift

Beitragsstufen
Ich bezahle diesen monatlichen Mitgliedsbeitrag 
(bitte ankreuzen):

	 Förderbeitrag Stufe 6 	 29,00 Euro

	 Förderbeitrag Stufe 5 	 22,00 Euro

	 Förderbeitrag Stufe 4 	 15,00 Euro

	 Normalbeitrag Stufe 3 	 10,00 Euro

	 Ermäßigter Beitrag Stufe 2 	 5,00 Euro

	 Mindestbeitrag Stufe 1 	 2,00 Euro

(Die Stufen 1 und 2 sind nur per  
halbjährlichem Bankeinzug möglich.)

Darüber hinaus spende ich monatlich 	 Euro.

Darüber hinaus spende ich einmalig 	 Euro.

Zahlungsrhythmus (bitte ankreuzen)
	
	 vierteljährlich
	
	 halbjährlich
	
	 jährlich

Einzugsermächtigung
Ich ermächtige die DFG-VK, den Mitgliedsbeitrag von mei-
nem Konto einzuziehen. Diese Einzugsermächtigung kann 
ich jederzeit widerrufen. Der Auftrag kann nur ausgeführt 
werden, wenn mein Konto ausreichend gedeckt ist.

KontoinhaberIn

IBAN

BIC

Datum

Unterschrift

Das DFG-VK-Spendenkonto
IBAN: DE05 3702 0500 0008 3046 00
BIC: BFSWDE33XXX 2

 | 
20

20

Beitrittserklärung

Soldatinnen und Soldaten!

Dienst für das Vaterland ist für uns alle höchs-
te Verpflichtung. Doch wir alle sind auch Bür-
ger in Uniform und müssen unsere Kritik zum 
Ausdruck bringen dürfen, wenn sich Fehlent-
wicklungen zeigen. Was sich da im Ministe-
rium in den letzten Jahren an Misswirtschaft, 
Schlendrian und Verschwendung angehäuft 
hat, das geht weit über das hinaus, was man 
gerade noch so hinnehmen könnte. Geld wird 
ohne Ende ausgegeben, aber der beklagens-
werte Zustand unserer Ausrüstung ändert sich 
nicht. Und seit einiger Zeit kennen wir auch den 
Grund: Externe Berater, teilweise ohne rechtli-
che Grundlage mit Aufträgen versehen, verdie-
nen sich dumm und dusselig mit dem Geld, wel-
ches eigentlich für die Truppe da sein müsste! 
Ein einzigartiger Skandal! Von unzureichend ge-
warteten Waffensystemen, Beschaffungsstau 
und den daraus entstehenden Ärgernissen des 
Dienstalltags muss ich Ihnen ja nichts erzählen. 
Was jetzt noch hinzu kommt, das ist das Phä-
nomen, dass immer häufiger Offiziere auf Zeit 
ihren Dienst nicht verlängern, sondern die Trup-
pe verlassen, eine private Sicherheitsfirma auf-
machen oder gleich als sachkundige Berater 
bei Lieferanten der Bundeswehr anheuern. Kein 
Wunder, da verdient man auch mehr. Allerdings, 
mit dem Dienst fürs Vaterland hat das nichts 
mehr zu tun.
gez. Alex von Lingua, Feldpostmeister

Ausstellung zum Buch an und schlägt 
vor, mit den porträtierten Menschen 
ins Gespräch zu kommen. Warum 
nicht?

Stefanie Intveen

Zunächst sollte es eine Broschüre mit 
ca. 50 Seiten Umfang geben, doku-
mentiert werden sollten darin „30 Jah-
re Lebenslaute“. Daraus wurde nichts. 
Leider. Zum Glück! Denn es wurde viel 
mehr, nämlich eine bunte Dokumenta-
tion auf 250 Seiten über ein einzigar-
tiges Projekt. Im Vorowrt beschreiben 
die fünf Mitglieder des Redaktions-
teams das so: 

„Lebenslaute ist ein buntes Netz-
werk von Musiker*innen. Wir haben 
nie zu Ende diskutiert, in was für einer 
Welt wir leben wollen. Aber wir haben 
angefangen, unsere Lebendigkeit und 

unsere Musik in unsere politischen 
Aktionen zu integrieren. Wir vertrauen 
auf die Kraft der Musik und nehmen 
doch kein Blatt vor den Mund, wenn es 
um Kritik an Gewalt- und Herrschafts-
strukturen sowie um Schutz der Men-
schenrechte geht. Unsere Aktionen 
richten sich gegen herrschende staat-
liche Strukturen wie Militär und Ver-
fassungsschutz, gegen die Durchset-
zung von Kapitalinteressen der Atom-, 
Rüstungs-, Gentechnik- und Kohlein-
dustrie, gegen Kriegsvorbereitungen, 
Naturzerstörung und Rassismus. Un-
ser Vertrauen in die gewaltreduzieren-
de Kraft der Musik und in den allge-
meinen Respekt gegenüber der Mu-
sikkultur verleiht uns den Mut zur Kon-
frontation. Die Aufführung eines klas-
sischen Konzerts in schwarz-weißer 
Konzertkleidung bleibt eine solche, 
auch wenn sie gleichzeitig die Blocka-
de der Zufahrt zu einer Rüstungsfabrik 
ist. Indem wir gleichzeitig Musiker*in-
nen und Ruhestörer*innen sind, irritie-
ren wir und öffnen Augen, Herzen und 
Ohren für unsere Inhalte.“

Im Grunde ist die Dokumentation 
ein (alternatives) Geschichtsbuch über 
drei Jahrzehnte über phantasievollen 
gewaltfreien Widerstand mit musikali-
schen Mitteln.

Empfehlens- und lesenwert und 
die (nicht billigen) 25 Euro „preiswert“!

Stefan Philipp

L e b e n s l a u t e 
(Hrsg.): Widerstän-
dige Musik an un-
möglichen Orten. 
33 Jahre Lebens-
laute. Heidelberg 
2020; Verlag Gras-

wurzelrevolution; 249 Seiten; 180 
Fotos und zahlreiche Dokumente; 
mit DVD; 25,00 Euro (ISBN 978-3-
939045-39-7)
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Friedlich denken allein ändert nichts. Werde Mitglied der DFG-VK!

Bitte die Rückseite ausfüllen und in 
einem Fensterumschlag schicken an:

DFG-VK-Bundesverband
Hornbergstraße 100
70188 Stuttgart

Die Grundsatzerklärung 
der DFG-VK:

Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher erntschlossen, keine Art  
von Krieg zu unterstützen und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

Die ZivilCourage-Karikatur

✂


